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EinlEitungEinlEitung

der Verlust der Wohnung gilt als schwerwiegender 
Einschnitt in das Leben und wird in der Sozialge-

setzgebung zu Recht als soziale Notlage angesehen. 
In Berlin setzten die Gerichtsvollzieher*innen in den 
letzten Jahren jeweils zwischen 5.000 und 7.000 
Räumungstermine fest (siehe Drucksachen Abge-
ordnetenhaus 17/10 269; 17/12 200; 17/12 964). 
Exakte Zahlen über die tatsächlich durchgeführten 

 Zwangsräumungen liegen nicht vor, da es bis heute 
keine verpflichtende amtliche Berichterstattung zu 

 Räumungsklagen und vollzogenen Zwangsräumun-
gen für die letzten Jahre gibt. Zudem fehlen bei dieser 
Annäherung die Bezirke Neukölln und Reinickendorf 
komplett. Vor dem Hintergrund von steigenden Mie-
ten, einer wachsenden Einkommensarmut und vor 
allem mit den sichtbaren Protesten gegen Verdrän-
gung ist in Berlin das öffentliche Interesse am Thema 
Zwangsräumungen in den letzten Jahren jedoch deut-
lich gestiegen. 

Insbesondere zu den Ursachen, den Folgen und 
möglichen Veränderungen von Zwangsräumungen 
in Berlin gibt es nur wenig systematisiertes Wissen. 
Neben wissenschaftlichen Studien zu behördlichen 
Maßnahmen bei drohendem Wohnungsverlust durch 
Mietrückstände (Gerull 2003; Gerull/Merckens 2012; 
Gerull u.a. 2009) beschränken sich die Informationen 
über Zwangsräumungen auf sporadische Veröffent-
lichungen amtlicher Daten im Zuge von parlamen-
tarischen Anfragen (siehe Anhang, Tab. 1), einzelne 
Fallbeschreibungen in den Medien und Veröffentli-
chungen des Bündnisses Zwangsräumungen verhin-
dern (http://zwangsraeumungverhindern.blogsport.
de/). Doch viele, die sich mit dem Thema Zwangs-
räumungen beschäftigen, wissen, dass wir eigentlich 
nichts wissen. Oder zumindest nicht genug. Wir ha-
ben zu wenige Daten, um Ausmaß und Veränderung 
von Zwangsräumungen zu beschreiben, zu wenige 
Fakten, um Hintergründe und Folgen abzuschätzen 
und zu wenige Informationen, um das Handeln von 
Ämtern, Behörden und Freien Trägern über den Ein-
zelfall hinaus bewerten zu können.

Unsere Studie „Zwangsräumungen und die Krise  
des Hilfesystems“ soll diese Lücken schließen und einen 
Überblick der Berliner Situation von Zwangsräumun-

gen und erzwungenen Umzügen geben. Wir wollen 
einen möglichen Zusammenhang von Zwangsräumun-
gen und Wohnungsmarktveränderungen analysieren 
und die sozialstaatlichen Unterstützungsangebote auf 
ihre Funktionsweisen und ihren Wirkungsgrad hin un-
tersuchen.  

Ausmaß, Verteilung und Struktur von
Zwangsräumungen in Berlin

Basierend auf behördlichen Quellen, amtlichen Statis-
tiken und Informationen aus Interviews, haben wir das 
Ausmaß und die räumliche Verteilung von Zwangsräu-
mungen für die letzten Jahre untersucht. Fragen, die 
wir in diesem Zusammenhang klären wollten, waren: 
Wie hat sich der Umfang von Zwangsräumungskla-
gen in den vergangenen Jahren in Berlin entwickelt? 
Wie viele Räumungsklagen sind bei den Berliner Ge-
richten eingegangen und wie viele Räumungstermine 
wurden angesetzt? Wie sind Räumungsklagen und 
-mitteilungen über die einzelnen Berliner Bezirke 
verteilt? Hat sich die soziale Zusammensetzung der 
zwangsräumungsbetroffenen Personen verändert?

Sozialräumliche und wohnungswirtschaft- 
liche Kontexte von Räumungsklagen

Aus einer Reihe von internationalen Forschungsarbei-
ten wissen wir, dass Verdrängung von Haushalten mit 
geringen ökonomischen Ressourcen in der Regel ein 
Effekt von wohnungswirtschaftlichen Verwertungs-
strategien ist (Lees u.a. 2008). Insbesondere die öko-
nomischen Erklärungsansätze der Gentrification-For-
schung sehen in der Verdrängung die notwendige 
Voraussetzung für die Schließung von  Ertragslü-
cken (rent gaps) zwischen den aktuell realisierbaren 
Erträgen und potentiell möglichen Einnahmen bei 
bestmöglicher Nutzung des Grundstücks (Smith 
1979). In unserer Studie wollen wir daher einen mög-
lichen Zusammenhang von veränderten wohnungs-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und der Häu-
figkeit von Räumungsklagen sowie der Wirksamkeit 
sozialstaatlichen Handelns analysieren. Fragen, die 
wir in diesem Zusammenhang klären wollten, waren: 
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Wohnungsnotlagen“ oder von „räumungsbedrohten 
Mieter*innen“. Das mag an der einen oder anderen 
Stelle umständlich klingen, aber wir haben in unseren 
vielen Interviews stets wieder neu erfahren müssen, 
dass Stigmatisierungen und Diskriminierungen im-
mer auch in der Sprache zum Ausdruck kommen und 
die negativen Zuschreibungen Rückwirkungen auf die 
Realität haben: Wer von bestimmten Menschen nur 
als „Schuldner*innen“ spricht, reduziert sie auf dieses 
Merkmal und verhält sich nicht selten auch selbst wie 
ein Gläubiger.

Danksagung

Zu guter Letzt möchten wir den vielen Unterstüt-
zer*innen danken, die diese Studie überhaupt erst er-
möglicht haben. Unser Dank geht an Alice Hamdi, die 
mit ihren Ideen das Projekt mit auf den Weg gebracht 
hat, ebenso wie an Helene Flick und Elisabeth Dienel, 
die als Praktikantinnen am Arbeitsbereich Stadt- und 
Regionalsoziologie an der Arbeit mitgewirkt haben. 
Der Rosa-Luxemburg-Stiftung danken wir, weil sie mit 
einer Förderung unsere Untersuchung finanziell un-
terstützt hat und Prof. Susanne Gerull, weil sie uns mit 
ihrem detailreichen Faktenwissen und ihrer Geduld 
auf viele Fragen Antworten geben konnte und uns 
damit geholfen hat, das Dickicht der gesetzlichen Re-
gelungen und behördlichen Zuständigkeiten besser 
zu verstehen. Unsere Danksagung geht auch an Lisa 
Klinkenberg, die es geschafft hat, ursprünglich 163 
Seiten Bleiwüste in ein lesbares Format zu übertragen, 
sowie an die Fotograf*innen und das Bündnis Zwangs-
räumung verhindern, die uns Bilder von Protesten 
gegen Zwangsräumungen in Berlin zur Verfügung 
gestellt haben. Die Fotos machen Mut, weil sie zeigen, 
dass Räumungen nicht mehr unwidersprochen hinge-
nommen werden.

Ganz besonders herzlich danken wollen wir allen 
Gesprächspartner*innen in den Bezirksämtern, bei 
den Freien Trägern, Jobcentern und Wohnungsbau-
gesellschaften, die sich unseren Interviews gestellt 
und mit ihrer Offenheit maßgeblich zum Gelingen der 
Studie beigetragen haben. Insbesondere gilt dies für 
alle, die trotz ihrer Wohnungsnotsituation Zeit gefun-
den haben, ihre Erfahrungen und Einschätzungen mit 
uns zu teilen. 

Wir hoffen sehr, dass dieses Engagement und 
unsere Studie dazu beitragen, Zwangsräumungen in 
Berlin zu stoppen. Unsere Einblicke in das Elend der 
Zwangsräumungen und das Hilfesystem Wohnungslo-
sigkeit, aber auch in das Geschäft mit der Wohnungs-
not zeigen, dass ein grundsätzlicher Systemwechsel in 
der Wohnungs- und Sozialpolitik notwendig ist.

Welchen Einfluss haben wohnungswirtschaftliche 
Entwicklungen in Berlin auf Zwangsräumungskla-
gen? Besteht ein Zusammenhang zwischen Gentrifica-
tion- bzw. Aufwertungsprozessen und dem erhöhten 
Zwangsräumungsklageaufkommen in bestimmten 
Berliner Nachbarschaften? Hat die Differenz von Be-
stands- und Angebotsmieten einen Einfluss auf die 
Häufigkeit von Räumungsklagen?  

Zwangsräumungen und das Hilfesystem
Wohnungslosigkeit

Zwangsräumungen und damit oftmals verbunde-
ne Verdrängung aus dem Lebensumfeld bis hin zu 
Obdachlosigkeit stellen für den Sozialstaat eine He-
rausforderung dar, weil Teilhabemöglichkeiten für 
einkommensschwache Bevölkerungsschichten zur 
Disposition stehen (Gerull 2003). Da viele vermuten, 
dass Menschen in Wohnungsnotlagen nur über be-
grenzte Selbsthilfemöglichkeiten verfügen (Plattner 
1985; Kokot/Gruber 2007), ist es Aufgabe eines Sozi-
alstaates, effektive Maßnahmen zum Wohnungserhalt 
zu ergreifen. Aktuelle Studien zu Zwangsräumungen 
und den staatlichen Hilfesystemen haben dabei ge-
zeigt, dass sich die Vorgehensweise, die Instrumente 
und die Effekte von staatlichen Hilfsangeboten sowohl 
zwischen einzelnen Ländern (Stenberg u.a. 2011) als 
auch zwischen Kommunen (Busch-Geertsema u.a. 
2014) unterscheiden können. Im Rahmen unserer 
Untersuchung haben wir daher danach gefragt, ob, 
wie und vor allem mit welchen Effekten sich die Un-
terstützungsstrukturen im Bereich der Wohnungslo-
senhilfe zwischen den Berliner Bezirken voneinander 
unterscheiden. Fragen in diesem Zusammenhang wa-
ren: Wie werden die staatlichen Hilfsangebote in den 
unterschiedlichen Bezirken organisiert? Welche Rolle 
spielen einzelne Institutionen in den bezirklichen Hil-
fesystemen? Gibt es eine unterschiedliche Wirksam-
keit der bezirklichen Hilfsangebote?

Methoden und Arbeitsschritte

Zur Bearbeitung unserer Forschungsfragen haben 
wir auf verschiedene Methoden zurückgegriffen. Zum 
einen haben wir Statistiken und Zahlen gesammelt 
und statistisch ausgewertet. Dabei haben wir insbe-
sondere versucht, zwangsräumungsbezogene Daten 
wie Mietrückstände, Räumungsklagen, festgesetzte 
Räumungstermine etc. mit wohnungswirtschaftlichen 
Daten wie etwa den Mietpreisentwicklungen in Ver-
bindung zu setzen. 

Zum anderen haben wir zwischen Januar und 
September 2014 insgesamt 26 Interviews mit Mitar-
beiter*innen von Bezirksämtern, Jobcentern, Freien 
Trägern, kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 
und Personen, die zwangsgeräumt wurden oder von 
einer Räumung bedroht waren, geführt. Die über 
27 Stunden Gesprächsmaterial haben wir nach der 
Transkription inhaltsanalytisch ausgewertet und ins-

besondere für die Erarbeitung von Bezirksprofilen des 
Hilfesystems genutzt.

Aufbau der Studie

Die Studie untergliedert sich in verschiedene Kapi-
tel, in denen jeweils eigene Schwerpunkte vorgestellt 
werden. In einem Überblickskapitel „Was ist eine 
Zwangsräumung?“ werden die rechtlichen Rahmen-
bedingungen und typischen Abläufe von  Kündi-
gungen, Räumungsklagen und Zwangsräumungen 
beschrieben und die daran maßgeblich beteiligten In-
stitutionen sowie das Hilfesystem Wohnungslosigkeit 
vorgestellt. Unter dem Stichwort „Zwangsräumungen 
in Berlin“ folgt ein Kapitel, in dem das vorhandene 
Zahlenmaterial zusammengeführt wird, um einen 
möglichst kompletten Überblick zu Umfang, Struktu-
ren und Veränderungen des Räumungsgeschehens zu 
geben. Im anschließenden Kapitel „Räumung für die 
Rendite? Zwangsräumungen und Wohnungsmarkt“ 
erfolgt eine explizite Betrachtung der wohnungswirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen für die räumliche 
Konzentration von Zwangsräumungen. Im umfang-
reichsten Kapitel „Das Hilfesystem Wohnungslosig-
keit in Berlin“ werden entlang von vier Bezirksprofilen 
die Besonderheiten der bezirklichen Hilfesysteme her-
ausgearbeitet und im Anschluss die Krise des Hilfesys-
tems in allen Bezirken beleuchtet. Ein abschließendes 
Kapitel widmet sich unter der Überschrift „Moralvor-
stellungen des Hilfesystems“ den in den Interviews 
zu Tage getretenen Denkweisen, Haltungen und 
Rechtfertigungen der Mitarbeiter*innen der Instituti-
onen des Hilfesystems und fragt, wie sich dies auf die 
(Selbst-)Wahrnehmung von Menschen in Wohnungs-
not auswirken kann. Da insbesondere viele Behörden-
begriffe aus dem Bereich des Miet- und Sozialrechts 
nicht allgemein bekannt sind, haben wir einige von ih-
nen in einem „Glossar“ erklärt. Alle, die gerne wissen 
wollen, was sich hinter einer  „§67er-Maßnahme“ 
verbirgt oder was ein  „Heilungsverfahren“ ist, wer-
den im Glossar entsprechende Hinweise finden. Im 
„Anhang“ haben wir ausgewählte Daten und Zahlen 
im Tabellenformat zusammengestellt, die in unserer 
Darstellung möglicherweise zu kurz kommen, aber 
für das Verständnis von Einzelaspekten wichtig sein 
könnten.

Sprache

Das hier vorliegende Material ist das Ergebnis von 
mehr als einem Jahr wissenschaftlicher Arbeit und 
vielen Passagen ist das auch anzumerken, obwohl 
wir versucht haben, unsere Ergebnisse möglichst ver-
ständlich zu formulieren. Um nicht selbst in die Falle 
der Stigmatisierungen zu tappen, die im Umgang mit 
Zwangsräumungen und Wohnungslosigkeit leider 
weit verbreitet sind, haben wir uns bemüht, negative 
Zuschreibungen zu vermeiden. Statt von „Mietschuld-
ner*innen“ sprechen wir lieber von „Menschen in 
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was ist eine 
Zwangsräumung?
2 / 

w ie in vielen anderen gesellschaftlichen 
Feldern, äußern sich auch im Bereich der 

Zwangsräumungen unterschiedliche Haltun-
gen, Positionen und Interessen in der verwende-
ten Begrifflichkeit. Im juristischen Jargon vieler 
Wohnungseigentümer*innen und Behördenmit-
arbeiter*innen wird die Räumung einer Woh-
nung gern als  „Vollstreckung eines rechts-
kräftigen  Räumungstitels“ bezeichnet. Dieser 
terminus technicus wird jedoch dem Charakter 
von Zwangsräumungen nicht gerecht, denn es 
ist der massivste staatliche Angriff auf das exis-
tentielle Grundbedürfnis des Wohnens. Auch 
das Verlassen der Wohnung in Reaktion auf eine 
Räumungsklage wird immer wieder verharmlo-
send als ‚freiwilliger Auszug‘ beschrieben – wir 
setzen den Begriff der „erzwungenen Umzüge“ 
dagegen.  

Wir definieren Zwangsräumungen 
folgendermaßen: 

Bei einer Zwangsräumung werden Mieter*in-
nen per Räumungsklage von ihren Vermieter*in-
nen aus der Wohnung geklagt und schließlich 
durch eine*n Gerichtsvollzieher*in – notfalls 
unter Anwendung von polizeilicher Gewalt – 
gezwungen, die Wohnung zu verlassen.

Bei einem  erzwungenen Umzug verlassen 
Mieter*innen im Laufe des Zwangsräumungs-
prozesses – noch vor der eigentlichen Zwangs-
räumung – die Wohnung, weil sie die Mehr-
kosten durch die Räumung fürchten bzw. nicht 
tragen können. Auch Personen, die eine meist 
aufgrund der zugespitzten Situation auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt schlechtere Ersatz-
wohnung finden, bevor sie zwangsgeräumt wer-
den, ziehen erzwungen um.

Kündigungsarten und 
räumungsverfahren

Zu einer Zwangsräumung kommt es nicht von 
heute auf morgen. Vor dem eigentlichen Akt der 

Zwangsräumung steht immer ein längerer juristischer 
Prozess. Wesentliche Bestandteile dieses Prozesses 
werden im Folgenden dargestellt.

Wie kommt es eigentlich zu einer Zwangs- 
räumung bzw. einem erzwungenem Umzug?

Voraussetzung für eine Zwangsräumung ist ein wirk-
sam gekündigter Mietvertrag. Das heißt, es muss ein 
befristeter Mietvertrag auslaufen bzw. bei einem un-
befristeten Mietvertrag eine „Vertragsverletzung“ 
durch die Mieter*innen vorliegen oder die Eigentü-
mer*innen müssen einen „begründeten“ Anspruch auf 
Eigennutzung der Wohnung stellen. In der Literatur 
zu Zwangsräumungen wird davon ausgegangen, dass 
der häufigste Grund für Kündigungen in Deutschland 
Mietrückstände sind (Stenberg u. a. 2011: 41). 

Es gibt zwei Arten von Kündigungen: Die außer-
ordentliche fristlose und die ordentliche fristgerechte 
Kündigung. Eine ordnungsgemäße Kündigung be-
inhaltet eine Kündigungsfrist von mindestens drei 
Monaten – abhängig von der Wohndauer der Mie-
ter*innen. Bei einer fristlosen Kündigung gelten diese 
Kündigungsschutzbestimmungen nicht. 

Wann kann fristlos gekündigt werden?

Eigentümer*innen haben laut Bürgerlichem Gesetz-
buch (BGB) das Recht, außerordentlich und fristlos 
zu kündigen, wenn die Mietpartei
a) „für zwei aufeinanderfolgende Termine mit der 

Entrichtung der Miete oder eines nicht unerheb-
lichen Teils der Miete in Verzug ist oder

In diesem Kapitel werden wir zunächst die Begriffe Zwangsräumung und er-
zwungene Umzüge erklären und im Anschluss schildern, welche rechtlichen 
Schritte ablaufen, bis es zu einer Zwangsräumung kommt. Schließlich stellen 
wir das staatliche Hilfesystem Wohnungslosigkeit mit seinen Instrumenten 
zur Unterstützung bei drohender Zwangsräumung vor.
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Was ist eine ZWangsräumung? Was ist eine ZWangsräumung?

in Höhe des Mietrückstandes innerhalb einer vom 
Gericht festgesetzten Frist beim Amtsgericht hinter-
legen müssen. Gelingt den Mieter*innen dies nicht, 
beispielsweise, weil sie die u. U. hohe Summe nicht so 
schnell bei Freund*innen und Familie leihen können, 
kann per einstweiliger Verfügung, also noch bevor das 
endgültige Urteil feststeht, zwangsgeräumt werden. 
Bisher wird diese Art der Zwangsräumungsbeschleu-
nigung nur selten von Gerichten angewendet (Mieter- 
Echo 2014: 27).

Was passiert bei der Zwangsräumung?

Kommt es zur Zwangsräumung, wird sie durch die 
Gerichtsvollzieher*innen vollstreckt. Gerichtsvollzie-
her*innen müssen von den Eigentümer*innen beauf-
tragt werden und sich mindestens drei Wochen vor der 
Zwangsräumung schriftlich bei den Mieter*innen an-
kündigen. Mieter*innen erhalten dann ein Schreiben, 
in dem der Tag, die Stunde und die Art der Zwangsräu-
mung angekündigt wird (Maierhofer 2011: 9). 

Bei der „klassischen“ Zwangsräumung wird der 
gesamte Hausrat aus der Wohnung geschafft und 
meist zwei Monate lang eingelagert. Nach zwei Mona-
ten dürfen die Eigentümer*innen alles verwerten, d. h. 
danach Gegenstände von Wert verkaufen bzw. „Wert-
loses“ entsorgen (Knop 2009: 763). Die Kosten des 
gesamten Vollstreckungsprozesses, also Ausgaben 
für Gerichtsvollzieher*innen sowie Schlosser*innen, 
für das eingesetzte Umzugsunternehmen, die Einla-
gerung etc. betragen im Durchschnitt 2.000 bis 6.000 
Euro (Maierhofer 2011: 32). Diese Kosten schießen 
die Eigentümer*innen zunächst vor, am Ende müssen 
sie jedoch die Zwangsgeräumten tragen. 

Um das Räumungshemmnis „Kosten“ für räu-
mungswillige Eigentümer*innen zu reduzieren, wur-
de mit der Mietrechtsnovelle 2013 die sogenannte 

 Berliner Räumung (Vermieterpfandrecht) als 
eine mögliche Form der Zwangsräumung festge-
schrieben. Bei dieser Form der Räumung wird ledig-
lich das Schloss der Wohnung ausgetauscht, sodass 
die ehemaligen Mieter*innen keinen Zugang mehr 
zu ihrer Wohnung haben. Nach bereits einem Monat 
kann der Hausrat dann verwertet werden (Hanne-
mann 2013: 128). Kostenpunkt: 400 bis 500 Euro 
(Maierhofer 2011: 33).

In den letzten Jahren hat es vielfach Proteste 
gegen Zwangsräumungen gegeben und Gerichts-
vollzieher*innen wurden teilweise mit Sitzblockaden 
an ihrer Arbeit gehindert. Um eine Zwangsräumung 
trotz öffentlich angekündigter politischer Proteste 
durchzuführen, können Gerichtsvollzieher*innen 
Amtshilfe durch die Polizei einfordern: „Findet der 
Gerichtsvollzieher Widerstand, so darf er unbescha-
det der Regelung des § 61 Gewalt anwenden und zu 
diesem Zweck polizeiliche Unterstützung anfordern.“ 
(§ 758 Absatz 3 ZPO).

Der gesamte Prozess vom ersten Mietrückstand 
bis zur Zwangsräumung der Wohnung dauert in 

b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei 
Termine erstreckt, mit der Entrichtung der Mie-
te in Höhe eines Betrages in Verzug ist, der die 
Miete für zwei Monate erreicht.“ (§ 543 BGB 
Absatz 2 Satz 3)

Im Gegensatz zur weit verbreiteten Auffassung, dass 
erst ab einer Summe von zwei Monatsmieten fristlos 
gekündigt werden kann, gilt nach Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes als ein „nicht unerheblicher 
Teil der Miete“ bereits ein Rückstand von einer Mo-
natsmiete plus einem Cent aus zwei aufeinander fol-

genden Monaten 
(BGH, Urteil vom 
10.10.2012, Az. 
VIII ZR 107/12, 
in: http://open-
jur.de/u/566242.
html). Diese Miet-
schuld ist u. U. sehr 
schnell aufgelaufen 
und in Gegenden 
mit hohen Er-
tragserwartungen 
der Hauseigentü-
mer*innen geben 
sie diesen eine ein-
fache Möglichkeit, 

Mieter*innen mit vergleichsweise günstigen Mieten 
loszuwerden. Beispielsweise kündigt die Berliner lan-
deseigene Wohnungsbaugesellschaft degewo nicht 
selten bereits bei Erreichen eines Mietrückstandes von 
dieser Höhe (Interview LW 1). 

Neben Mietrückständen können Vermieter*in-
nen „aus wichtigem Grund“ kündigen. Als Gründe 
gelten zum Beispiel (Lärm-)Belästigung der Nach-
bar*innen, die Gefährdung der Wohnung durch Ver-
nachlässigung, ein Zerwürfnis zwischen Mieter*innen 
und Eigentümer*innen, unerlaubte Untervermietung 
sowie wiederholt unpünktliche Mietzahlung (Mieter- 
Echo 2014: 25). 

Bei einer fristlosen Kündigung wegen Miet-
rückstands kann die Wohnung bzw. der Mietvertrag 
„gerettet“ werden, wenn der Mietrückstand vor Ablauf 
von zwei Monaten nach Erhalt der Räumungsklage 
ausgeglichen wird („Schonfrist“ oder  „Heilungs-
verfahren“). Dies ist aber innerhalb von zwei Jahren 
nur einmal möglich. Um zu verhindern, dass Kündi-
gungen in dieser Weise abgewendet werden, sprechen 
Eigentümer*innen in Berlin seit einigen Jahren meist 
nicht nur eine außerordentliche fristlose Kündigung 
aus, sondern kündigen gleichzeitig „hilfsweise“ ord-
nungsgemäß (ebd.).

Wann kann ordnungsgemäß
gekündigt werden?

Ordnungsgemäß können Eigentümer*innen aus „be-
rechtigtem Interesse“ (§ 573 BGB) kündigen. Dieses 
berechtigte Interesse liegt vor, wenn Mieter*innen 
ihre vertraglichen Pflichten verletzt haben (s. o.) 
oder wenn Vermieter*innen die Räume für sich, ihre 
Familien- oder Haushaltsangehörige beanspruchen. 
Vermieter*innen melden dann Eigenbedarf an – die 
in der Wohnung wohnenden Mieter*innen müssen 
diese verlassen. Eigenbedarfskündigungen treten bei 
Umwandlungen von Mietwohnungen in Eigentums-
wohnungen gehäuft auf. In Berlin gilt eine zehnjähri-
ge „Sperrfrist“ für in Eigentum umgewandelte Woh-
nungen, innerhalb derer nicht wegen Eigenbedarfs 
gekündigt werden kann (ebd.: 26). Bei Kündigungen 
wegen Eigenbedarfs können sich Mieter*innen, wenn 
die Fristvorschriften eingehalten werden, nur in Aus-
nahmefällen wegen eines „ökonomischen Härtefalls“ 
wehren. Die Zahl der in Eigentum umgewandelten 
Wohnungen in Berlin steigt seit einigen Jahren rasant 
an. Im Jahr 2013 beispielsweise wurden über 9.100 
Mietwohnungen in Eigentum umgewandelt, was ei-
nem Anstieg von 26 Prozent zum Vorjahr entspricht 
(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Um-
welt 2014: 81). Die Bedrohung, wegen Eigenbedarfs 
gekündigt zu werden, ist also für viele Mieter*innen 
Realität.

Wie läuft ein Räumungsverfahren ab?

Ziehen Mieter*innen, nachdem sie eine Kündigung er-
halten haben, nicht aus bzw. legen Einspruch dagegen 
ein, können die Eigentümer*innen sie vor dem jeweils 
zuständigen Gericht auf „Herausgabe der Wohnung“ 
verklagen, also eine Räumungsklage einlegen. Wenn 
dann die Vermieter*innen bei der Gerichtsverhand-
lung gewinnen, ergeht ein Räumungsurteil und da-
mit der Räumungstitel. Mit diesem Räumungstitel 
können Eigentümer*innen Gerichtsvollzieher*innen 
mit der Vollstreckung – der Zwangsräumung – beauf-
tragen (Knop 2009: 739ff.). Ein Räumungstitel ist 30 
Jahre gültig (§197 Abs. 1 Nr. 3 BGB).

Erscheinen die beklagten Mieter*innen nach 
Ladung nicht zur Gerichtsverhandlung, entscheiden 
die Richter*innen ohne Anhörung und es ergeht, 
wenn sich die Sache für die Richter*innen unstrittig 
darstellt, ein  „Versäumnisurteil“ und damit ein 
Räumungstitel gegen die Mieter*innen (Zivilprozess-
ordnung §331 ZPO). 

Das Mietrecht wurde im Mai 2013 zuungunsten 
von Mieter*innen verschärft. Seit Inkrafttreten der 
Mietrechtsnovelle kann bei Räumungsklagen wegen 
Mietrückständen, die „hohe Aussicht auf Erfolg“ ha-
ben, mithilfe einer einstweiligen Verfügung noch 
schneller geräumt werden: Eigentümer*innen können 
innerhalb des noch laufendem Verfahrens beantra-
gen, dass die Mieter*innen eine Sicherheitsleistung 

„findet der gericHts-
VollZieHer wider-
stand, so darf er 
unBescHadet gewalt 
anwenden und Zu 
diesem ZwecK poliZei-
licHe unterstütZung 
anfordern.“

Deutschland durchschnittlich etwas mehr als ein Jahr 
(Stenberg u. a. 2011: 48). Je nachdem, ob und wie die 
Mieter*innen sich im Laufe des Prozesses wehren, 
kann der Zeitraum variieren. In jedem Fall sind die 
zuständigen Gerichte gesetzlich verpflichtet, „Räu-
mungsklagen, unabhängig vom Kündigungsgrund, 
vorrangig und beschleunigt zu bearbeiten“ (Lodde 
2013: 16).
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Grafik 1 / Ablauf einer Zwangsräumung
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wohnungslosigkeit 

Wie wir gesehen haben, sind Zwangsräumungen ein 
elementarer Bestandteil eines auf Eigentum basierten 
Verteilungssystems von Wohnraum und die Aufgabe 
des Staates ist es, Eigentumsrechte zu schützen und 
durchzusetzen. Scheinbar konträr zu dieser Rolle for-
muliert der Sozialstaat für sich ebenfalls die Aufgabe, 
unter bestimmten Bedingungen Zwangsräumungen 
zu verhindern bzw. Wohnungslosigkeit zu vermeiden.  

Wer ist eigentlich das Hilfesystem?

In Berlin sind dafür die Sozialämter bzw. Sozialen 
Wohnhilfen in den Bezirksämtern1 sowie bei  ALG- 
II-Bezieher*innen die Jobcenter zuständig. Damit 
die Sozial- und Sachbearbeiter*innen in den Sozialen 
Wohnhilfen überhaupt von Räumungsklagen und da-
durch drohender Wohnungslosigkeit erfahren, sind die 
Gerichte verpflichtet, den zuständigen Sozialämtern 
mitzuteilen, sobald eine Räumungsklage wegen Mie-
trückständen (nicht wegen Eigenbedarfs oder verhal-
tensbedingten Kündigungen!) gegen Bewohner*innen 
des Bezirks eingereicht wurde. In Neukölln und Reini-
ckendorf werden diese Mitteilungen direkt an die Job-
center geschickt, welche sie dann sortieren und jene, 
die nicht in ihren Zuständigkeitsbereich (kein ALG-
II-Bezug) fallen, an die Soziale Wohnhilfe weiterleiten 
(siehe Drucksache Abgeordnetenhaus Berlin 17/10 
269). Die Bezirksämter/Jobcenter sind verpflichtet, die 
betroffenen Mieter*innen anzuschreiben, sie auf Bera-
tungs- und Unterstützungsmöglichkeiten hinzuweisen 
und zu prüfen, ob im Falle einer fristlosen Kündigung 
diese durch eine  Mietschuldenübernahme abgewen-
det werden kann (Deutscher Verein 2013: 4). 

Darüber hinaus müssen alle Gerichtsvollzie-
her*innen die Sozialen Wohnhilfen/Jobcenter über 
jeden von ihnen festgesetzten Termin einer Zwangs-
räumung wegen Mietrückständen informieren, bei 
der ihrer Einschätzung nach die anschließende Ob-
dachlosigkeit droht (Gerull 2002). 
Neben den behördlichen Akteur*innen sind häufig 
noch die  Freien Träger der Wohlfahrtspflege invol-
viert, wenn es um Zwangsräumungen geht. Sie bieten 
bezirksunabhängig u. a. „Hilfe nach §67“ des  SGB 
XII an. Abhängig vom „Leistungstyp“ (beispielswei-
se  Wohnungserhalt und -erlangung [WuW] oder 

 Betreutes Einzelwohnen [BEW]) unterstützen sie 
Personen mit „besonderen sozialen Schwierigkeiten“ 
bei der Wohnungssuche und beim Wohnungserhalt, 
bei Schreiben an Ämter und begleiten sie zu Behör-

den- und anderen offiziellen Terminen. Die Hilfeleis-
tungen richten sich aber nur an diejenigen Menschen 
in Wohnungsnotlagen, bei denen vom Bezirksamt ein 
„Hilfebedarf“ anerkannt wurde und somit die Kosten 
der Maßnahmen von der öffentlichen Hand übernom-
men werden. Teilweise überschneiden sich die Auf-
gabenbereiche von behördlichen Stellen und Freien 
Trägern, in vielen Fällen werden staatliche Aufgaben 
an die Träger ausgegliedert.

Welche Instrumente zur Vermeidung
von Zwangsräumungen gibt es?

Dem Sozialstaat stehen unterschiedliche Instrumente 
zur Verhinderung bzw. zum Aufschub von Zwangsräu-
mungen sowie zur Vermeidung von anschließender 
Obdachlosigkeit zur Verfügung. So können räumungs-
bedrohte Mieter*innen Räumungs- und Vollstre-
ckungsschutz oder auch Mietschuldenübernahmen 
beantragen. Greifen die Instrumente zur Abwendung 
von Zwangsräumungen nicht, sind die Berliner Be-
zirksämter verpflichtet, wohnungslos gewordene Men-
schen unterzubringen, d.h. eine Schlafgelegenheit zu 
garantieren.

Noch während des  Räumungsverfahrens kön-
nen die betroffenen Mieter*innen  Räumungsschutz 
bzw. eine verlängerte Räumungsfrist von maximal 
einem Jahr beantragen, um vor drohender Wohnungs-
losigkeit geschützt zu werden, beispielsweise wegen 
gesundheitlicher Gründe (Knop 2009: 767 ff.). Ist 
das Gerichtsverfahren beendet und steht bereits ein 
Räumungstermin fest, können die Mieter*innen bis 
zwei Wochen vor diesem Termin beim zuständigen 
Amtsgericht Vollstreckungsschutz beantragen. Die-
ser kann gewährt werden, wenn die Zwangsräumung 
„wegen ganz besonderer Umstände eine Härte bedeu-
tet, die mit den guten Sitten nicht vereinbar ist“ (§765a 
Absatz 1 ZPO). Die guten Sitten sind dabei natürlich 
Auslegungssache des Gerichts und grundsätzlich 
gilt: Die Interessen der Gläubiger*innen gehen vor 
(Walker/Gruß nach 
Gerull 2003: 59). 
Eine Mitarbeiterin 
eines Freien Trägers 
berichtete im Inter-
view, dass Vollstre-
ckungsschutz sehr 
schwer zu erlangen 
und auch bei hoch-
schwangeren Frau-
en in der Regel nicht 
gewährt werde (FT/
NK). Auch eine in-
terviewte Räumungsbetroffene erzählte, dass bei ihr 
trotz vom sozialpsychiatrischen Dienst bestätigter Su-
izidgefahr der Antrag auf Vollstreckungsschutz einen 
Abend vor der Zwangsräumung per Fax abgelehnt 
wurde (ZB/T-S). Diese Aussagen werden gestützt 
durch den in der Öffentlichkeit bekannt gewordenen 

Zwangsräumungen 
sind ein elementarer 
Bestandteil eines auf 
eigentum Basierten 
Verteilungssystems 
Von woHnraum.

 1 Die Abteilungen für Wohnungsnothilfe heißen je nach Bezirk 

unterschiedlich. Wir verwenden durchgehend die Bezeichnung 

Soziale Wohnhilfe oder sprechen, wenn der Kontext klar ist, 

vom Sozial- bzw. Bezirksamt.
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Grafik 2 / Wer ist an Zwangsräumungen beteiligt?
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Information

Fall der 67-jährigen Rosemarie Fließ. Sie wurde im Jahr 
2013 in Reinickendorf gegen Protest zwangsgeräumt 
und verstarb zwei Tage später in einer Notunterkunft. 
Vollstreckungsschutz war vom Amtsgericht abgelehnt 
worden, obwohl ein ärztliches Gutachten davor ge-
warnt hatte, dass die schwer erkrankte Rentnerin eine 
Zwangsräumung nicht überleben könnte (Stern vom 
13.04.2013; Bündnis Zwangsräumung verhindern 
vom 12.04.2013).

Wenn Mieter*innen wegen Mietrückständen aus 
ihren Wohnungen geklagt werden, können sie einen 
Antrag auf Mietschuldenübernahme bei der Sozia-
len Wohnhilfe des Bezirksamtes oder beim Jobcenter 
stellen. Das Jobcenter ist für alle ALG-II-Bezieher*in-
nen zuständig, die  Soziale Wohnhilfe in der Regel 
für alle anderen Sozialleistungsberechtigte. Miet- und 
Energiekostenrückstände von Transferleistungsbezie-
her*innen „sollen übernommen werden, wenn dies ge-
rechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungs-
losigkeit einzutreten droht“ (§ 22 Abs. 8  SGB II; § 
36 Abs. 1 SGB XII). Was von den zuständigen Stellen 
als gerechtfertigt und notwendig erachtet wird, ist 
Gegenstand von Aushandlungsprozessen. Die Über-
nahmequoten variieren dementsprechend sehr stark 
je nach Bezirk (siehe dazu Kapitel 5). Die Sozialen 
Wohnhilfen haben ein „Vetorecht“ bei allen Ableh-
nungen durch die Jobcenter, d. h. Anträge auf Miet-
schuldenübernahme „dürfen nur mit Zustimmung 
des zuständigen Bezirksamtes abgelehnt werden“ 
(Bundesagentur für Arbeit/ SenIntArbSoz 2010: 11). 

rosemarie fliess 
wurde gegen protest 
Zwangsgeräumt 
und VerstarB Zwei 
tage später in einer 
notunterKunft. 
VollstrecKungs- 
scHutZ wurde aBge- 
leHnt, oBwoHl ein 
ärZtlicHes
gutacHten warnte, 
dass sie eine 
Zwangsräumung
nicHt üBerleBen 
Könnte.

Die sozialstaatlichen Instrumente sollen helfen, 
Wohnungsnotfälle zu beheben. Wohnungsnot-
fälle sind laut BAG Wohnungslosenhilfe unter 
anderem Personen, die

1. aktuell von Wohnungslosigkeit betroffen 
sind (also ohne jegliche Unterkunft, bei 
Freunden und Verwandten wohnend, 
in behelfsmäßigen Unterkünften wie 
Gartenlauben/Baracken/Wohnwagen 
etc. oder in Pensionen/Hostels lebend), 

2. unmittelbar von Wohnungslosigkeit be-
droht sind (z. B. durch Räumungsklagen/
Zwangsräumung) (BAG W 2010: 1f.).

Wir nennen Menschen in einer dieser Lagen 
 „Personen in Wohnungsnotlagen/-situatio-

nen“, da wir bei Menschen nicht von Notfällen 
sprechen möchten. Die Wohnungsnotlagen be-
inhalten sowohl drohende als auch bereits voll-
streckte Zwangsräumungen.

Lässt sich eine Zwangsräumung durch die vorgese-
henen Instrumente nicht mehr dauerhaft abwenden, 
bleiben lediglich staatliche Maßnahmen, um zu verhin-
dern, dass die betroffenen Personen auf der Straße lan-
den. Soziale Wohnhilfen und Freie Träger verweisen in 
diesem Zusammenhang meist auf das  Geschützte 
Marktsegment. Dies ist ein „Pool“ an Wohnungen der 
großen Wohnungsbaugesellschaften, in der Mehrheit 
der Landeseigenen. 
Sie sind reserviert 
für Personen, die 
Schwierigkeiten ha-
ben, aufgrund von 
aktuellen Mietrück-
ständen, Schufa-Ein-
trägen etc., eine 
Wohnung zu finden. 
In den letzten Jahren 
wurden meist um die 
1.100 Wohnungen 
vermittelt. Dies ent-
spricht aber bei Wei-
tem nicht dem Be-
darf an Wohnungen 
in diesem Bereich, 
da nicht nur Betrof-
fene von Zwangsräu-
mungen, sondern 
auch andere Perso-
nen in Wohnungs-
notsituationen im 
Geschützten Markt-
segment nach einer 
Wohnung suchen. 
Dementsprechend 
sind die Wartelisten 
für Wohnungen aus dem Geschützten Marktsegment 
lang und Anwärter*innen müssen nicht selten andert-
halb bis zwei Jahre auf eine Wohnung warten. (Linde 
2013: 8f.; LAK 2013: 4)

Die Berliner Bezirke haben laut Allgemeinem 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG) eine „Un-
terbringungspflicht“, sie müssen also wohnungslos 
gewordenen Menschen einen Platz in einem  Wohn-
heim oder einer vergleichbaren Unterbringung vermit-
teln. Diese Vermittlung sollen die Sozialen Wohnhilfen 
übernehmen (Senatsverwaltung für Gesundheit und 
Soziales 2014a). Menschen sollen also nach einer 
Zwangsräumung nicht auf der Straße landen. In der 
Praxis verletzen die Bezirke regelmäßig ihre Unter-
bringungspflicht, weil die für die Unterbringung vor-
gesehenen  „ASOG-Wohnheime“ belegt sind.
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Zwangsräumungen
in Berlin
3 / 

Kündigungen und räumungsklagen

wenn in Berlin von Zwangsräumungen die Rede 
ist, sind schnell die Bilder von Blockadeversu-

chen, Polizeieinsätzen und überforderten Gerichtsvoll-
zieher*innen präsent. Doch nur wenige Wohnungsräu-
mungen werden zum Medienthema. Der Dienst der 
Gerichtsvollzieher*innen in Berlin vollzieht sich meist 
diskret und Wohnungsnot bleibt eine verborgene 
Angelegenheit. Für die letzten Jahre gibt es in Berlin 
keine amtliche Statistik zu Zwangsräumungen und er-
zwungenen Umzügen. Aus einem Steinbruch verschie-
dener Daten haben wir das Ausmaß und die Struktur 
des Berliner Räumungsgeschehens der letzten Jahre 
rekonstruiert und geben Antworten auf die folgenden 
Fragen: Wie oft wird geräumt? Wer wird geräumt? Wo 
wird geräumt? Wer lässt eigentlich räumen? 

Wie oft wird geräumt?

In Berlin melden die Gerichte die dort eingehenden Räu-
mungsklagen wegen Mietrückständen als sogenannte 

 MiZis (Mitteilungen in Zivilrechtsverfahren) ebenso 
wie die Terminfestsetzungen zur Zwangsvollstreckung 
durch die Gerichtsvollzieher*innen (  Räumungsmit-
teilungen) an die bezirklichen Sozialen Wohnhilfen. 
Während die Daten zu den Räumungsklagen nicht voll-
ständig sind, weil beispielsweise Räumungsklagen mit 
anderen Begründungen (z. B. Eigenbedarf) nicht ge-
meldet werden müssen, können die Räumungsmittei-
lungen die Zahl der tatsächlichen Zwangsräumungen 
übersteigen, wenn etwa mehrere Terminfestsetzungen 
für die Durchführung der Räumung notwendig wer-
den. Trotz der Ungenauigkeit der Angaben lassen sich 
aus beiden Datenreihen für mehrere Jahre Rückschlüs-
se auf die Anzahl von Zwangsräumungen ziehen.

Nicht jede Räumungsklage ist mit einer unmit-
telbaren Wohnungsräumung verbunden, weil viele 
Bewohner*innen bereits vor dem Vollstreckungster-
min ihre Wohnungen verlassen, d. h. erzwungen um-

In diesem Abschnitt werden wir die vorliegenden Informationen zusammen-
führen, um ein Bild von der Entwicklung der Mietrückstände, der Bearbeitung 
von Mietschuldenanträgen sowie zur Entwicklung von Räumungsklagen und 
zur Unterbringung von wohnungslosen Personen zu zeichnen. 

JaHr räumungsKlage räumungsmitteilungen

2009 9.072 5.021

2010 9.934 5.603

2011 6.777

2012 8.852

Gesamt 27.858 17.401

Tabelle 1 / Räumungsklagen und Räumungen in Berlin

Quelle: 17/10 269; 17/12 200; 17/12 964 und eigene Berechnung
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ziehen. Die Zahlen zeigen für den Zeitraum von 2009 
bis 2012, dass jährlich etwa 9.000 Räumungsklagen 
gemeldet wurden und 5.000 bis 7.000 Räumungster-
mine von den Gerichtsvollzieher*innen angesetzt wur-
den. Bezogen auf die etwa 140.000 Binnenumzüge 
pro Jahr gingen demnach etwa 5 Prozent aller Umzü-
ge innerhalb Berlins auf ein Räumungsurteil zurück. 
Das Verhältnis von Räumungsklagen und Räumungs-
mitteilungen hat sich verändert: Während sich die 
von den Amtsgerichten gemeldeten Räumungsklagen 
zwischen 2009 und 2012 leicht rückläufig entwickelt 
haben, sind die Mitteilungen anberaumter Zwangs-
räumungen durch die Gerichtsvollzieher*innen in den 
letzten Jahren angestiegen. Ein höherer Anteil tatsäch-
lich durchgeführter Räumungen ist naheliegend, kann 
aber wegen der unvollständigen Datenbasis nicht em-
pirisch belegt werden. 

Wer wird geräumt?

Trotz der relativ stabilen Gesamtzahlen von Räu-
mungsklagen und -mitteilungen beschrieben unsere 
Interviewpartner*innen in den Bezirken deutliche 
Veränderungen hinsichtlich der Zusammensetzung 
der zwangsräumungsbedrohten Mieter*innen, der 
Klageanlässe und der Räumungsneigung von Eigen-
tümer*innen. 
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eXKurs / Keine Zahlen - kein problem?

in Berlin fehlt eine amtliche Statistik zu Zwangsräu-
mungen und Wohnungsnot. Trotz öffentlicher Debat-

ten und wachsendem Interesse am Thema sind konkre-
te Zahlen und Fakten eher die Ausnahme. Währen zu 
anderen stadtpolitischen Feldern  mit dem Wohnungs-
marktmonitor oder dem Sozialmonitoring regelmäßig 
umfangreiche Zahlenwerke veröffentlicht werden, gibt 
bis heute keinen amtlichen Wohnungsnotbericht der 
Stadt. Die Informationen zu Räumungsklagen und 
Zwangsräumungen, zu Mietrückständen und Unter-
bringungssituationen wurden in den letzten Jahren 
nur häppchenweise und oft unvollständig als Antwor-
ten auf parlamentarische Anfragen veröffentlicht. 

Allein im Untersuchungszeitraum unserer Studie 
wurden insgesamt 15 parlamentarische Anfragen ge-
stellt und beantwortet (ausführliche Liste im Anhang, 
Tab. 1). Wie ein roter Faden zieht sich ein eklatantes 
Defizit an Informationen und eine mangelnde Aus-
kunftsbereitschaft durch die Antworten:

Frage: Wie viele Räumungen sind tatsächlich durchge-
führt worden? Antwort: „Eine entsprechende Statistik 
wird bei den Berliner Amtsgerichten nicht geführt.“ 
(17/10 269: 1)

Frage: In welcher Weise werden Umfang und Gründe 
von Zwangsräumungen erfasst? Antwort: „Die Füh-
rung einer entsprechenden Statistik ist (…) nicht vor-
gesehen.“ (17/12 200: 1)

Frage: Welche Regelungen bestehen zwischen den 
Jobcentern, den bezirklichen Sozialämtern und wei-
teren beteiligte Stellen zur Vermeidung von Zwangs-
räumungen? Antwort: „Die Beantwortung der Frage ist 
nur nach einer aufwendigen Bezirksabfrage möglich, 
die im Rahmen der Kleinen Anfrage nicht erfolgen 
kann.“ (17/12 200: 2)

Frage: Wie viele Räumungsmitteilungen gab es in 
den Jahren seit 2005 in den Bezirken? Antwort: „eine 
Sonderauswertung für den fraglichen Zeitraum ist mit 
vertretbarem Aufwand nicht leistbar.“ (17/12 214: 1)

Frage: Wie häufig kam es seit 2005 zur Beschlag-
nahme und zur Wiedereinweisung? Antwort: „Dem 
Senat liegen keine Erkenntnisse über die Durchfüh-
rung dieser ordnungsbehördlichen Maßnahmen vor.“ 
(17/12  214: 1)

Frage: Wie viele Übernachtungen wohnungsloser 
Menschen sind in Berlin seit 2005 nach ASOG angefal-
len? Antwort: „Diese Daten werden von den Bezirken 
nicht erhoben … Dieser nicht automatisierte Arbeits-
aufwand – zumal nur in enger Zusammenarbeit mit 
dem jeweiligen Jobcenter möglich – ist nicht leist-
bar.“ (17/12 270: 2)

Frage: Welche Kosten sind durch die ordnungsrecht-
liche Unterbringung wohnungsloser Menschen ent-
standen? Antwort: „Die anfallenden Unterbringungs-

kosten, die das Land Berlin für diesen Personenkreis 
übernommen hat, können nicht beziffert werden.“ 
(17/12 270: 3)

Frage: Wie viele Menschen haben eine Verweildauer 
in Einrichtungen zur ordnungsrechtlichen Unterbrin-
gung von drei/sechs/zwölf Monaten und länger? Ant-
wort: „Diese Daten liegen dem Senat (…) nicht vor.“ 
(17/12 270: 2) Trotz fehlender Daten geben sich Ver-
antwortliche optimistisch: „Der Senat geht davon aus, 
dass alle Bezirke ihrer Unterbringungspflicht nach-
kommen.“  (17/12 270: 3)

Frage: Wie viele Räumungsmitteilungen und Räu-
mungsklagen sind der Senatsverwaltung bekannt? 
Antwort: „Die Angaben sind nicht vollständig, da in 
Neukölln und Reinickendorf (…) die Jobcenter alle 
Amtsgerichtsmitteilungen erhalten.“ (17/12 964: 4)

Frage: Wie lange war die durchschnittliche Verweil-
dauer in den Unterbringungen? Antwort: „Über die 
Verweildauer für zurückliegenden Jahre liegen keine 
Erkenntnisse vor.“ (17/13 935: 2)

Frage: Wie viele Beschwerden über die Unterbrin-
gungen erreichten die zuständigen Stellen? Antwort: 
„In der Berliner Unterbringungsleitstelle werden Be-
schwerden der vertragsfreien Einrichtungen nicht 
erfasst.“ (17/13 935: 2).

Frage: Bei wie vielen LeistungsbezieherInnen nach 
SGB XII wurden Kosten der Unterkunft übernommen, 
obwohl die Wohnung als „nicht angemessen“ gilt? 
Antwort: „Für den Rechtskreis SGB XII liegen keine 
Daten vor.“ (17/13 935: 4)

Frage: In wie vielen Fällen wurde seit 2009 die Polizei 
zur Hilfe gerufen, um eine Wohnungsräumung zu voll-
ziehen? Antwort: „Entsprechende Daten (…) werden 
statistisch nicht erhoben.“ (17/13 935: 5)

Frage: Wie viele ALG-II-Bedarfsgemeinschaften ha-
ben 2012 bis 2014 mit einem Umzug das Jobcenter 
gewechselt? Antwort: „Zu Umzügen von SGB-II-Leis-
tungsempfangenden (…) liegen dem Senat keine Er-
kenntnisse vor.“ (17/14 585: 2)

Frage: Wie viele Alleinlebende, Paare, Alleinerziehen-
de und Familien sind für Wohnungen des Geschütz-
ten Marktsegments vermittlungsberechtigt? Antwort: 
„Eine Auswertung nach soziodemografischen Kennzif-
fern (z.B. Familienstand oder Haushaltsstruktur) wird 
nicht vorgenommen.“ (17/14 731: 1)

Etwas überraschend angesichts dieser langen Liste 
von unzureichenden Kenntnissen über Zwangsräu-
mungen und Wohnungsnot in Berlin ist die folgende 
Auffassung: „Der Senat hält die bestehenden landes-
rechtlichen Regelungen, die vorhandenen Datenban-
ken und bestehende Vereinbarungen (…) zum jetzi-
gen Zeitpunkt für ausreichend.“ (17/12 964: 5)

Mitarbeiter*innen verschiedener Institutionen in fast 
allen Bezirken beschreiben uns die von ihnen wahr-
genommenen Veränderungen der Hilfesuchenden. 
So berichtete uns eine Mitarbeiterin des Bezirksam-
tes in Mitte, dass es „keinen bestimmten Typ von 
von Zwangsräumungen Betroffenen“ (BA/MT) mehr 
gäbe. Vor zehn Jahren sei das noch anders gewesen, 
aber die aktuelle Entwicklung ginge hin „zu allen 
Bevölkerungsschichten, allen Berufssparten, allen 
Nationalitäten“ (ebd.). Eine Mitarbeiterin einer ber-
linweit agierenden Beratungsstelle hat eine ähnliche 
Einschätzung: Statt des „klassischen Wohnungslosen, 
Alkoholiker in den 40ern“ sei die „Betroffenengrup-
pe sehr viel breiter als früher“ (FT/B3) geworden. 
Auch ein Mitarbeiter einer Wohnungsbaugesellschaft 
bestätigte den Trend aus seiner Perspektive: „Der 
Mietschuldner zieht sich durch alle Gesellschafts-
schichten.“ (LW1) Eine von uns befragte Mitarbeite-
rin eines Freien Trägers in Lichtenberg formuliert die 
von ihr wahrgenommen Veränderungen sogar noch 
weitgehender: „Es kann jeden treffen.“ (FT/LB) Diese 
Einschätzungen über Veränderungen in der sozialen 
Zusammensetzung der mit Zwangsräumungen kon-
frontierten Mieter*innen sollen nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die Mehrzahl der Hilfesuchenden nach 
wie vor die Armen und Prekarisierten sind.

Darüber hinaus gaben uns die Interviews auch 
Hinweise auf veränderte Klageanlässe und eine zu-
nehmend konsequente Ausnutzung von Räumungs-
möglichkeiten durch die Eigentümer*innen. Einige 
unserer Interviewpartner*innen verwiesen darauf, dass 

Eigentümer*innen immer häufiger die Zahlung einer 
Mietschuldenübernahme durch die Soziale Wohnhilfe 
ausschlagen (BA/MT). Wir zeigen im weiteren Ver-
lauf unserer Studie, dass dies unter anderem auf die 
gesteigerten Ertragsmöglichkeiten im Falle einer Neu-
vermietung zurückzuführen ist, die den ökonomischen 
Vorteil eines Mietausgleiches bei Weitem übersteigen 
(ausführlicher Kapitel 4).

Wo wird geräumt?

Eine Aufschlüsselung der Räumungsklagen nach den 
Berliner Bezirken (für das Jahr 2012) zeigt eine unglei-
che räumliche Verteilung. Während in Steglitz-Zeh-
lendorf lediglich 414 Räumungsklagen wegen Mie-
trückständen eingereicht wurden, waren es in Mitte 
und Marzahn-Hellersdorf jeweils über 1.100. Auch 
bezogen auf die unterschiedliche Größe der Bezirke 
sind deutliche Unterschiede zu erkennen. Während in 
Steglitz-Zehlendorf, Tempelhof-Schöneberg und Pan-
kow nur drei Räumungsklagen auf 1.000 Haushalte 
gemeldet wurden, waren es in Spandau sieben und in 
Marzahn-Hellersdorf sogar fast neun Räumungskla-
gen je 1.000 Haushalte. 

Die Anzahl der Räumungsklagen konzentrierte 
sich in Berlin vor allem in den Bezirken mit einem ho-
hen Anteil an Haushalten mit geringen Einkommen. 
Eine überdurchschnittlich relative Häufigkeit von 
Räumungsklagen gibt es in den von Großsiedlungen 
geprägten Stadtbezirken Marzahn-Hellersdorf (8,9 
Räumungsklagen je 1.000 Haushalte) und Spandau  

Karte 1 / Anzahl Räumungsklagen 
und Klagedichte je 1.000 Haus-
halte in Berlin nach Bezirken, 
2012

Quelle: 17/10 269; 17/12 200; 17/12 964 und eigene Berechnung

nicht auswertbar

< 3 je 1000 Haushalte

3 bis < 3,8 je 1000 Haushalte

3,8 bis < 5,7 je 1000 Haushalte

< 5,7 je 1000 Haushalte
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(7,0 Räumungsklagen je 1.000 Haushalte). Vor allem 
in den stärker bürgerlich geprägten Stadtteilen West-
berlins Steglitz-Zehlendorf, Charlottenburg-Wilmers-
dorf und Tempelhof-Schöneberg) sowie in Pankow 
liegen Anzahl und Quote der Räumungsklagen deut-
lich unter den Gesamtberliner Durchschnittswerten. 
Geräumt wird vor allem dort, wo viele Arme wohnen.

Wer lässt räumen?

Eine systematische Erfassung der auf Zwangsräu-
mung klagenden Eigentümer*innentypen gibt es 
nicht. Erfahrungsberichte von Mitarbeiter*innen Frei-
er Träger und Sozialer Wohnhilfen, wissenschaftlicher 
Expert*innen und Aktiven aus städtischen Protestbe-
wegungen verweisen auf ein breites Spektrum an ver-
schiedenen Eigentümer*innen, die eine Räumung der 
Mieter*innen anstreben. 

Vorliegende Daten zu Zwangsräumungen lassen 
den Rückschluss zu, dass 80 Prozent aller Räumungen 
in den Wohnungsbeständen von privaten Eigentü-
mer*innen, professionellen Wohnungsunternehmen 
und den Genossenschaften durchgeführt werden. Fall-
studien zur Klageneigung verschiedener Eigentümer-
typen (Seifert 2014) und zu den wohnungswirtschaft-
lichen Kontexten von Zwangsräumungen (Bescherer 
u.a. 2014) zeigen, dass Kündigungen und Zwangsräu-
mungen bei allen Eigentümertypen ein fester Bestand-
teil im Repertoire der Bewirtschaftungspraxis ist. Die 
Entscheidung zur Zwangsräumung folgt dabei fast im-
mer den Kriterien der ökonomischen Rationalität auf 
der Basis einer betriebswirtschaftlichen Kosten-Nut-
zen-Berechnung. Geräumt wird also vor allem dann, 
wenn es sich für die Eigentümer*innen lohnt. 

Auch die kommunalen Wohnungsunternehmen 
bilden dabei keine Ausnahme. Da die Landeseigenen 
viele ihrer insgesamt über 290.000 Wohnungen in 
Siedlungsbauten und einfacher Lage haben, wohnen 
viele Haushalte mit geringen Einkommen in diesen 
Beständen. Trotz ihres sozialen Versorgungsauftrages 
haben sich die kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaften mit etwa 5.000 Räumungen in den letzten 
fünf Jahren (20 Prozent aller Zwangsräumungen) als 
eine feste Größe im Berliner Verdrängungsgeschehen 
etabliert (siehe Anhang, Tab. 2). 

mietrückstände als 
räumungsanlass

Mietrückstände sind nach Aussagen von Expert*innen 
der häufigste Grund für Kündigungen und Räumungs-
klagen. Auch das Aufkommen von Mietrückständen 
wird in Berlin nicht systematisch erfasst. Die bei den 
Bezirken eingehenden Anträge auf die Übernahme 
von Miet- und Energieschulden nach § 22 Abs. 8 und 
9 SGB II geben jedoch einen Hinweis auf die Entwick-
lung in den letzten Jahren.  

Wie viele Anträge auf Mietschulden- 
übernahme werden in Berlin gestellt?

Die fast 70.000 Anträge zur Miet- und Energieschul-
denübernahme, die im Untersuchungszeitraum 2007 
bis 2013 bei den Bezirksämtern eingegangen sind, 
verweisen auf das erhebliche Ausmaß der Mietschul-
denproblematik. Rein rechnerisch haben in den 
vergangenen Jahren fast fünf Prozent aller Berliner 
Haushalte einen solchen Antrag gestellt. Bezogen auf 
die Antragsberechtigten nach SGB II und SGB XII 
waren es sogar über 20 Prozent. Da die Anträge auf 
Kostenübernahme nicht ohne Anlass gestellt werden 
können, heißt dies: Mindestens jede fünfte Bedarfs-
gemeinschaft in Berlin war in den vergangen Jahren 
mit der Situation von Miet- bzw. Energierückständen 
konfrontiert. 

Die Zahl der beschiedenen Anträge weist auf 
einen leichten Rückgang von Mietrückständen hin 
und hat sich von ca. 11.000 Anträgen im Jahr 2007 
auf knapp 9.500 Anträge 2013 entwickelt. In einem 
Gespräch mit einem Mitarbeiter eines Bezirksamtes 
wurde in diesem Zusammenhang auf eine höhere 
„Mietzahlungsdisziplin“ (BA/T-S) verwiesen, weil 
angesichts der steigenden Mieten das Risiko eines 
Wohnungsverlustes noch stärker vermieden werde 
als in der Vergangenheit. Von einer Entwarnung kann 
jedoch keine Rede sein: Die jährlich fast 10.000 An-
träge auf Übernahme von Miet- und Energieschulden 
zeigen, dass Mietrückstände keine Einzelfälle sind.

Wo konzentrieren sich die
Mietschuldenübernahmeanträge?

Die räumliche Verteilung von Mietrückständen ist äu-
ßerst ungleich: Mit fast 13.000 Anträgen auf Miet- und 
Energieschuldenübernahme in Lichtenberg (18,5 Pro-
zent aller Anträge) und über 9.000 Anträgen in Neu-
kölln (13 Prozent aller Anträge) konzentrierte sich im 
Zeitraum von 2007 bis 2013 etwa ein Drittel der Ge-
samtberliner Mietschuldensituation auf diese beiden 
Bezirke. Dem gegenüber stehen mit Steglitz-Zehlen-
dorf und Charlottenburg-Wilmersdorf zwei Bezirke 
mit lediglich knapp über 2.000 Anträgen auf Übernah-
me von Miet- oder Energieschulden in diesen Jahren.

eXKurs / Kommunale 
räumungen: mehr Klagen trotz 
weniger mietrückstände 

unabhängig von den politischen Vorgaben und der 
sozialen Rhetorik des Mietenbündnisses (Senats-

verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2014a) 
orientieren sich die öffentlichen Wohnungsbaugesell-
schaften in ihrer alltäglichen Bewirtschaftungspraxis 
– wie andere Wohnungsunternehmen auch – an den 
klassischen Kriterien des Wohnungsmanagements. 
Insbesondere auf Mietrückstände reagieren auch die 
kommunalen Unternehmen mit Klagen auf die Zah-
lung der Mietrückstände und in letzter Konsequenz 
mit der Räumung der Wohnung. Zur Optimierung die-
ses Mahnwesens haben die kommunalen Wohnungs-
baugesellschaften teilweise gesonderte Abteilungen 
– sogenannte Forderungsmanagments – eingerichtet. 
Unabhängig vom Tagesgeschäft der Vermietung und 
Bewirtschaftung wird bei Mietrückständen ein Rou-
tineprogramm aus Ansprache, Mahnung, Prüfung 
und der Einreichung einer Räumungsklage abgespult. 
Ziel ist es einerseits, durch den verstärkten Druck auf 
die Mieter*innen eine Nachzahlung zu erwirken und 
andererseits, das Kündigungs- und Räumungsver-
fahren durch eine frühzeitige Kündigung (ab „einer 
Monatsmiete plus einen Cent“ [LW1]) zu beschleu-
nigen, um im Falle einer nicht erfolgten Einigung mit 
den Mieter*innen die Verfahrensverluste zu minimie-
ren. Gerichtliche Kündigungen und die Einreichung 
von Räumungsklagen werden nach Aussagen eines 
Mitarbeiters der Leitungsebene einer kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft gezielt eingesetzt, um bei 
Mieter*innen eine Reaktion zu erzwingen (ebd.). 

Die Wohnungsbaugesellschaften setzen zur Lö-
sung von Problemen dabei (nicht nur im Bereich der 
Mietrückstände) immer häufiger auf den Weg der ju-
ristischen Klagen. In einem repressiven Verständnis 
von Kommunikation sieht das Forderungsmanagment 
in der Klage eine notwendige Grundlage für das Ge-
spräch mit den Mieter*innen, weil „die nur so den 
Ernst der Lage erkennen“ (ebd.).

Allein im Zeitraum von 2009 bis 2013 haben die 
sechs Wohnungsbaugesellschaften fast 18.000 gericht-
liche Auseinandersetzungen gegen ihre Mieter*innen 
geführt (siehe Anhang, Tab. 2). Hinzu kommen ca. 
5.000 weitere Klagen, von der ebenfalls landeseigenen 
Berliner Immobilien Holding (BIH/Berlinovo). Neben 
den Klagen auf Herausgabe der Wohnung zielen die 
juristischen Strategien auch auf die Durchsetzung 
von nachbarschaftlichem Recht und die Duldung von 
Modernisierungsmaßnahmen (17/12 659). Im Unter-
suchungszeitraum (2009 bis 2013) hat sich das Klage-
aufkommen der landeseigenen Wohnungsbaugesell-
schaften von weniger als 3.000 auf fast 5.000 Klagen 
pro Jahr deutlich gesteigert. Bezogen auf den Woh-
nungsbestand heißt das, dass rein rechnerisch in den 
letzten fünf Jahren über sechs Prozent aller Mieter*in-
nen der kommunalen Wohnungsbaugesellschaften 

verklagt wurden. Diese gesteigerte Klagebereitschaft 
der Wohnungsbaugesellschaften kann nicht auf eine 
verstärkte Mietschuldenproblematik zurückgeführt 
werden: Das Volumen der Mietrückstände weist zwi-
schen 2009 (22,66 Mio. Euro) und 2011 (18,21 Mio. 
Euro) eine abnehmende Tendenz auf (17/12 659). 

Trotzdem führt mehr als jede vierte Klage der 
Wohnungsbaugesellschaften in der Konsequenz zur 
Zwangsräumung der betreffenden Wohnung. In den 
fünf Jahren des Untersuchungszeitraums haben die 
kommunalen Wohnungsunternehmen fast 5.000 
Wohnungen räumen lassen. Ein Blick auf die zeitliche 
Entwicklung der von den Wohnungsbaugesellschaf-
ten durchgesetzten Räumungen zeigt eine relative 
Konstanz der landeseigenen Räumungsaktivitäten. 
Unabhängig vom Klageaufkommen werden Jahr für 
Jahr etwa 1.000 Räumungen von den Gesellschaften 
durchgesetzt (siehe Anhang, Tab. 3). 

Ein Vergleich der Klage- und Räumungsquoten 
zwischen den Gesamtberliner Daten und den Anga-
ben der Wohnungsbaugesellschaften verweist auf ein 
überdurchschnittliches Räumungsaufkommen bei 
den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften. Wäh-
rend die hohe Klagequote mit über 12 Klagen je 1.000 
Haushalte (Berlin gesamt: 4,6 Klagen je 1.000 Haus-
halte) noch durch die unterschiedliche Datenbasis 
erklärt werden kann, weil nicht nur die Räumungskla-
gen erfasst werden, fällt der tatsächliche Unterschied 
bei den vollzogenen Räumungen noch deutlicher aus, 
als es die Zahlen zeigen. Mit 3,5 Räumungen je 1.000 
Haushalte liegt die Räumungsquote der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften deutlich über dem ge-
samtstädtischen Durchschnittswert (2,9 Räumungen 
je 1.000 Haushalte), obwohl im stadtweiten Wert die 
Terminfestsetzungen und nicht die vollzogenen Räu-
mungen erfasst werden (siehe Anhang, Tab. 4).

Ein Vergleich der einzelnen Wohnungsbauge-
sellschaften verweist auf ausgeprägte Unterschiede 
zwischen den einzelnen Gesellschaften. Während 
die GESOBAU als eine der kleineren Wohnungs-
baugesellschaften die meisten Räumungen und die 
höchste Klagequote aufweist, liegen HOWOGE und 
degewo als einzige Wohnungsbaugesellschaften in 
allen Dimensionen (Klagequote/Räumungsquote/
Räumungen je Klage) unterhalb des Durchschnitts 
aller Wohnungsbaugesellschaften. Im Verhältnis zwi-
schen gerichtlichen Auseinandersetzungen mit den 
Mieter*innen und durchgeführten Räumungen liegen 
die Wohnungsbaugesellschaften Gewobag und GESO-
BAU deutlich über dem Durchschnitt – zwar reichen 
beide Wohnungsbaugesellschaften seltener als andere 
Klagen ein, doch 31 bzw. 67 Prozent davon haben eine 
Räumung zur Konsequenz. 

Die Zahlen zeigen zweierlei: Die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften sind für einen erhebli-
chen Anteil am Berliner Räumungsgeschehen verant-
wortlich und weisen trotz ähnlicher Vorgaben und 
Rahmenbedingungen eine relativ hohe Varianz in ih-
rem Klage- und Räumungsverhalten auf. 
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Auch unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Bevölkerungszahlen in den Berliner Bezirken sind 
die Unterschiede beachtlich. Während in fünf Be-
zirken (Lichtenberg, Treptow-Köpenick, Neukölln, 
Reinickendorf und Marzahn-Hellersdorf) überdurch-
schnittlich viele Anträge auf Miet- und Energieschul-
denübernahme eingereicht und bearbeitet wurden, 
weisen Charlottenburg-Wilmersdorf, Steglitz-Zehlen-
dorf und Mitte deutlich geringere Antragsquoten auf 
als der Berliner Durchschnitt. 

Noch deutlicher werden die bezirklichen Un-
terschiede mit Blick auf die Bedarfsgemeinschaften 
nach SGB II und SGB XII: In Lichtenberg, Trep-
tow-Köpenick und Reinickendorf haben Bedarfs-
gemeinschaften fast viermal so oft Anträge auf die 
Übernahme von Mietrückständen gestellt als in Char-
lottenburg-Wilmersdorf, Mitte und Kreuzberg-Fried-
richshain. 

Auf den ersten Blick überraschend: Die wenigsten An-
träge auf Miet- und Energieschuldenübernahme gibt 
es in den Gebieten mit den höchsten Mietdynamiken 
und dem stärksten Verdrängungsdruck. Diese gravie-
renden Unterschiede zwischen den Bezirken können 
nicht über die Zusammensetzung der Bewohner*in-

nenschaft in den Bezirken erklärt werden. Neben den 
wohnungswirtschaftlichen Konstellationen kommen 
hier die Verdrängungseffekte der  Hartz-IV-Gesetz-
gebung zum Tragen. Folgende, sich überlagernde 
Wirkungsketten können das scheinbare Paradox von 
steigenden Mieten und rückläufigen Mietschulden-
übernahmeanträge erklären:

/// Eine höhere „Mietzahlungsdisziplin“ als Re-
aktion auf die Aufwertungsdynamiken in der 
Nachbarschaft. In unseren Gesprächen mit 
Expert*innen hörten wir mehrfach, dass Men-
schen mit Zahlungsschwierigkeiten aus Angst 
vor einem Wohnungsverlust den Mietzahlungen 
im Vergleich zu anderen Verpflichtungen und 
Ausgaben inzwischen eine erhöhte Priorität ein-
räumen. Insbesondere in den Gebieten, in denen 
der Verdrängungsdruck am größten ist, birgt 
jede Mietschuld die unmittelbare Gefahr, mit 
einer möglichen Kündigung aus der gewohnten 
Umgebung verdrängt zu werden. 

/// Die geringe Quote von Anträgen auf Mietschul-
denübernahme als Ergebnis bereits vollzogener 
Verdrängungsprozesse. Gerade weil die Mieten 

Karte 2 / Anträge auf Mietschuldenübernahme 
(Anzahl und je 1.000 Einwohner*innen) in 
Berlin, nach Bezirken, 2007 bis 2013

Quelle: senatsverwaltung für gesundheit und soziales 2014b

Anträge je 1000 Haushalte p.a

unter 5

5 bis unter 10

10 bis unter 15

15 und mehr

in den Innenstadtbezirken stark gestiegen sind, 
wurden hier die sogenannten Bemessungsgren-
zen für die  Kosten der Unterkunft auch in den 
vergangenen Jahren schon besonders oft über-
schritten. Viele Bedarfsgemeinschaften erhielten 
deshalb von den Jobcentern Kostensenkungs-
aufforderungen, die sie letztlich zum Umzug in 
preiswertere Wohnungen zwangen. Die Bezirke 
Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg weisen die 
mit Abstand meisten Fortzüge von Bedarfsge-
meinschaften auf (siehe ausführlicher Kapitel 
4). Haushalte, die an den Stadtrand ausweichen 
mussten, haben in den innerstädtischen Hoch-
preis- und Aufwertungsgebieten keine Mietrück-
stände mehr. 

/// In Gebieten mit hohen Mietpreisen werden 
weniger Anträge auf Mietschuldenübernahme 
gestellt, weil bei einer bereits bestehenden Über-
schreitung der Bemessungsgrenzen der KdU 
die Aussicht auf einen positiven Übernahmebe-
scheid nahezu ausgeschlossen ist. Ihnen wird in 
den Bezirksämtern zum Teil aktiv davon abgera-
ten, einen solchen Antrag überhaupt zu stellen.

 Auch ein Blick auf die zeitliche Entwicklung zwischen 
2007 und 2013 bestätigt diese Annahmen. Während 
stadtweit der Rückgang der bearbeiteten Anträge 
etwa 14 Prozent betrug, halbierten sich die Fallzahlen 
der Antragstellung auf die Übernahme von Miet- und 
Energieschulden in Friedrichshain-Kreuzberg, Char-
lottenburg-Wilmersdorf und Pankow. Im gleichen 
Zeitraum stiegen die zu bearbeitenden Mietschul-
denanträge in Randbezirken wie Reinickendorf und 
Treptow-Köpenick deutlich an. Die Folgen der Rand-
verlagerung sozialer Probleme werden hier in ihrer 
wohnungspolitischen Dimension bereits deutlich. 

Was sagen uns die Anträge auf Mietschulden-
übernahme über die Struktur der Zwangs-
räumungen?

Der vielfach angenommene Zusammenhang von Mie-
trückständen und Räumungsklagen bestätigt sich für 
die Berliner Situation. Insbesondere das Verhältnis 
von Anträgen auf die Übernahme von Miet- und Ener-
gieschulden und der von den Gerichten gemeldeten 
Räumungsklagen wegen Mietrückständen waren in 
allen untersuchten Jahren nahezu ausgeglichen. 

Karte 3 / Anträge auf Mietschuldenübernahme 
(Anzahl und je 1.000 Bedarfsgemeinschaften) in Berlin, 
nach Bezirken, 2007 bis 2013

Quelle: senatsverwaltung für gesundheit und soziales 2014b
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2009 2010 2011 2012 gesamt

Anträge auf Übernahme von  
Miet- und Energieschulden 10.034 10.242 - 9.224 29.500

Räumungsklagen 9.072 9.934 - 8.852 27.858

Verhältnis Mietschuldenübernahme- 
anträgen: Räumungsklagen 1 : 0,9 1 : 1,0 1 : 1,0 1: 0,9

Abgelehnte Anträge auf Miet- und 
Energieschuldenübernahme 4.574 5.629 4.655 14.858

Räumungsmitteilungen 5.021 5.603 6.777 - 17.401

Verhältnis Abgelehnte Anträge: 
Räumungsmitteilungen 1: 1,1 1: 1,0 1 :1,5 1 : 1,2

Tabelle 2 / Mietrückstände, Räumungsklagen, Räumungsmitteilungen, Berlin, 2009 bis 2012

Quelle: 17/10 269; 17/12 200; 17/12 964; senatsverwaltung für gesundheit und soziales 2014b und eigene Berechnungen

Ganz ähnlich stellt sich für die Jahre 2009 und 2010 
der Zusammenhang von abgelehnten Anträgen auf 
Mietschuldenübernahmen und den erfolgten Zwangs-
räumungen dar: Auch hier stehen die Zahlen der 
abgelehnten Übernahmeanträge und der Räumungs-
mitteilungen in einem fast ausgeglichenen Verhältnis. 
Ungeachtet von abweichenden Einzelfällen erschei-
nen die durchgeführten Räumungen als Konsequenz 
der abgelehnten Anträge auf eine Mietschuldenüber-
nahme. Dieser Zusammenhang folgt der nachvoll-
ziehbaren Logik, dass dort, wo keine Übernahme der 
Mietschuld erfolgt, auch die Räumungsklagen nicht 
zurückgenommen werden. In der Realität sind Abwei-
chungen zu berücksichtigen, etwa, weil ein Teil der 
Übernahmeanträge ausschließlich für Energieschul-
den gestellt wurde, die beantragten Mietrückstände 
zu geringfügig für die juristische Rechtfertigung einer 
Kündigung waren oder Zwangsräumungen aus ande-
ren Anlässen erfolgten. 

Der deutliche Überschuss an Räumungsmitteilun-
gen im Jahr 2011 kann daher als Strukturwandel der 
Zwangsräumungen und das Scheitern der klassischen 
Instrumente des Hilfesystems interpretiert werden. 
Neben einer anderen Sozialstruktur der akuten Woh-
nungsnotlagen (Haushalte, die keine Transferleistun-
gen beziehen) könnte hier auch eine verringerte An-
tragsstellung (z. B. wegen geringer Erfolgsaussichten) 
sowie eine Zunahme von anderen Räumungsanlässen 
(wie z. B. Eigenbedarfskündigungen) als Erklärung 
herangezogen werden. 

Ein Rückgang der Anträge auf Mietschulden-
übernahme weist somit nicht zwangsläufig auf einen 
Rückgang der Räumungsklagen hin. Eine Gegenüber-
stellung der durch die Amtsgerichte gemeldeten Räu-
mungsklagen mit den Anträgen auf Mietschuldenüber-
nahme für das Jahr 2012 bestätigt den Trend zu einer 
neuen Struktur von Wohnungsnotlagen in Berlin. Für 
mindestens 2.000 Räumungsklagen (27 Prozent) bie-
tet das Hilfesystem mit seinem klassischen Instrument 
der Mietschuldenübernahme keine Hilfe. 

Ein Vergleich der Bezirke zeigt, dass die veränderten 
Klagebegründungen und die veränderte Betroffenen- 
struktur in einzelnen Bezirken stärker sichtbar werden 
als in anderen. Insbesondere die Räumungsklagen in 
den Bezirken mit einer starken Aufwertungsdynamik 
bzw. hohen Mietpreisen (Charlottenburg, Mitte und 
Friedrichshain-Kreuzberg) haben sich bereits weit-
gehend von den Antragstellungen zur Mietschulden-
übernahme entkoppelt. Es wurden deutlich weniger 
Anträge auf Mietschuldenübernahme gestellt als durch 
die Anzahl der Räumungsklagen zu erwarten wäre.

Da sich im Gegensatz zu den Räumungsmitteilun-
gen die Mitteilungen zu Räumungsklagen ausschließ-
lich auf Mietschuldenfälle beziehen, kann eine höhere 
Anzahl sonstiger Kündigungsgründe (also z. B. ande-
re Verletzungen von Vertragspflichten, Verwertungs-
kündigung bei geplantem Abriss eines Wohnhauses, 
Kündigung zur Durchsetzung einer Eigenbedarfs-
nutzung) nicht als Begründung für diese Differenz 
herangezogen werden. Das Missverhältnis zwischen 
Räumungsklagen und Mietschuldenübernahmeanträ-
gen kann verschiedene Gründe haben:

/// Sozialstruktur der mit Räumungsklagen kon-
frontierten Mieter*innen: Die Kündigungen 
wegen Mietrückständen betreffen einen hohen 
Anteil von Mieter*innen, die keine Transferleis-
tungen beziehen und nicht in den Geltungs-
bereich der Miet- und Energieschuldenüber-
nahme nach SGB XII und SGB II fallen. Auch 
einige unserer Gesprächspartner*innen in den 
Bezirksämtern und bei Freien Trägern äußerten 
sich – wie beschrieben – über eine veränderte so-
ziale Zusammensetzung der Haushalte in Woh-
nungsnotlagen. Ein weiterer Hinweis für eine 
veränderte Struktur der Wohnungsnotlagen 
liegt für den Bezirk Charlottenburg-Wilmers- 
dorf vor. Eine Übersicht zu vollzogenen Räu-
mungen für 2013/14 weist mit über 25 Prozent 
einen hohen Anteil an Familien aus (0349/4).

BeZirK räumungsKlagen anträge auf 
msü

VerHältnis 
räumungsKlagen 
und  msü-anträge

räumungsKlagen 
oHne msü-
antrag

mitte 1.100 503 1 : 0,46 597

tempelhof-
schöneberg 535 469 1 : 0,88 66

steglitz-Zehlendorf 414 273 1 : 0,66 141

marzahn-
Hellersdorf 1.187 1.130 1 : 0,95 57

lichtenberg 739 1.663 1 : 2,25 - 

friedrichshain-
Kreuzberg 743 363 1 : 0,49 380

treptow-Köpenick 630 990 1 : 1,57 - 

charlottenburg-
wilmersdorf 692 251 1 : 0,36 441

spandau 887 604 1: 0,68 283

pankow 666 632 1 : 0,95 34

neukölln Keine angaben Keine angaben Keine angaben  -

reinickendorf Keine angaben Keine angaben Keine angaben  -

gesamt 7.417 6.878 1 : 0,91 1.999

Tabelle 3 / Anzahl Räumungsklagen und der abgelehnten Anträge auf die 
Übernahme von Miet- und Energieschulden (MSÜ) in Berlin nach Bezirken, 2012

Quelle: 17/12 964, senatsverwaltung für gesundheit und soziales 2014b und eigene Berechnungen

/// Verzicht auf die Antragstellung: Das ungleiche 
Verhältnis von Räumungsmitteilungen und 
Mietschuldenübernahmeanträgen kann auch 
zustande kommen, weil nicht alle Antragsbe-
rechtigten einen Antrag auf die Übernahme von 
Mietrückständen stellen. Gründe dafür können 
in der Unkenntnis über diese Möglichkeit, im 
Verzicht einer Antragstellung wegen mangeln-
der Erfolgsaussichten bzw. in einer abwiegeln-
den Beratung durch Bezirksämter liegen. Eine 
Mitarbeiterin der Sozialen Wohnhilfe im Bezirk 
Mitte etwa berichtete von der Praxis, nur Mie-
ter*innen mit Erfolgsaussichten bei der Antrag-
stellung auf eine Mietschuldenübernahme zu 
unterstützen (BA/MT). Insbesondere Mieten 
über der Bemessungsgrenze für die Kosten der 
Unterkunft (KdU) werden als aussichtslose Aus-
gangslage für Mietschuldenübernahmeanträge 
angesehen. Da es keine gravierenden Unter-
schiede in der Quote der Überschreitung der 
Bemessungsgrenze zwischen den Bezirken gibt, 
sind die Unterschiede bei der Beantragung der 
Mietschuldenübernahme vor allem in der un-

terschiedlichen Anwendung und Interpretation 
dieses Instrumentes der Sozialen Wohnhilfe zu 
suchen. 

Bezogen auf das Hilfesystem verweist die Entwicklung 
der Mietschuldenübernahmeanträge auf einen Bedeu-
tungsverlust der klassischen Instrumente der Wohn-
hilfe in einigen Bezirken. Vor allem dort, wo die Lücke 
zwischen Bestandsmieten und Neuvertragsmieten 
besonders hoch ist (wie z. B. in Kreuzberg und Tei-
len von Mitte), und dort, wo sich in den letzten Jahren 
ausgeweitete Eigentumswohnungsmärkte etabliert 
haben (wie in Mitte oder Charlottenburg), werden 
im Verhältnis zu den Kündigungen und Räumungen 
die wenigsten Anträge auf Mietschuldenübernahme 
gestellt. Unsere Daten und auch die Interviews ge-
ben Hinweise auf einen höheren Anteil von sonstigen 
Kündigungsbegründungen, eine veränderten Sozi-
alstruktur der Haushalte in Wohnungsnotlage sowie 
unterschiedliche Maßstäbe bei der Auslegung der 
kommunalen Aufgabe der Wohnhilfe.
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Ungleiche Ablehnungsquoten der
Mietschuldenübernahme

Unabhängig vom Anteil der Anträge ist für die Frage 
der Zwangsräumungen die Zahl der Ablehnungen 
von Mietschuldenübernahmeanträgen entscheidend. 
Insgesamt wurden im Untersuchungszeitraum (2007 
bis 2013) fast 33.000 Anträge auf Miet- und Ener-
gieschuldenübernahme abgelehnt – das entspricht ei-
ner Ablehnungsquote von etwa 47 Prozent. Auffallend 
ist die ungleiche Verteilung der Ablehnungen und Ab-
lehnungsquoten. Mit über 7.700 Ablehnungen kon-
zentriert sich fast ein Viertel aller Ablehnungsfälle auf 
den Bezirk Neukölln. Auch in Lichtenberg (ca. 5.600) 
und Reinickendorf (4.700) sind überdurchschnitt-
lich hohe Ablehnungen von Übernahmeanträgen zu 
verzeichnen. Charlottenburg-Wilmersdorf (244) und 
Pankow (ca. 900) sind die Bezirke mit den wenigsten 
abgelehnten Anträgen. 

Die bezirksbezogenen Unterschiede bei der 
Anzahl der abgelehnten Anträge auf Miet- und Ener-
gieschuldenübernahme sind nicht allein auf die unter-
schiedlich hohe Anzahl der Anträge zurückzuführen. 
Während in Charlottenburg (11 Prozent) und Pankow 
(17 Prozent) nur ein geringer Anteil der Anträge nega-
tiv beschieden wird, liegt der Anteil der Ablehnungen 
in Reinickendorf bei 74 Prozent und in Neukölln sogar 
bei 85 Prozent (siehe Anhang, Tab. 5). Mit Neukölln, 
Reinickendorf und Spandau weisen jene Bezirke die 
höchsten Ablehnungsquoten auf, in denen aufgrund 
ihrer soziodemografischen Struktur (hoher Anteil 
von Haushalten mit niedrigen Einkommen) und des 
Gebäudebestandes (Großsiedlungsbestände) die 

meisten Räumungsklagen wegen Mietrückständen zu 
erwarten sind.

Die klassischen Instrumente des Hilfesystems zur 
Vermeidung von Wohnungslosigkeit zielen also nicht 
nur in den Stadtlagen mit einem erhöhten Aufwer-
tungsdruck an den veränderten Bedingungen vorbei, 
sondern können auch in den benachteiligten Stadtla-
gen einen langfristige Erhalt der Mietverhältnisses nur 
selten sicherstellen. Auch hier zeigen die Daten, dass 
die Instrumente des Hilfesystems zur Vermeidung von 
Wohnungslosigkeit in den Berliner Bezirken unter-
schiedlich interpretiert und umgesetzt werden.

Mietrückstände als Ergebnis restriktiver
Richtsätze der KdU

Die Entstehung von Mietrückständen ist nicht nur von 
den Miethöhen und Einkommen der Mieter*innen ab-
hängig, sondern für ca. 350.000 Bedarfsgemeinschaf-
ten im SGB II, SGB XII und in der Grundsicherung 
im Alter auch von den staatlichen Regelungen für die 
Kosten der Unterkunft. Die Vorgaben der sogenann-
ten Bemessungsgrenzen (also die Höchstmiete, die 
von den Jobcentern für Haushalte im Transferleis-
tungsbezug übernommen wird) kollidieren regelmä-
ßig mit den tatsächlichen Mietentwicklungen. Um die 
Härten einer Wohnungsräumung zu vermeiden, kön-
nen in Einzelfällen Kostenüberschreitungen von bis 
zu zehn Prozent gewährt werden. Mieter*innen mit 
solchen „überhöhten“ Wohnkosten sind mit der Ge-
fahr konfrontiert, dass ihre tatsächlichen Wohnkosten 
nicht vollständig anerkannt werden. Im Durchschnitt 
der letzten Jahre lagen bei über 85.000 Haushalten 

Grafik 3: Bedarfsgemeinschaften nach SGB II mit Überschreitung der
Bemessungsgrenzen der Kosten der Unterkunft (KdU) in Berlin 2007 bis 2013

Quelle: statistik der Bundesagentur für arbeit, Bedarfsgemeinschaften nach sgB ii, Berlin, april 2014

Bedarfsgemeinschaften 
innerhalb Bemessungs-
grenze der KdU

Bedarfsgemeinschaften 
mit Überschreitung 
Bemessungsgrenze der 
KdU

%

die Mieten über den Richtwerten des Jobcenters – 
das entspricht einem Anteil von über 28 Prozent aller 
Berliner Haushalte im Geltungsbereich des SGB II 
und SGB XII.

Ein Blick auf die regionale Verteilung der Über-
schreitungen verweist auf unterschiedliche Ausprägun-
gen des Problems in den Bezirken. So überschreiten in 
Tempelhof-Schöneberg und in Charlottenburg-Wilm-
ersdorf jeweils mehr als ein Drittel aller Bedarfsgemein-
schaften mit ihren Mieten die Bemessungsgrenzen für 
die Kosten der Unterkunft. In Marzahn-Hellersdorf 
und Neukölln sind es weniger als ein Viertel aller Be-
darfsgemeinschaften. Die absolute Anzahl der Über-
schreitungen konzentriert sich in den Bezirken Mitte 
und Neukölln mit durchschnittlich etwa 10.000 Fällen, 
in denen die Miete der Bedarfsgemeinschaft über den 
Bemessungsgrenzen liegt. 

Die Sozialgesetzgebung ermöglicht für solche 
Situationen die Anerkennung und volle Übernahme 
von überhöhten Wohnkosten, wenn der Misserfolg 
der Wohnungssuche nachgewiesen werden kann. Die 
Praxis zeigt, dass die Berliner Jobcenter diese Spiel-
räume eher selten zugunsten der Bedarfsgemeinschaf-
ten auslegen. Für die Haushalte im SGB II wurde im 
Zeitraum von 2010 bis 2013 lediglich 522 Mal von 
diesem Ermessungsspielraum Gebrauch gemacht 
(siehe Anhang, Tab. 6). Bezogen auf die berlinweit 
über 350.000 Kostenüberschreitungen im selben 
Zeitraum (siehe Grafik 2) entspricht das einem Anteil 
von gerade einmal 0,1 Prozent. Die Anerkennung der 
angespannten Wohnungsmarktlage Berlins findet in 
der Bewilligungspraxis der Berliner Jobcenter nur eine 
homöopathische Anwendung. Noch paradoxer er-
scheinen die Daten zu zugestandenen Mietzahlungen 
nach Nachweis der erfolglosen Wohnungssuche bei 
einer Betrachtung der zeitlichen Entwicklung: Waren 
es 2010 noch 260 Ermessensentscheidungen zuguns-
ten der Mieter*innen, reduzierte sich diese Zahl auf 43 
im Jahr 2013. Mit anderen Worten: Je weniger  „an-
gemessene“ Wohnungen auf dem Berliner Wohnungs-
markt angeboten werden, desto geringer die Zahl der 
gewährten Ausnahmen. Die Anwendung der Sozialge-
setzgebung scheint zumindest in diesem Aspekt völlig 
von der Realentwicklung entkoppelt und die Übernah-
me der Wohnkosten bei Mietpreisüberschreitungen 
scheint eher von der Verwaltungspraxis abzuhängen 
als von der Marktlage der Wohnungsversorgung. 

Es liegen keine Daten darüber vor, bei wie vielen 
Haushalten im Geltungsbereich der Sozialgesetzge-
bung aufgrund der Überschreitung der Bemessungs-
grenzen der Mietzuschuss tatsächlich gekürzt wird. 
Im Falle von Kostensenkungsaufforderungen bzw. 
einer gekappten Wohnkostenübernahme droht vielen 
Haushalten in den Aufwertungsgebieten eine Verdrän-
gung aus den Nachbarschaften. Die Regelungen zu 
den Kosten der Unterkunft sowie eine repressive Be-
willigungspraxis der Jobcenter verstärken unter den 
Bedingungen steigender Mieten den Verdrängungs-
druck auf die Haushalte im Transferleistungsbezug. 

unterbringungsdefizite 

Die Überforderung des kommunalen Hilfesystems 
Wohnungslosigkeit in Berlin wird auch im Bereich 
der Unterbringungen deutlich. Aufgrund der steigen-
den Mieten in Berlin fällt es Haushalten, die durch 
Zwangsräumungen oder erzwungene Umzüge in 
Wohnungsnotlagen geraten, immer schwerer, eine 
„angemessene“ Ersatzwohnung zu finden. Trotz eines 
nur leichten Anstiegs von Zwangsräumungen in den 
letzten Jahren ist die Zahl der Unterbringungen durch 
die Bezirke deutlich gestiegen. Bis auf wenige Ausnah-
men erfolgt die Unterbringung von Wohnungslosen 
im Rahmen von betreuten Wohnmaßnahmen, die von 
den Freien Trägern zur Verfügung gestellt werden (42 
Prozent aller Unterbringungen) und in sogenannten 
vertragsfreien Unterbringungseinrichtungen/Wohn-
heimen (46 Prozent aller Unterbringungen). Trotz der 
vom Senat 1998 beschlossenen Leitlinien (Abgeord-
netenhaus Berlin 1998), die unbetreuten Wohnheim-
plätze abzubauen, 
ist die Belegung der 
vertragsfreien, meist 
gewerblich betriebe-
nen Einrichtungen 
ohne sozialpädagogi-
sche Betreuung der 
Bewohner*innen in 
den letzten Jahren 
deutlich gestiegen. 
Zwischen 2005 und 
2013 ist die Zahl der Unterbringungen in solchen 
Einrichtungen von 3.500 auf über 5.100 um fast 50 
Prozent gewachsen. Die Kapazitäten der Unterbrin-
gungseinrichtungen reichen seit einigen Jahren nicht 
mehr aus. Im Jahr 2012 wurden insgesamt 5.926 
ASOG-Unterbringungen gemeldet – also deutlich 
mehr als die 5.116 bei der Unterbringungsleitstelle 
gelisteten Belegungen. Über 800 Unterbringungen 
mussten zu diesem Zeitpunkt in Pensionen oder Hos-
tels erfolgen (siehe Anhang, Tab. 7). 

Auch unsere Gesprächspartner*innen aus den 
Bezirksämtern und von Freien Trägern verwiesen be-
zirksübergreifend auf die Schwierigkeiten, Unterkünf-
te für die Wohnungslosen und von Wohnungslosigkeit 
bedrohten Haushalte zu finden.

Die steigenden Belegungszahlen und die nahezu 
100-prozentige Auslastung haben Auswirkungen auf 
die Struktur und Qualität der Unterbringung. Der An-
stieg der durchschnittlichen Bettenzahl von 28 (2005) 
auf 45 (2013) kann als Tendenz zu größeren Einrich-
tungen angesehen und als Orientierung an einer mög-
lichst effektiven Auslastung gedeutet werden (17/12 
270). Neben diesen Kapazitätsdefiziten sind die Un-
terbringungsinstrumente der Bezirke auch auf die 
veränderte Struktur der Wohnungsnotfälle nicht vor-
bereitet. So werden beispielsweise Familien aus Man-
gel an geeigneten Unterkünften auseinandergerissen 

die repressiVe
BewilligungspraXis 
der JoBcenter 
VerstärKt den
VerdrängungsdrucK.
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und in verschiedenen Einrichtungen untergebracht 
oder ihnen wird – in einem einzigen Zimmer unterge-
bracht – eine Überbelegung zugemutet. 

Mit der Auslastung der Einrichtungen und einer 
stetig wachsenden Nachfrage nach Unterbringungen 
können sich die Betreiber der Einrichtungen inzwi-
schen sogar leisten, Wohnungslose abzuweisen. So 
erschweren etwa Tierverbote in vielen Einrichtungen 
die Unterbringung, wenn auch Hunde oder Katzen 
aus der Wohnung geräumt wurden. Unabhängig von 
den sachlichen Begründungen für solche Auflagen 
wird hier das Prinzip der Auswahl und des Ausschlus-
ses deutlich. Sind Unterbringungssysteme überlastet, 
können sich die Betreiber*innen faktisch aussuchen, 
wer in ihren Einrichtungen untergebracht wird und 
wer nicht. 

Die über die Medien bekannt gewordenen Fälle 
von Schädlingsbefall etwa in der privat betriebenen 
Obdachloseneinrichtung „Luisenstadt Apartments“ 
in Mitte verweisen auf ein weiteres Problem der Un-
terbringung: 

„Die Ersatzwohnung liegt in den ‚Luisenstadt 
Apartments’ in Mitte, doch der klingende Name 
der Obdachloseneinrichtung täuscht. Eine 
flache Baracke an der Köpenicker Straße, ein 
langer, dunkler Gang, auf beiden Seiten Türen. 
Dahinter ein kleines Zimmer, metallene Bettge-
stelle und Matratzen, auf denen tote Bettwanzen 
kleben.“ (taz, 15. Mai 2014) 

Insbesondere durch die steigende Zahl der Unterbrin-
gungsfälle und -Einrichtungen sind die Pensionsbe-
geher*innen der Bezirke mit einer regelmäßigen und 
gründlichen Kontrolle überfordert.

geschütztes marktsegment mit 
eingeschränkter wirkung 

Als ein Instrument zur Beendigung der Wohnungslosig-
keit gilt das sogenannte „Geschützte Marktsegment“. 
Auf der Basis eines Kooperationsvertrages mit großen 
Wohnungsunternehmen soll dabei eine festgelegte Zahl 
an Wohnungen für Wohnungslose bzw. von Wohnungs-
losigkeit Bedrohte zur Verfügung gestellt werden. Wa-
ren es in den 1980er Jahren noch 3.500 Wohnungen, 
die auf diesem Wege von den Wohnungsunternehmen 
angeboten werden mussten, wurden die Zielzahlen in-
zwischen auf unter 1.400 Wohnungen reduziert (Linde 
2013). Eine Übersicht des Landesamtes für Gesundheit 
und Soziales Berlin zeigt, dass die Zahlen der vermittel-
ten Wohnungen durchgehend hinter den vereinbarten 
Zielen zurückbleiben (siehe Anhang, Tab. 8). 

Trotz des wachsenden Mietdrucks und einem 
Anstieg der vermittelten Marktsegment-Wohnungen 
werden bis heute die vertraglich festgelegten Zielzah-
len des Geschützten Marktsegmentes nicht erreicht. 
Die Gründe dafür sind auf einen doppelten Auswahl-
prozess bei der Vergabe der Wohnungen zurückzu-
führen. Da die Bezirke für möglicherweise auflaufende 
Mietrückstände in den Marktsegmentwohnungen 
bürgen, werden die Zugangsberechtigungen (soge-
nannte  M-Scheine) nicht nur nach Bedürftigkeit, 
sondern vor allem nach der Prognose des künftigen 
Mietzahlungsverhaltens vergeben. Die Wohnungs-
baugesellschaften stellen zusätzliche Anforderungen 
und verlangen beispielsweise wie bei anderen Ver-
mietungen auch eine Schufa-Auskunft und eine Miet-
schuldenfreiheitsbescheinigung (siehe Bezirksprofil 
Mitte). Angesichts der Tatsache, dass ein Großteil der 
Wohnungsnotfälle auf Mietrückstände zurückgeführt 
werden kann, sind diese Voraussetzungen nur von we-
nigen Haushalten in Wohnungsnotlagen zu erfüllen 
und verweisen vor allem auf die Absurdität des Hilfe-
systems im Bereich des Geschützten Marktsegments. 

In den Jahren 2012 und 2013 wurden in den 
Bezirken Lichtenberg (insgesamt 383) und Pankow 
(insgesamt 287) deutlich mehr Verträge im Geschütz-
ten Marktsegment abgeschlossen als in anderen 
Bezirken. Die wenigsten Vermittlungen in das Ge-
schützte Marktsegment gab es im selben Zeitraum in 
Steglitz-Zehlendorf (80), in Tempelhof-Schöneberg 
(121) und in Friedrichshain-Kreuzberg (125). In den 
Bezirken mit der höchsten Klagedichte und den häu-
figsten Räumungsfällen (Marzahn-Hellersdorf und 
Spandau) wurden durchschnittlich viele Wohnungs-
notlagen durch einen Vertragsabschluss im Geschütz-
ten Marktsegment gelöst (siehe Anhang, Tab. 9). 

Abgesehen von der unzureichenden Zahl wird 
kritisiert, dass es vor allem minderwertige, "nicht 
marktfähige" Wohnungen sind, die die Wohnungs-
baugesellschaften über das Geschützte Marktsegment 
an Mieter*innen "loswerden", die keine andere Wahl 
haben (Linde, 2014: 138).
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räumung für die rendite?
Zwangsräumungen und 
woHnungsmarKt

4 / 

der Berliner Wohnungsmarkt ist in den letzten Jah-
ren durch fast flächendeckende Mietsteigerungen 

geprägt und innerhalb des S-Bahn-Rings hat sich Gen-
trification zu einem Mainstream-Phänomen entwi-
ckelt. Diese Entwicklungen haben einen unmittelba-
ren Einfluss auf die Zwangsräumungen in Berlin und 
auf die Überlastung des wohnungsbezogenen Hilfe-
systems. Insbesondere die Entstehung von Mietrück-
ständen, die Klagebereitschaft von Eigentümer*innen 
und die Unterbringungsschwierigkeiten sind eng mit 
Mietsteigerungen im Bestand, Ertragserwartungen 
von Eigentümer*innen und den Preisentwicklungen 
von Wohnungsangeboten verbunden. 

Bestandsmieten: 
mietsteigerungen vor allem bei 
preiswerten wohnungen

Mieterhöhungen in bereits bestehenden Mietvertrags-
verhältnissen können in Form von Modernisierungs-
umlagen (also nach Investitionen zur Verbesserung 
des Ausstattungsstandards), im Rahmen von Staffel-
mietverträgen oder als Anpassung an den Mietspiegel 
erfolgen. In Berlin gibt ein alle zwei Jahre veröffent-
lichter Mietspiegel Auskunft über die Mietentwick-
lung in verschiedenen Baualtersklassen und Wohnla-
gen. Ausgewertet werden dabei Neuabschlussmieten 
und die veränderten Bestandsmieten der letzten vier 

Jahre. Die Mietspiegel der letzten Jahre zeigen, dass 
die Mieten vor allem in den bisher preiswerten Baual-
tersklassen gestiegen sind: Insbesondere für die grün-
derzeitlichen Altbauten, die Zwischenkriegsbestände 
und die Sozialen Wohnungsbauten der 1970er Jahre 
verweist die Entwicklung der Mietspiegel-Mittelwerte 
auf sehr deutliche Steigerungen.

Da ärmere Haushalte häufiger in preiswerten Be-
ständen wohnen, sind sie von der Dynamik des Ber-
liner Wohnungsmarktes der letzten Jahre besonders 
stark betroffen. Auch wenn die Anpassung an die 
ortsübliche Vergleichsmiete zurzeit auf 15 Prozent in 
drei Jahren beschränkt ist, können Zahlungsschwie-
rigkeiten und Mietrückstände die Folge sein. Für eine 
Berliner Durchschnittswohnung (63 qm, 5,38 Euro/
qm), für die bisher eine Nettokaltmiete von knapp 340 
Euro gezahlt werden musste, könnte die Miete im Rah-
men einer solchen Mietspiegelanpassung um 51 Euro 
erhöht werden. Für viele Mieter*innen mit geringen 
Einkommen überfordern solche Mehrausgaben das 
sowieso schon knapp kalkulierte Haushaltsbudget und 
erhöhen das Verschuldungsrisiko. Für SGB-II-Bedarfs-
gemeinschaften können auch diese regulären Mietstei-
gerungen die Bemessungsgrenzen für die Kosten der 
Unterkunft durchbrechen und in eine eingeschränkte 
Mietübernahme durch die Jobcenter münden. Im 
Durchschnitt der letzten Jahre zahlten bereits 85.000 
Bedarfsgemeinschaften im Geltungsbereich des SGB 
II und XII Mieten oberhalb der Bemessungsgren-
zen der Kosten der Unterkunft (siehe ausführlicher 

In diesem Kapitel untersuchen wir den Einfluss von Wohnungsmarktdynamiken 
auf das Zwangsräumungsgeschehen in der Stadt und fragen, ob sich die öko-
nomische Rationalität von Kündigungen und Zwangsräumungen in den letzten 
Jahren verschoben hat. Mit einer Analyse der Mietentwicklungen in Berlin
untersuchen wir dabei zunächst die allgemeine Situation der Wohnungsversor-
gung für Haushalte mit geringen Einkommen.  Im Rahmen von kleinräumigen 
Analysen in Tempelhof-Schöneberg und Mitte überprüfen wir anschließend, wie 
sich eine steigende Ertragserwartung auf die Räumungsneigung von Eigentü-
mer*innen auswirkt. 
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Kapitel 3). Bei den zu erwartenden Steigerungen durch 
Mieterhöhungen nach dem Miethöhegesetz (Mietspie-
gelanpassung) ist ohne eine Anpassung der KdU-Be-
messungsgrenze mit einem weiteren Anstieg dieser 
Zahlen zu rechnen. Damit nimmt auch die Verdrän-
gungsgefahr zu: Wenn die tatsächlichen Wohnkosten 
nicht mehr vollständig von den Jobcentern übernom-
men werden, sind Mietrückstände oft die Folge, da der 
nicht gedeckte Mietbetrag aus dem Regelbedarf nicht 
oder nur teilweise gefüllt werden kann.

gentrification ohne bauliche
aufwertung: ertragslücken als 
räumungsanreiz

Die Miethöhen, die bei Abschluss von neuen Mietver-
trägen von den Vermieter*innen festgelegt werden, 
spiegeln die Ertragserwartungen in den jeweiligen 
Lagen und Beständen. Je größer die Lücke zwischen 

den Bestandsmieten und den potentielle Mieteinnah-
men, desto größer ist der Vorteil eines Mieter*innen-
wechsels für die Eigentümer*innen. Im Gegensatz zu 
klassischen Gentrification-Prozessen ist eine Ertrags-
steigerung für Eigentümer*innen und Investor*innen 
zurzeit in Berlin nicht auf Investitionen in die bauli-
che Aufwertung angewiesen. Statt den mühevollen 
Weg der Modernisierung zu gehen, brauchen Eigen-
tümer*innen in vielen Teilen der Stadt nur auf einen 
Mieter*innenwechsel warten, um die Mieteinnahmen 
deutlich zu steigern. Für viele Eigentümer*innen gilt: 
Zeit ist Geld und die Geduld, auf einen freiwilligen 
Auszug der Mieter*innen zu warten, ist oft begrenzt. 
Aus einer ökonomischen Perspektive verwandeln sich 
Bewohner*innen, die schon sehr lange im Haus woh-
nen und günstige Bestandsmieten zahlen, in „unren-
table Mieter*innen“. Galten Mietrückstände noch vor 
ein paar Jahren vor allem als ärgerlicher Einnahmever-
lust, sehen viele Eigentümer*innen in Mietrückstän-
den inzwischen eine Chance, durch eine Räumungs-
klage den Mieter*innenwechsel zu forcieren.

Veränderung 
2003-2013 in %

Baualtersklasse 2007 2009 2011 2013

Bis 1918 4,19 4,32 4,90 5,27 25,8

1919 - 1949 4,47 4,62 5,03 5,33 19,2

1950 – 1955 4,70 4,87 5,18 5,25 11,7

1956 – 1964 4,68 4,71 5,17 12,2

1965 – 1972 4,94 4,83 5,08 5,15 4,3

1973 - 1983 (West) 5,03 6,35 6,64 6,62 31,6

1984 - 1990 (West) 6,76 6,52 6,40 -2,1

1973 - 1990 (Ost) 4,79 4,78 4,99 5,12 6,9

Nach 1991 6,31 6,68 7,05 7,34 16,3

Gesamt 4,62 4,74 5,15 5,39 16,7

Berlin
Bestands-
mieten 
(mietspiegel)

angeBotsmie-
ten (gsw-
marKtmonitor)

neuVermie-
tungsdifferenZ

indeX angeBots- 
mieten (mietspiegel 
= 100)

Zeitspanne der 
amortisierung 
einer räumung in 
monaten

2007 4,62 5,96 1,34 129 69

2013 5,39 8,38 2,99 155 36

Verände-
rung in % 17% 35% - -

Tabelle 4 / Mietentwicklungen nach Baualterklassen (Mietspiegel 2003 bis 2013)

Tabelle 5 / Mietentwicklung in Berlin, Bestandsmieten und Angebotsmieten, 2007 und 2013

Quelle: mietspiegel, 2003 bis 2013 (grundgesamtheit), eigene Berechnungen

Quelle: mietspiegel, 2003 bis 2013, gsW 208, 2014 und eigene Berechnungen

mittelwerte des mietspiegels in euro/Qm

Besonders gefährdet durch Räumungsklagen und 
Zwangsräumungen sind demnach Gebiete, in denen 
Bestands- und Angebotsmieten besonders weit ausei-
nander liegen. 

Die Berliner Mietentwicklung ist seit knapp zehn 
Jahren von einer durchgehenden Steigerung der 
Mietpreise im Bestand und bei den Neuvermietungen 
geprägt. Wie bereits beschrieben ist der durchschnitt-
liche Mittelwert des Mietspiegels zwischen 2007 und 
2013 von 4,62 Euro/qm auf 5,39 Euro/qm gestiegen. 

Das entspricht einer Steigerung von etwa 17 Prozent 
(siehe Tabelle 5). Noch deutlicher fällt die Entwick-
lung der Angebotsmieten aus, die beim Abschluss 
neuer Mietverträge aufgerufen werden. Im Zeitraum 
von 2007 bis 2013 hat sich hier der gesamtstädtische 
Durchschnitt von 5,89 Euro/qm auf 8,38 Euro/qm um 
etwa 40 Prozent (GSW 2008; GSW 2014). 

Legen wir die von den Eigentümer*innen benann-
ten Kosten einer Zwangsräumung von etwa 20 Mo-
natsmieten zugrunde, hat sich die durchschnittliche 

ökonomische Rationalität von Zwangsräumungen: 
Eine Untersuchung zur Klageneigung und den 

Verfahren bei Mietrückständen zeigte, dass alle Ei-
gentümer*innentypen (von laienhaft agierenden 
Kleineigentümer*innen über öffentliche Wohnungs-
baugesellschaften und Genossenschaften bis hin zu 
professionell agierenden privaten Wohnungsunter-
nehmen) eine Räumung vor allem unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten betrachten (Seifert 2014). 
Ungeachtet der sozialen Einstellung werden Aufwand, 
Kosten und der erwartete Nutzen gegenübergestellt. 
Insbesondere die sich durch langwierige Klagever-
fahren anstauenden Mietrückstände, die Verfahrens-
kosten und die zur Wiedervermietung notwendigen 
Instandsetzungsarbeiten werden als Risiken eines 
Räumungsverfahrens angesehen. Ein Interviewpart-
ner eines privaten Wohnungsunternehmens schätzte 
den finanziellen Aufwand einer Zwangsräumung auf 
20 Monatsmieten ein (Seifert 2014: 59). Wenn eine 

Wohnung nach einer Räumung für 6 Euro/qm statt 
für 5 Euro/qm vermietet werden kann, müssten die 
Eigentümer*innen ganze 100 Monate (also mehr als 
acht Jahre) warten, bis sie die Kosten der Räumung 
durch die erhöhte Mieteinnahme ausgeglichen haben. 
Unter normalen Wohnungsmarktbedingungen ein 
für Eigentümer*innen guter Grund, sich auf Vermitt-
lungen, außergerichtliche Einigungen und eine Miet-
schuldenübernahme durch die Bezirke einzulassen. 
Doch solche Kosten-Nutzen-Relationen verändern 
sich, wenn die Neuvertragsmieten deutlich über den 
bisherigen Mieteinnahmen liegen. Kann nach der 
Räumung ein höherer Mietpreis von beispielsweise 9 
Euro/qm erzielt werden, verringert sich der Kostenan-
satz eines Räumungsverfahrens deutlich. Schon nach 
etwa zwei Jahren (25 Monate) hätte sich die Zwangs-
räumung amortisiert. Je höher die Lücke zwischen 
Bestands- und Angebotsmiete, desto höher die ökono-
mische Rationalität einer Zwangsräumung.

Karte 4 / Berliner PLZ-Gebiete (n=20) mit der größten Lücke 
zwischen Bestands- und Angebotsmieten, 2013

Quelle: senatsverwaltung für stadtentwicklung und umwelt 2013, gsW 2014 und eigene Berechnungen

 > 4,00 Euro/qm 
Differenz zwischen 
Bestands- und 

 Angebotsmieten
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Zeitspanne der Amortisierung von Zwangsräumungen 
in Berlin von 69 Monaten auf 36 Monate reduziert. 

Doch Mietsteigerungen und Ertragslücken sind 
in verschiedenen Stadtteilen unterschiedlich stark 
ausgeprägt. Vor allem in Kreuzberg und Neukölln 
lösen die außergewöhnlich großen Lücken zwischen 
Bestands- und Angebotsmieten einen erheblichen 
Verdrängungsdruck aus, da die Ertragserwartungen 
vieler Eigentümer*innen nur bei einem Mieter*innen-
wechsel realisiert werden können. Eine Übersicht der 
20 Postleitzahlgebiete mit der stärksten Steigerung 
der Angebotsmieten zwischen 2007 und 2013 zeigt, 
dass es vor allem die innerstädtischen Altbaugebiete 
sind, in denen die Mietdynamik deutlich über dem 
Durchschnitt lag. 
Für diese Wohngebiete mit extremer Mietpreisdyna-
mik ist eine deutliche Entkopplung von Bestands- und 
Angebotsmieten zu verzeichnen. Die Lücke zwischen 
Mietspiegelmittelwerten für die Baualtersklasse der 
vor 1918 errichteten Wohnungen und dem Durch-
schnitt der Angebotsmieten hat sich von 2,00 Euro/
qm auf 5,03 Euro/qm erhöht. Im Jahr 2013 können 
hier Eigentümer*innen demnach bei einer Neuvermie-
tung fast mit einer Verdopplung ihrer Mieteinnahmen 
rechnen (siehe Anhang, Tab. 10).

Diese Ausweitung der Ertragslücke hat Auswir-
kungen auf die Amortisationszeiten einer Zwangs-
räumung. Mussten Eigentümer*innen 2007 noch fast 
vier Jahre warten, bis die Räumungsverluste durch die 
erhöhten Mieten refinanziert werden konnten, sind 

es 2013 nur noch 21 Monate. Die Entkopplung der 
Bestands- und Angebotsmieten hat die ökonomische 
Rationalität von Räumungsverfahren deutlich erhöht 
und wird zu Recht als Verdrängungsdruck interpre-
tiert (Holm 2014a). 

Räumungsklagen und Zwangsräumungen auf-
grund solcher ertragsspezifischer Motivationen kön-
nen nicht aus den individuellen Situationen der Men-
schen in Wohnungsnotlagen erklärt werden. Wenn 
mietrechtliche Streitigkeiten, Eigenbedarfsansprüche 
oder auch die eingeschränkten Verwertungsbedin-
gungen als Begründungen für Kündigungen genutzt 
werden, handelt es sich häufig um den Versuch, einen 
Auszug der Bestandsmieter*innen zu beschleunigen 
und die Ertragslücke zwischen Bestands- und Ange-
botsmieten zu schließen. Zwangsräumungen bleiben 
unter diesen Bedingungen nicht auf die klassischen 
Wohnungsnotfälle beschränkt und stellen auch das 
Hilfesystem vor neue Herausforderungen. 

angebotsmieten: 
Von Hartz-iV-freien Zonen zur 
schließung des wohnungsmarktes 

Wenn der Verdrängungsdruck eine Bewohner*in-
nenschaft mit geringem Einkommen trifft, ist der 
Umzug in eine (noch preiswerte) Wohnung inner-
halb der Nachbarschaft faktisch ausgeschlossen, da 

Grafik 4 / Entwicklung von Ertragslücken und Amortisationszeiten 
von Räumungsverfahren in Berlin, 2007 bis 2013 

Quelle: senatsverwaltung für stadtentwicklung und umwelt 2003 bis 2013, gsW 2008, 2014 und eigene Berechnungen

Karte 5 / Entwicklung des Angebots angemessener Wohnungen

2007 (103.182 „angemessene“ angebote)

2013 (15.226 „angemessene“ angebote)

Quelle: immoscout24 2014 und eigene Berechnungen
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die Neuvermietungsmieten in der Regel ein höheres 
Einkommen voraussetzen. Selbst Umzüge in kleinere 
Wohnungen sind zurzeit in Berlin meist mit höheren 
Mieten als in der bisherigen Wohnung verbunden. 
Besonders deutlich sind von dieser Schließung des 
Wohnungsmarktes all jene Haushalte betroffen, die 
sich beim Abschluss des Mietvertrages an den Bemes-
sungsgrenzen für die Kosten der Unterkunft (KdU) 
orientieren müssen, da ihnen das Jobcenter eine hö-
here Miete nicht zahlt.

Eine Auswertung der Mietwohnungsangebote im 
Internetportal ImmobilienScout24, die etwa zwei Drit-
tel aller Wohnungsangebote in Berlin umfasst, zeigt, 
dass sich die Gesamtzahl der Mietwohnungsangebote 
von über 200.000 im Jahr 2007 auf etwa 122.000 im 
Jahr 2013 reduziert hat. Es ist also in Berlin immer 
schwieriger geworden, eine Wohnung zu finden. Noch 
deutlicher ist der Rückgang der Wohnungsangebote, 
die zu Mieten innerhalb der Bemessungsgrenzen für 
die Kosten der Unterkunft (KdU) angeboten wurden: 
Ihre Zahl ist von über 100.000 Angeboten im Jahr 
2007 auf ein Volumen von gerade mal 15.000 Woh-
nungen im Jahr 2013 abgeschmolzen (ImmoScout24 
2014, siehe auch Karte 5).

Diese negative Angebotsentwicklung bei Miet-
wohnungen und vor allem leistbaren Mietwohnungen 
hat sich in allen Stadtbezirken niedergeschlagen. 
Dennoch gibt es regionale Unterschiede im Ausmaß 
und im zeitlichen Verlauf. Während die Reduktion der 
Mietwohnungsangebote in fast allen Stadtteilen als 
kontinuierlicher Prozess beschrieben werden kann, 
sind in den Bezirken Spandau und Marzahn-Hell-
ersdorf die Angebotszahlen zunächst gestiegen und 
haben erst ab 2011 den gesamtstädtischen Trend auf-

genommen. Mit einem ebenfalls leicht erhöhten An-
gebot an „angemessenen“ Wohnungen können beide 
Bezirke bis 2011 als Auffangbecken für die innerstäd-
tischen Verdrängungsprozesse angesehen werden. In 
Marzahn-Hellersdorf beispielsweise lagen die Mieten 
bis 2011 bei etwa 70 Prozent aller Wohnungsange-
bote unterhalb der Bemessungsgrenzen. Im gleichen 
Zeitraum lag der Anteil der als angemessen gelten-
den Wohnungen in Charlottenburg-Wilmersdorf und 
Friedrichshain-Kreuzberg bei etwa zehn Prozent. Ins-
besondere die innerstädtischen Aufwertungsgebiete 
haben sich damit in ihrer Angebotsstruktur zu Hartz-
IV-freien Zonen entwickelt. Doch die Zahlen für 2013 
zeigen, dass diese ungleiche Angebotsstruktur nur 
eine Momentaufnahme war und mittlerweile ein stadt-
weiter Schließungsprozess des Wohnungsmarktes für 
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften und andere Haushalte 
mit geringen ökonomischen Ressourcen beschrieben 
werden muss. Der Anteil an Wohnungen mit Mieten 
unterhalb der Bemessungsgrenzen lag 2013 in allen 
Bezirken zwischen 11 und 13 Prozent (siehe Anhang, 
Tab. 11). Diese Angleichung auf niedrigstem Niveau 
verweist auf das dramatische Defizit an bezahlbaren 
Wohnungen für einkommensschwache Haushalte. 

Der Berliner Wohnungsmarkt ist in seiner mo-
mentanen Struktur so stark angespannt, dass Umzü-
ge in preiswerte Wohnungen kaum möglich sind, weil 
es keine entsprechenden Angebote gibt. Selbst die 
ehemaligen Auffanggebiete der Verdrängungsprozes-
se wie Spandau, Marzahn-Hellersdorf oder Reinicken-
dorf sind inzwischen zu teuer für viele Verdrängte. In 
der Konsequenz müssen immer mehr Haushalte selbst 
bei Überschreitung der Bemessungsgrenze in ihren zu 
teuren Wohnungen bleiben. Ohne eine Anpassung der 

Grafik 5 / Saldo der Fort- und Zuzüge über die Bezirks- und Landesgrenzen in Berlin, 
2008 bis 2013, nach Anzahl der Personen und Bezirken

Quelle: amt für statistik Berlin-Brandenburg 2013b
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Bemessungsgrenzen und Verfahren zu Übernahme 
der Unterkunftskosten in Berlin wird diese Situation 
zu einer Verschärfung der Mietschuldenproblematik 
in der Stadt führen.
Diese drastische Verringerung von leistbaren Wohnun-
gen verstärkt auch die Konkurrenz um die wenigen 
einigermaßen preiswerten Bestände. Vor dem Hinter-
grund der Marktmacht von Eigentümer*innen und 
Hausverwaltungen bei der Vergabe von Wohnungen 
ist hier mit einer Zunahme von Diskriminierungen zu 
rechnen. Verschiedene Studien der vergangenen Jah-
re zeigten, dass selbst unter entspannten Wohnungs-
marktbedingungen Wohnungsbewerber*innen mit 
nicht deutsch klingenden Namen (Kilic 2008; Barwick/
Blokland 2015) und Hartz-IV-Haushalte (Holm 2011) 
bei der Wohnungsvergabe strukturell benachteiligt 
wurden. Diese diskriminierenden Ausschlussverfahren 
nennen wir rassistische und klassistische Präferenzen 
der Vermieter*innen bei der Wohnungsvergabe.

wanderungsbewegungen: 
an den rand gedrängt 

Die steigenden Mieten und der wachsende Verdrän-
gungsdruck in den Innenstadtbezirken haben Einfluss 
auf die sozialräumliche Struktur der Stadt. Der von 
der Senatsverwaltung veröffentlichte Monitor Soziale 
Stadtentwicklung bietet 2013 erstmals statistische Be-
lege für eine erhöhte Konzentration der Armut in den 
Berliner Randbezirken: 

„Die Ergebnisse […] zeigen, dass (sehr) status-
niedrige Gebiete mit einer negativen Entwick-
lungsdynamik eher in der Äußeren Stadt liegen. 
(Sehr) statusniedrige Gebiete in der Innenstadt 
weisen hingegen vielfach eine Dynamik auf, die 
auf eine Abnahme der sozialen Benachteiligung 
in zentraler gelegenen Planungsräumen hin-
weist.“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt 2014b). 

Auch die Bilanz der Umzüge innerhalb Berlins (Bin-
nenwanderung) weist eine klare Tendenz zu einer 
verstärkten Randwanderung auf, die sich in den 
nächsten Jahren auch in den Sozialstrukturen nie-
derschlagen wird. Im Zeitraum von 2008 bis 2013 
haben die Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte, 
Charlottenburg-Wilmersdorf und Pankow insgesamt 
über 50.000 Einwohner*innen an die anderen Bezirke 
verloren. Friedrichshain-Kreuzberg verzeichnet dabei 
mit fast 25.000 Personen die stärksten Verluste der be-
zirksüberschreitenden Binnenwanderungen in Berlin. 
Reinickendorf und Treptow-Köpenick sind mit Zu-
wächsen von jeweils über 10.000 Einwohner*innen die 
Wanderungsgewinner der Umzüge innerhalb Berlins. 

Bis auf Marzahn-Hellersdorf weisen alle Bezirke 
im selben Zeitraum erhebliche Gewinne aus Zuzügen 
von außerhalb Berlins auf – insgesamt über 120.00 
Personen. Insbesondere ab 2011 sind die Zuwan-
derungsgewinne mit etwa 40.000 Personen pro Jahr 
deutlich höher als in den vorausgegangenen Jahren. 
Besonders hoch fallen dabei die Zuwächse in den Be-
zirken aus, die gleichzeitig durch innerstädtische Wan-
derung hohe Bevölkerungsverluste verzeichnen. Mitte 

Quelle: Bundesagentur für arbeit 2014

Karte 6 / Saldo der ALG-II-Trägerwechsel in Berlin 2008 bis 2012

 negatives Saldo der 
 Trägerwechsel (mehr Ab- 
 als Anmeldungen)

 positives Saldo der 
 Trägerwechsel (weniger 
 Ab- als Anmeldungen)
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mit über 40.000 Personen und Friedrichshain-Kreuz-
berg mit fast 30.000 Personen haben im Zeitraum von 
2008 bis 2013 deutlich höhere Zuwachsraten als die 
anderen Bezirke. Hohe Wanderungsgewinne durch 
externe Zuwanderung bei gleichzeitig hohen Wande-
rungsverlusten im Bereich der Binnenwanderungen 
stehen für einen beschleunigten Austauschprozess in 
diesen Gebieten.

Ein Blick auf die Ummeldungen von SGB-II-Be-
darfsgemeinschaften zwischen den Jobcentern der 
Bezirke zeigt, dass die allgemeine Dynamik der Rand-
wanderung auch eine Verdrängung der Armen an den 
Stadtrand beinhaltet. 

Wie bei den Bilanzen der Binnenwanderungen 
lassen sich auch für die sogenannten Trägerwech-
sel zwischen den Jobcentern eindeutige „Abgabe-“ 
und „Aufnahmebezirke“ benennen. Vor allem Mitte 
(-4.112) und Friedrichshain-Kreuzberg (-5.281) wei-
sen deutlich mehr Fortzüge als Zuzüge von Bedarfs-
gemeinschaften auf. Wie in Pankow (-1.760) korres-
pondieren die Trägerwechsel der Jobcenter mit den 
allgemeinen Wanderungsbewegungen. Ganz anders 
stellt sich die Situation in Neukölln (-1.234) dar: Der 
Bezirk gehört – im Gegensatz zu den genannten Be-
zirken – zu den Gewinnern der Binnenwanderungen, 
verzeichnet aber deutlich mehr Abmeldungen als 
Anmeldungen bei den Jobcentern. Dieser gegensätz-
liche Trend verweist auf eine starke Rolle der Berliner 
Binnenwanderungen für die sozialräumlichen Verän-
derungen. Während Verdrängungsprozesse in Fried-
richshain-Kreuzberg, Mitte und Pankow vor allem von 
Zuzügen über die Berliner Landesgrenzen geprägt 
werden, sind sie in Neukölln auch mit Berliner Bin-
nenumzügen verbunden.

Mit Reinickendorf, Marzahn-Hellersdorf und 
Spandau nehmen die äußeren Bezirke mit einem 
hohen Anteil an Großwohnsiedlungen die meisten 
ALG-II-Bedarfsgemeinschaften auf. Allein im Zeit-
raum von 2008 bis 2012 beträgt die Bilanz der Job-
center-Ummeldungen dieser Bezirke mehr als 10.000 
Personen. Spandau und Reinickendorf sind dabei 
neben Mitte die einzigen Bezirke Berlins, in denen die 
Zahl und der Anteil der SGB-II-Bedarfsgemeinschaf-
ten zwischen 2008 und 2012 (trotz eines allgemeinen 
Rückgangs) angestiegen sind. Ohne die Trägerwech-
sel (also entsprechende Zuzüge) wäre die Zahl der 
Hartz-IV-Haushalte auch in diesen Bezirken gesunken. 
Bezogen auf die sozialräumlichen Entwicklungen in 
der Stadt können wir in beiden Bezirken klare Tenden-
zen einer wanderungsinduzierten Verarmung feststel-
len. Ganz anders stellt sich die Situation in Mitte dar: 
Trotz der vielen Abmeldungen aus dem Bezirk ist die 
Gesamtzahl der Personen in SGB-II-Bedarfsgemein-
schaften weiter angestiegen. Für den Gesamtbezirk ist 
demnach eine Gleichzeitigkeit von Verdrängung und 
Verarmung anzunehmen. Verbunden mit der Miet-
preisdynamik in den bisher preisgünstigen Lagen von 
Wedding und Moabit wird sich hier der Verdrängungs-
druck in den nächsten Jahren deutlich zuspitzen. 

einfluss von miethöhe und
mietdynamik auf mietrückstände 
und räumungsklagen

Die Auswertung der Bezirksdaten gibt deutliche Hin-
weise auf eine räumlich ungleiche Entwicklung der 
Mieten. Konkrete Auswirkungen dieser Entwicklung 
auf das Räumungsgeschehen lassen sich jedoch nur auf 
der Basis einer kleinräumigen Auswertung analysie-
ren. Für die Bezirke Mitte und Tempelhof-Schöneberg 
liegen Daten zu Mitteilungen über Räumungsklagen 
und festgesetzte Räumungstermine (Räumungsmit-
teilungen) für die jeweiligen Postleitzahlbereiche vor, 
sodass der Zusammenhang zwischen Mietentwick-
lung und drohenden Wohnungsnotfällen detaillierter 
ausgewertet werden kann. 

Kleinräumige Analyse Tempelhof 
Schöneberg: Steigende Räumungsneigung 
bei höheren Mieten

Vorliegende Daten zur räumlichen Verteilung von 
Schreiben der bezirklichen Sozialen Wohnhilfe im Zu-
sammenhang mit Räumungsklagen und Räumungs-
mitteilungen für den Bezirk Tempelhof-Schöneberg 
verweisen auf eine räumlich ungleiche Verteilung der 
drohenden Zwangsräumungen (siehe Anhang, Tab. 
12). Während in einigen der insgesamt 25 Postleit-
zahlbereichen von 2007 bis 2013 mehr als 500 Räu-
mungsklagen bzw. Zwangsräumungstermine festge-
stellt werden konnten, waren es in anderen Gebieten 
weniger als 100 Fälle. Die räumliche Konzentration 
der Räumungsklagen wird deutlich, wenn wir die zehn 
Postleitzahlbereiche mit den höchsten Fallzahlen 
(6.231 Mitteilungen, fast 60 Prozent) den zehn Post-
leitzahlbereichen mit den geringsten Fallzahlen (838 
Mitteilungen, 8 Prozent) gegenüber stellen. 

Eine solche Ungleichverteilung kann verschiede-
ne Ursachen haben. So können sich Baustruktur und 
Bewohner*innenzahl in den Gebieten unterscheiden, 
oder es gehört nur ein Teil der Postleitzahlbereiche in 
den Verwaltungsbereich des Bezirkes. Für unsere Fra-
gestellung von besonderem Interesse war der Einfluss 
von Miethöhen und Mietpreisdynamik auf die Fallzah-
len der Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen. 
Eine kleinräumige Analyse des Zusammenhanges 
von Miethöhen, Mietdynamik und den Mitteilungen 
zu Räumungsklagen bzw. Räumungen konnte für 21 
Postleitzahlbereiche im Bezirk Tempelhof-Schöne-
berg mit insgesamt 7.242 Mitteilungen erfolgen. 

Zunächst ein Blick auf den Einfluss der Miethö-
hen auf das Räumungsgeschehen im Bezirk. Für die 
Auswertung wurden die Postleitzahlbereiche nach der 
Höhe der Angebotsmieten ausgewertet. Die bezirkli-
che Mietpreisspanne (6,67 bis 11,23 Euro/qm) wurde 
dazu in drei gleich große Klassen geteilt, um die Post-
leitzahlbereiche entsprechend ihrer durchschnittli-
chen Mietpreise zuordnen zu können. 

Etwa die Hälfte aller Postleizahlbereiche konnte der 
Klasse mit den preiswertesten Mieten zugeordnet 
werden. Hier wurden mit über 4.600 die mit Ab-
stand meisten Mitteilungen zu Räumungslagen und 
Zwangsräumungen festgestellt. Die lediglich drei 
Postleitzahlbereiche, die der teuersten Mietklasse zu-
geordnet wurden, wiesen mit 850 die wenigsten Fälle 
aller untersuchten Mietpreisklassen auf. Absolut ge-
sehen, wurden in den eher preiswerten Beständen die 
meisten Räumungsklagen erhoben und Zwangsräu-
mungen terminiert. Doch unter Berücksichtigung der 

Einwohner*innenzahlen je Postleitzahlbereich ergibt 
sich ein anders Bild: Mit 29,5 Räumungsklagen/Räu-
mungen je 1.000 Haushalte haben die Wohngebiete 
mit hohen Mieten eine deutlich gestiegene Klage- 
bzw.- Räumungswahrscheinlichkeit als alle anderen 
Gebiete des Bezirks (siehe Tabelle 6).

Bezogen auf die Mietdynamik zwischen 2007 und 
2013 zeigt sich ein ähnliches Muster. Auch hier wei-
sen die Postleitzahlbereiche mit der geringsten durch-
schnittlichen Mietsteigerung (0,57 bis 1,77 Euro/qm) 
mit über 3.500 Mitteilungen die höchsten Fallzahlen 

mietHöHe (2013) anZaHl plZ
räumungsKlagen/
- mitteilungen

räumungsKlagen/
-mitteilungen Je 1.000 
HausHalte

Niedrig (6,67 bis 8,19) 11 4.654 21,8

Mittel (8,20 bis 9,71) 7 1.737 18,2

Hoch (9,72 bis 11,23) 3 851 29,5

Durchschnitt (8,10) 21 7.242 21,4

Tabelle 6 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Tempelhof-Schöneberg, 
nach Miethöhe der Angebotsmieten in PLZ, 2013

Quelle: Bezirksamt tempelhof-schöneberg 2014; gsW 2008, 2014; eigene Berechnungen

N=21 PLZ-BEREIcHE, 7.242 RäUMUNGSKLAGEN UND -MITTEILUNGEN

Karte 7 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen 
in Tempelhof-Schöneberg 2007 bis 2013, nach Miethö-
he in Postleitzahlbereichen 

Quelle: Bezirksamt tempelhof-schöneberg 2014

Karte 8 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen 
in Tempelhof-Schöneberg 2007 bis 2013,
nach Mietdynamik in PLZ-Bereichen 

Quelle: Bezirksamt tempelhof-schöneberg 2014

6,67 - 8,19 Euro/qm 0,57 - 1,77 Euro/qm

8,20 - 9,17 Euro/qm 1,78 - 2,98 Euro/qm

9,18  - 11,23 Euro/qm 2,99 - 4,18 Euro/qm

nicht auswertbar nicht auswertbar
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auf, während diese in den hochdynamischen Gebieten 
(Mietsteigerungen von 2,99 bis 4,18 Euro/qm) mit ca. 
1.200 Mitteilungen deutlich geringer ausfallen. Auch 
dieses Verhältnis kehrt sich unter Berücksichtigung 
der Einwohner*innenzahlen um: Die Gebiete mit den 
höchsten Mietsteigerungen weisen mit fast 26 Räu-
mungsklagen und Räumungen je 1.000 Haushalten 
die höchste Räumungswahrscheinlichkeit aller unter-
suchten Klassen auf (siehe Tabelle 7). 

Auch wenn die meisten Räumungen in Gebieten 
mit niedrigen Mieten und weniger stark ausgeprägter 
Mietsteigerung stattfinden, lässt sich am Beispiel des 
Bezirks Tempelhof Schöneberg ein deutlicher Zusam-
menhang zwischen hohen Mietpreisen bzw. starken 
Mietsteigerungen und der Intensität von drohenden 
und terminierten Zwangsräumungen feststellen: Die 
absolut meisten Räumungsklagen und Räumungen 
gibt es in den Gebieten mit niedrigen Mietpreisen und 
einer schwachen Mietsteigerungsdynamik. Doch die 
relative Häufigkeit von Zwangsräumungen (je 1.000 
Haushalte) ist dort am höchsten, in denen die höchs-
ten Angebotsmieten aufgerufen werden und die Miet-
preise am stärksten gestiegen sind (siehe Karte 8). 

Kleinräumige Analyse Mitte: 
Mehr Räumungsklagen bei starken 
Mietsteigerungen

Der Stadtbezirk Mitte ist von starken Unterschiede-
nen zwischen den weitgehend gentrifizierten Nach-
barschaften in Alt-Mitte und den eher ärmeren Wohn-
gebieten in Wedding und Tiergarten geprägt. Diese 
Binnendifferenzierung spiegelt sich auch in der Vertei-
lung von Räumungsklagen und -mitteilungen wider. 

Eine Auswertung der Miethöhen bestätigt die 
Ergebnisse aus Tempelhof-Schöneberg: Auch in 
Mitte konzentrieren sich Räumungsklagen und voll-
zogenen Räumungen vor allem in den Postleitzahl-
bereichen mit den niedrigsten Mieten. Anders als in 
Tempelhof-Schöneberg sind in Mitte jedoch auch 
die Klagewahrscheinlichkeit (22,8 Klagen auf 1.000 
Haushalte) und die Räumungswahrscheinlichkeit 

(15,8 Räumungsmitteilungen auf 1.000 Haushalte) in 
diesen Gebieten am stärksten ausgeprägt. 

Ein Grund für diese Verteilung von Räumungskla-
gen und -mitteilungen sind die bereits fortgeschritte-
nen Verdrängungsprozesse der letzten Jahre. Insbe-
sondere in den gentrifizierten Hochpreisgebieten des 
Altbezirks Mitte (z. B. Spandauer Vorstadt, Rosentha-
ler Vorstadt, Friedrichstadt) gibt es nur noch wenige 
Haushalte, die aufgrund ihrer sozio-ökonomischen 
Lage in Wohnungsnotlagen geraten können.

Auch in Mitte lohnt sich ein Blick auf die Mietdy-
namik der letzten Jahre. Mit Ausnahme der vier Post-
leitzahlbereiche der bereits stark gentrifizierten Quar-
tiere in Alt-Mitte mit hoher Mietdynamik bestätigen 
sich die kleinräumigen Analysen aus Tempelhof-Schö-
neberg. Die Klage- und Räumungswahrscheinlichkeit 
ist in den Gebieten stärker ausgeprägt, in denen hohe 
Mietsteigerungen festgestellt werden konnten (siehe 
Tabellen 8 /9 und Karten 9/10).

Die räumliche Verteilung (siehe Karte 10) zeigt, 
dass sich die Gebiete mit den meisten Räumungen 
und einer hohen relativen Räumungshäufigkeit in we-
nigen Postleitzahlbereichen in Wedding und Tiergar-
ten konzentrieren.

Eine zusammenführende Betrachtung zeigt, dass 
in den Gebieten mit einer Kombination aus geringen 
Ausgangsmieten und starken Mietsteigerungen (Ge-
bietstyp II) in den letzten Jahren die meisten Zwangs-
räumungen terminiert bzw. durchgeführt wurden 
(siehe Tabelle 10 und Karte 11).

Mit fast 32 Klagen und über 20 Räumungen je 
1.000 Haushalten weisen diese Gebiete in Mitte eine 
deutlich höhere Klage- und Räumungsintensität auf, 
als die Vergleichsgebiete in Tempelhof-Schöneberg. 
Ein Blick auf die Karte, zeigt, dass sich die Postleit-
zahlbereiche mit der höchste Räumungsintensität in 
den Ortsteilen Wedding und Moabit konzentrieren. 
Ein Stadtraum, in dem über 90.000 Haushalte leben. 
Deutlich geringere Klage- und Räumungswahrschein-
lichkeiten haben die Gebiete, in denen hohe oder sehr 
hohe Mieten noch weiter angestiegen sind (Typ III, 
Typ V).

Quelle: Bezirksamt mitte 2014; gsW 2008, 2014; eigene Berechnungen

Tabelle 8 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Mitte, 
nach Miethöhe der Angebotsmieten in PLZ, 2007 bis 2013

mietHöHe 
(2013)

anZaHl plZ anZaHl
Je 1.000 
HausHalte

anZaHl
Je 1.000 
HausHalte

anteil an 
Klagen

Niedrig 
(5,51 bis 
7,68)

11 5.198 22,8 3.601 15,8 69,3

Mittel (7,69 
bis 9,86) 3 541 13,1 315 7,6 58,2

Hoch (9,87 
bis 12,03) 5 881 14,3 487 7,9 55,3

Durchschnitt 
(7,68) 19 6.620 20,0 4.403 13,3 66,5

N=19 PLZ-BEREIcHE, 
7.242 MITTEILUNGEN KLAGEN RäUMUNGSMITTEILUNGEN

Tabelle 9 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Mitte, 
nach Mietdynamik der Angebotsmieten in PLZ, 2007 bis 2013

Quelle: Bezirksamt mitte 2014; gsW 2008, 2014; eigene Berechnungen  

mietdynamiK 
(2013)

anZaHl plZ anZaHl
Je 1.000 
HausHalte

anZaHl
Je 1.000 
HausHalte

anteil an 
Klagen

Niedrig 
(1,24 bis 
1,83)

7 2.500 16,7 1.911 12,8 76,4

Mittel (1,84 
bis 2,41) 8 3.398 26,2 2.125 16,4 62,5

Hoch (2,42 
bis 3,00) 4 722 13,8 367 7,0 50,8

Durchschnitt 
(1,77) 19 6.620 20,0 4.403 13,3 66,5

N=19 PLZ-BEREIcHE, 
7.242 MITTEILUNGEN KLAGEN RäUMUNGSMITTEILUNGEN

mietdynamiK 
(2007 Bis 2013)

anZaHl plZ
räumungsKlagen/
-mitteilungen

räumungsKlagen/
-mitteilungen Je 1.000 
HausHalte

Niedrig (0,57 bis 1,77) 9 3,530 21,5

Mittel (1,78 bis 2,98) 8 2.484 19,7

Hoch (2,99 bis 4,18) 4 1.228 25,8

Durchschnitt (1,87) 21 7.242 21,4

Tabelle 7: Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Tempelhof-Schöneberg, 
nach Mietdynamik der Angebotsmieten in PLZ, 2007 bis 2013

Quelle: Bezirksamt tempelhof-schöneberg 2014; gsW 2008, 2014; eigene Berechnungen

N=21 PLZ-BEREIcHE, 7.242 RäUMUNGSKLAGEN UND -MITTEILUNGEN

Auch in Mitte bestätigt die kleinräumige Analyse von 
Miethöhen und Mietdynamik für die Gebiete mit 
geringen Ausgangsmieten einen starken Zusammen-
hang von Mietsteigerungen und der Räumungswahr-
scheinlichkeit. 

Zusammenfassend zeigen die kleinräumigen 
Analysen in den Bezirken Tempelhof-Schöneberg 
und Mitte einen deutlichen Zusammenhang zwischen 
einem Anstieg der Angebotsmieten und den Räu-
mungsklagen bzw. terminierten Zwangsräumungen. 
Die Mietsteigerungen stehen dabei für einen Anstieg 

der Ertragserwartungen und damit für eine wach-
sende Differenz zwischen den momentanen und den 
potentiell möglichen Mieteinnahmen im Falle einer 
Neuvermietung. Starke Mietsteigerungen insbeson-
dere in Gebieten mit geringen Ausgangsmieten ste-
hen in diesem Kontext für eine höhere ökonomische 
Räumungsrationalität und eine höhere Klage- und 
Räumungsneigung.
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Karte 9 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Mitte 
2007 bis 2013, nach Miethöhe in PLZ-Bereichen 

Quelle: Bezirksamt mitte 2014

5,51 - 7,68 Euro/qm

7,69 - 9,86 Euro/qm

9,89 - 12,03 Euro/qm

Karte 10 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Mitte 
2007 bis 2013, nach Mietdynamik in PLZ-Bereichen

Quelle: Bezirksamt mitte 2014

1,28 - 1,87 Euro/qm

1,88 - 2,41 Euro/qm

2,42 - 3,00 Euro/qm

Tabelle 10 / Bezirk Mitte, Kombinierte Typologie von Miethöhe, 
Mietentwicklung und Räumungsklagen/-mitteilungen, nach PLZ, 2007 bis 2013

Quelle: Bezirksamt Berlin-mitte 2014, eigene Berechnungen

nr.
mietHöHe 
/ miet-
dynamiK

plZ
Haus-
Halte

anZaHl
Je 1.000 
Haus-
Halte

anZaHl
Je 1.000 
Haus-
Halte

anZaHl
Je 1.000 
Haus-
Halte

1 - / - 5 137.137 2.291 16,7 1.752 12,8 4.043 29,5

2 - / + 6 91.257 2.907 31,9 1.849 20,3 4.756 52,1

3 + / + 2 38.345 491 12,8 276 7,2 767 20,0

4 + / - 1 2.930 50 17,1 39 13,3 89 30,4

5 ++ / ++ 4 52.168 722 13,8 367 7,0 1.089 20,9

6 ++ / - 1 9.226 159 17,2 120 13,0 279 30,2

KLAGENGEBIETS-TyP KLAGEN RäUMUNGEN GESAMT

Karte 11 / Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen in Mitte 2007 bis 2013, 
nach Miethöhe und Mietdynamik (Kombinationstypen) in PLZ-Bereichen 

Quelle: Bezirksamt mitte 2014

Typ 3:     + / +

Typ 2:     - / +

Typ 4:     + / -

Typ 5:     ++ / ++

Typ 1:      - / -

Typ 6:     ++ / -
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Zusammenfassung: 
steigender Verwertungsdruck, 
staatliche Koproduktion von 
mietrückständen und neue 
wohnungsnotlagen

Die Wohnungsmarktveränderungen in Berlin haben 
einen unmittelbaren Einfluss auf die Entwicklung von 
Räumungsklagen, Zwangsräumungen sowie erzwun-
gene Umzüge und haben eine neue Qualität von Woh-
nungsnotlagen hervorgebracht. 

Steigende Mieten und erhöhte Gefahr
von Mietrückständen

Die Veränderungen des Berliner Wohnungsmarktes 
sind in den letzten Jahren durch deutliche Mietsteige-
rungen geprägt. Durch die Mieterhöhungen der letz-
ten Jahre überschreiten die Mieten auch im Bestand 
vielfach die Bemessungsgrenzen der Kosten der Un-
terkunft. Eine Analyse der Bestandsmieten in Berlin 
zeigt, dass es im Bereich der vom Mietspiegel erfassten 
Wohnungen ein Defizit von etwa 120.000 Wohnungen 
zu Mietpreisen unterhalb der Jobcenter-Bemessungs-
grenze gibt (Holm 2014b). Übersteigen die Mieten 
von Bedarfsgemeinschaften diese amtlich festgelegte 
„Angemessenheitsgrenze“, verschicken die Jobcen-
ter sogenannte Kostensenkungsaufforderungen und 
können nach einer Frist von meist sechs Monaten 
die Höhe der Wohnkostenübernahme auf das Niveau 
der Bemessungsgrenzen absenken. Wo die Differenz 
nicht aus dem Budget des knapp gehaltenen Regelsat-
zes bezahlt werden kann, sind Mietrückstände oft die 
Folge. Durch die gleichzeitig starken Mietanstiege der 
Angebotsmieten haben sich zudem die Alternativen 
für leistbare Wohnungen in fast allen Stadtgebieten 
Berlins deutlich verringert, sodass in vielen Fällen 
auch ein Umzug für die Mieter*innen nicht möglich 
ist. Die derzeitigen Regelungen zu den Kosten der Un-
terkunft müssen unter den Bedingungen steigender 
Mieten als Form einer staatlichen Koproduktion der 
Gefahr von Mietrückständen angesehen werden. 

Starker Verdrängungsdruck in Gebieten
mit hohen Ertragslücken

Die Mietpreise der Angebotsmieten sind in den letz-
ten Jahren deutlich schneller und stärker gestiegen als 
die der Bestandsmieten. Die so entstandenen Ertrags-
lücken sind ein ökonomischer Anreiz für Neuvermie-
tungen und haben den Verdrängungsdruck auf die 
Bestandsmieter*innen deutlich erhöht. Insbesondere 
in ausgewählten Innenstadtlagen sind Mietsprünge 
von mehr als 4 Euro/qm im Durchschnitt möglich. 
Diese Verwertungsmöglichkeiten verstärken die Räu-
mungsneigung von Eigentümer*innen. Auch klein-
räumige Analysen in ausgewählten Bezirken belegen 
für Wohngebiete mit preiswerten Ausgangsmieten: 
Je größer der Abstand zwischen aktuell erzielten und 
potentiell möglichen Mieten, desto höher die Wahr-
scheinlichkeit einer Zwangsräumung.

Steigende soziale Folgekosten von
Zwangsräumungen

Mit Mietsteigerungen im Bestand und bei den Ange-
botsmieten haben sich nicht nur die Anlässe und Mo-
tive von Zwangsräumungen ausgeweitet, sondern es 
ist auch ein Anstieg der sozialen Kosten von Zwangs-
räumungen zu verzeichnen. Durch das eingeschränk-
te Angebot an leistbaren Wohnungen gibt es für die 
Personen, die in Wohnungsnotlagen geraten, nur noch 
wenige Möglichkeiten, sich anschließend selbst mit ei-
ner Wohnung zu versorgen. Umzüge in weit entfernte 
Stadtteile und längere Phasen der Wohnungslosigkeit 
sind die Folge. Der mit der Knappheit verbundene An-
stieg von Diskriminierungen trifft dabei Wohnungs-
suchende mit „migrantisch“ klingenden Namen im 
besonderen Maße.
Randwanderung der Armut als
Wohnungsmarkteffekt

Als Ergebnis der verschärften Wohnungsmarktbedin-
gungen haben sich Zwangsräumungen und erzwun-
gene Umzüge zu einem Faktor der sozialräumlichen 
Veränderungen in der Stadt entwickelt. Während in 
den Gebieten mit überdurchschnittlichen Mietsteige-
rungen die Kündigungs- und Räumungswahrschein-
lichkeit zugenommen hat, konzentriert sich die gerin-
ger werdende Zahl leistbarer Wohnungen in wenigen 
Quartieren, die überwiegend am Stadtrand liegen.

Unsere Untersuchung zeigt, dass sich trotz einer 
relativen Stabilität im Umfang von Zwangsräumun-
gen und erzwungenen Umzügen die Qualität von 
Wohnungsnotlagen in Berlin verändert hat. Woh-
nungsmarktinduzierte Kündigungsanlässe, eine Aus-
weitung von Wohnungsnotfällen auf breitere soziale 
Schichten und der sich zuspitzende Mangel an leist-
baren Wohnungen stellen die bestehenden Hilfesys-
teme vor eine Reihe von neuen Herausforderungen. 

räumung Für die rendite? ZWangsräumungen und WohnungsmarKt
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die angespannte Wohnungslage und der steigende 
Verdrängungsdruck in Berlin haben die Anläs-

se für und die Folgen von Zwangsräumungen und 
erzwungenen Umzügen ebenso verändert wie die 
Struktur der betroffenen Haushalte. Diese veränder-
ten Strukturen und Rahmenbedingungen von Woh-
nungsnotlagen stellen auch das staatliche System der 
Wohnhilfe vor neue Herausforderungen. 

Die Vermeidung von Wohnungsverlusten und die 
Unterbringung von Personen in Wohnungsnotlagen 
sind in verschiedenen Paragrafen des Sozialgesetzes 
als öffentliche Aufgaben definiert und umfassen prä-
ventive Hilfeleistungen bei drohendem Wohnungsver-
lust ebenso wie die angemessene Unterbringung in 
Fällen der Wohnungslosigkeit (Busch-Gertsema u.a. 
2014: 31 ff.). In Berlin werden diese Ziele der „Präven-
tion und Reintegration“ in den 1998 beschlossenen 
„Leitlinien zur Hilfe für Wohnungslose in Berlin“ (Ab-
geordnetenhaus Berlin 1998) präzisiert. Ziel der Ber-
liner Wohnungslosenpolitik sei u. a. die „konsequente 
Verhinderung von Wohnungsverlust durch offensiven 
und gezielten Einsatz aller zur Verfügung stehenden 
Instrumentarien“ sowie ein „gezielter Abbau des vor-
handenen ‚Sockels‘ an Wohnungslosen durch Wohn-
raumbeschaffung“ (ebd.). 

Die Bezirksämter nehmen in Berlin eine zentrale 
Stellung bei der Durchführung dieser Aufgabe ein, 
während die Senatsebene sich selbst in einer eher 

ergänzenden Rolle wähnt (Abgeordnetenhaus Ber-
lin 1998: 5). Neben den Bezirksämtern (ebd. 5) sind 
maßgeblich die Jobcenter und die Freien Träger der 
Wohlfahrtspflege an der praktischen Umsetzung der 
Wohnungslosenhilfe in Berlin beteiligt. Als Effekte 
dieser Dezentralisierung des Hilfesystems werden 
eine uneinheitliche Praxis bei der Umsetzung der 
gesetzlichen Vorgaben und die Herausbildung von 
„Hausphilosophien“ einzelner Sozialämter beschrie-
ben (Gerull/Merckens 2012: 11). 

Wenn wir im Folgenden von den bezirklichen 
Hilfesystemen Wohnungslosigkeit sprechen, ist je-
weils das gesamt Feld der Institutionen gemeint, die 
an der Vermeidung von Wohnungslosigkeit und der 
Unterbringung von Wohnungslosen beteiligt sind. 
Schon aus den Zahlen zu Räumungsklagen und Räu-
mungsterminen, aber auch aus den Daten zur Über-
nahme von Mietschulden wird deutlich: Die Bezirke 
in Berlin unterscheiden sich nicht nur in Bezug auf 
den Handlungsdruck, sondern auch im Umgang mit 
Wohnungsnotlagen. Ziel unserer Untersuchung ist es, 
diese Unterschiede zu verstehen und die Rahmenbe-
dingungen für die jeweilige Ausgestaltung des Hilfe-
systems Wohnungslosigkeit zu untersuchen. 

Im Rahmen von bezirklichen Fallstudien in vier 
ausgewählten Bezirken (Mitte, Lichtenberg, Neukölln, 
Tempelhof-Schöneberg) haben wir die Verfahren und 
Strukturen der Hilfesysteme ebenso analysiert wie 

das Hilfesystem 
woHnungslosigKeit in 
Berlin

5 / 

Fo
to

: 
th

or
st

en
 s

tr
as

as

In diesem Kapitel stellen wir die Ergebnisse unserer Fallstudien zu den 
bezirklichen Hilfesystemen Wohnungslosigkeit in den Bezirken Mitte, 
Lichtenberg, Neukölln und Tempelhof-Schöneberg vor. Für jeden Bezirk 
werden dabei die Zuständigkeiten und Verfahrensweise beim Umgang mit 
Wohnungsnotlagen und Zwangsräumungen beschrieben. Im Anschluss 
folgt eine Darstellung der bezirklichen Besonderheiten im Hilfesystem. 
In einer zusammenfassenden Auswertung der Fallstudien skizzieren wir die 
Krise des Hilfesystems entlang von bezirksübergreifenden Merkmalen.
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5.1 Bezirksprofil mitte

Weniger Mietrückstände, viele Räumungen 
und eine veränderte Struktur der 
Wohnungsnotlagen

Mitte gehört mit durchschnittlich 750 Räumungs-
mitteilungen pro Jahr im Zeitraum 2008 bis 2012 zu 
den Bezirken mit den meisten Wohnungsräumungen 
in Berlin. Gleichzeitig nahm die Anzahl der durch-
schnittlichen Vorsprachen in der Sozialen Wohnhilfe 
massiv zu. Wurden 2007 durchschnittlich noch 991 
Vorsprachen pro Monat gezählt, lag der Vergleichs-
wert für 2013 bereits bei 1.325 (siehe Anhang, Tab. 
13). Im selben Zeitraum ging die Anzahl der Mittei-
lungen zu mietschuldenbedingten Räumungsklagen 
von 1.345 Mitteilungen im Jahr 2008 auf 917 Mittei-
lungen im Jahr 2013 deutlich zurück. Mit knapp sechs 
Räumungsklagen je 1.000 Haushalte liegt der Bezirk 
Mitte aber auch in dieser Kategorie über dem Berliner 
Durchschnitt. Die Anzahl der positiv beschiedenen 
Anträge auf Übernahme von Miet- und Energieschul-
den nach SGB II war von 2007 (741) bis 2010 (470) 
konstant rückläufig. Im Jahr 2013 stieg die Anzahl der 
Anträge jedoch auf 643 an, was den höchsten Wert 
seit 2007 darstellt. Im Jahr 2013 lag die Quote der 
abgelehnten Anträge auf Miet- und Energieschulden-
übernahme bei 28,5 Prozent – eine Ablehnungsquote 
von annähernd 30 Prozent (Senatsverwaltung für Ge-
sundheit und Soziales 2014b). 

Der Trend zu weniger Mietrückständen bei sta-
bilen Räumungszahlen kann auf eine konsequentere 
Vollstreckung der gerichtlichen Räumungsurteile 
oder eine wachsende Anzahl von Wohnungsräu-
mungen aus anderen Gründen (z. B. Eigenbedarf 
oder Verwertungskündigung) verweisen. Auch die 
Zusammensetzung der Haushalte in Wohnungsnot-
lagen hat sich verändert. Nach Einschätzung der 
Sozialen Wohnhilfe gibt es im Bezirk Mitte keinen 
bestimmten sozialen Kontext, in dem Menschen häu-
figer von Zwangsräumungen betroffen sind. Vielmehr 
umfasse die Problematik zunehmend alle Bevölke-
rungs- und Einkommensschichten. Insbesondere 
die Mittelschicht sei zunehmend von finanziellen 
Problemen betroffen und komme durch hohe alltäg-
liche Zahlungsverpflichtungen „hinten und vorne mit 
dem Geld nicht mehr klar“ (BA/MT). Als Erklärung 
führt die Soziale Wohnhilfe eine voranschreitende 
Gentrification in Mitte, insbesondere in den Altbau-
beständen an, von der sowohl Selbständige als auch 
Akademiker*innen und Arbeitnehmer*innen aller 
Einkommensstufen betroffen seien.

und der Vermieter 
sagt: „nö, JetZt will 
icH’s aucH nicH“ 
meHr, JetZt geHt der 
raus, und dann Kann 
icH Ja danacH die 
woHnung VielleicHt 
Besser Verwerten, 
Vermieten oder so.“

die Kooperationsbeziehungen der einzelnen betei-
ligten Institutionen und die Effekte für die Haushalte 
in Wohnungsnotlagen. Wir haben diese vier Bezirke 
ausgewählt, um unterschiedliche Sozialstrukturen, 
Baustrukturen, Wohnungsmarktsituationen und Ver-
waltungstraditionen in unseren Fallstudien zu berück-
sichtigen. In der Regel wurden Mitarbeiter*innen des 
Bezirksamtes und von Freien Trägern befragt, die un-
mittelbar in die Praxis des Hilfesystems eingebunden 
sind. Zusätzlich haben wir in allen Bezirken mehrere 
Interviews mit Menschen geführt, die persönlich in 
Wohnungsnotlagen geraten sind und aus dieser Pers-
pektive Erfahrungen mit Zwangsräumungen und dem 
Hilfesystem machen mussten. In zwei Bezirken haben 
wir darüber hinaus Interviews mit Mitarbeiter*innen 
des Jobcenters geführt. 

Unsere insgesamt 26 Interviews haben wir zu-
nächst inhaltsanalytisch entlang verschiedener Un-
tersuchungsdimensionen kodiert und anschließend 
bezirksweise ausgewertet. Die Bezirksprofile geben ei-
nen Einblick in die jeweiligen Konstellationen und die 
Formen der Kooperation zwischen den beteiligten In-
stitutionen und Einrichtungen. Unser Augenmerk gilt 
dabei vor allem den Besonderheiten in der Umsetzung 
und Anwendung von Instrumenten der Wohnungslo-

senhilfe. In einem 
abschließenden Ab-
schnitt werden die 
Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede 
der Fallstudien in 
den vier Bezirken 
zu einer zusammen-
fassenden Beschrei-
bung der Krise des 
Berliner Hilfesys-
tems Wohnungslo-
sigkeit zusammen-
geführt. 
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Veränderte Räumungsneigung der Eigentümer, so-
ziale Ausweitung der Wohnungsnotfälle und mehr 
Vorsprachen bei der Abteilung Soziale Wohnhilfe des 
Bezirksamtes: Das Hilfesystem in Mitte steht vor spe-
zifischen Herausforderungen. 

Zuständigkeiten und Verfahrensweisen 
im Hilfesystem mitte

Das Hilfesystem Wohnungslosigkeit in Mitte ist stark 
durch die arbeitsteilige Kooperation zwischen dem 
Jobcenter und dem Bezirksamt geprägt. 

Das Jobcenter in Mitte ist für Mietschuldenüber-
nahmen von ALG-II-Bezieher*innen zuständig. Das 
Bezirksamt ist dem Jobcenter gegenüber hinsichtlich 
der Kosten der Unterkunft (KdU) und der Mietschul-
denübernahmen weisungsbefugt, da diese Kosten 
kommunal abgerechnet werden. Aus diesem Grunde 
darf das Jobcenter auch keine Mietschuldenüber-
nahmeanträge ablehnen, ohne das Bezirksamt zu 
konsultieren. Das Resultat dieser Praxis ist, dass das 
Bezirksamt Menschen dabei unterstützt, Übernah-
meanträge beim Jobcenter zu stellen und in diesem 
Schritt bereits überprüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Übernahme („Angemessene“ Miethöhe, Höhe 
der Mietrückstände) gegeben sind. Sind diese Voraus-
setzungen nicht gegeben, stellt das Bezirksamt den 
Übernahmeantrag gar nicht erst.

Das Bezirksamt Mitte beschäftigt zwölf Sozi-
alarbeiter*innen in Vollzeit innerhalb der Sozialen 
Wohnhilfe. Eine geplante Erhöhung der Personalaus-
stattung um vier Stellen wurde aufgrund von Einspa-
rungen nicht umgesetzt. Die Soziale Wohnhilfe ist 
für Mietschuldenübernahmen nach SGB XII sowie 
für Unterbringung nach ASOG und die Vermittlung 
in das Geschützte Marktsegment zuständig. Nach 
dem Bezirk Neukölln ist Mitte der Berliner Bezirk mit 
den meisten wohnungslosen Personen (1.354) zum 
31.12.2012. Dies bedeutet, dass jede*r Mitarbeiter*in 
durchschnittlich gleichzeitig 112 Fälle von Wohnungs-
losigkeit betreut und somit den durchschnittlichen 
berlinweiten Betreuungsschlüssel von 82 betreuten 
Fällen je Mitarbeiter*in massiv übersteigt. 

Wie sind die Informationswege bei 
drohender Wohnungslosigkeit in Mitte?

Die Soziale Wohnhilfe Mitte erhält vom Gericht Be-
nachrichtigungen über Räumungsklagen in Form von 
MiZis. In der Folge fragt das Bezirksamt die Meldeda-
ten der beklagten Personen ab und verschickt ein Stan-
dardschreiben, mit dem die Menschen zur Beratung 
eingeladen werden. Aufgrund der starken Auslastung 
der Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfe wer-
den lediglich bei Personen im Rentenalter zusätzlich 
Hausbesuche abgestattet, was nach Aussage einer Mit-
arbeiterin zur Folge hat, dass „Jüngere einfach durch 
die Roste“ fallen (BA/MT). Auch bei Familien mit im 

Haushalt gemeldeten minderjährigen Kindern werden 
keine besonderen Maßnahmen eingeleitet oder Haus-
besuche durchgeführt. Im Gegenteil – das Jugendamt 
und die Soziale Wohnhilfe schieben sich an dieser Stel-
le die Zuständigkeiten gegenseitig zu. So verweist das 
Jugendamt, wenn 
es keinen pädago-
gischen Hilfebedarf 
sieht, eine räu-
mungsbedrohte Fa-
milie an die Soziale 
Wohnhilfe und „ei-
gentlich will keiner 
richtig zuständig 
sein“ (FT/MT). Der 
Sozialen Wohnhilfe 
gegenüber habe 
das Jugendamt zudem geäußert, dass „Obdachlosig-
keit keine Kindeswohlgefährdung“ (BA/MT) sei.

In der Betreuung der von Zwangsräumung be-
drohten Haushalte prüft das Bezirksamt zunächst die 
Möglichkeiten zur Abwendung des Räumungsverfah-
rens, klärt eine mögliche Mietschuldenübernahme 
und sucht das Gespräch mit den Vermieter*innen. 
Hierbei unterstützt die Soziale Wohnhilfe nach ei-
genen Angaben die Personen etwa durch Schreiben 
oder direkte Anrufe bei den Vermieter*innen. Jedoch 
erwarten Bezirksamtsmitarbeiter*innen von den Räu-
mungsbedrohten, möglichst zunächst einmal selbst 
mit den Vermieter*innen in Kontakt zu treten. Diese, 
durch die Soziale Wohnhilfe eingeforderte Aktivie-
rung der Menschen in Wohnungsnotlagen habe auch 
„einen psychologischen Hintergrund“ (ebd.). Man 
müsse den Menschen in Wohnungsnotlagen vermit-
teln, dass man mit Hausverwaltungen auch „durchaus 
reden“ (ebd.) könne. An dieser Stelle mutet die durch 
das Bezirksamt verordnete Aktivierungsstrategie da-
her wie eine pädagogische Erziehungsmaßnahme an.

Jedoch – so berichtet die Mitarbeiterin – seien 
Hausverwaltungen immer seltener bereit, das Mietver-
hältnis nach vorangegangenen Mietrückständen selbst 
bei einer garantierten Mietschuldenübernahme durch 
das Bezirksamt, fortzusetzen. Hinzu kommt, dass in vie-
len Fällen fristloser Kündigung gleichzeitig ordentlich 
gekündigt werde und eine juristische Abwendung der 
Kündigung auch bei einer Begleichung der Mietrück-
stände daher nicht mehr möglich sei. Generell gelte im 
Bezirk Mitte mittlerweile der Grundsatz: „Je niedriger 
die Miete, umso höher die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Eigentümer nicht mehr fortsetzen wollen.“ (ebd.) Viele 
Vermieter*innen sähen in der Kündigung die Chance, 
die Wohnung neu und zu einem höheren Mietpreis zu 
vermieten und lehnten deshalb Mietschuldenübernah-
men ab: „Und der Vermieter sagt: ‚nö, jetzt will ich’s 
auch nich‘ mehr, jetzt geht der raus, und dann kann 
ich ja danach die Wohnung vielleicht besser verwerten, 
vermieten’ oder so.“ (FT/MT)

Hinzu kommt, dass viele Anträge auf Energie- 
und Mietschuldenübernahmen gar nicht erst oder 

„icH sacH denen aucH 
immer, dass sie Hier 
ausser ’nem guten rat 
nicHts Kriegen Kön-
nen. und das war mal 
anders...
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einer Mitarbeiterin geschilderten strengen Vorgaben 
der Leistungsstelle zur Übernahmepraxis zurückge-
führt werden. Eine weitere Folge dieser restriktiven 
Praxis ist, dass Personen mit Mietrückständen, aber 
regelmäßigem Einkommen, sowie Personen, die 
auf Grund ihres Einkommens über dem ALG-II-Be-
darfssatz liegen, häufig zur „Selbsthilfe“ aufgefordert 
werden. Sie sollen ihre Mietrückstände selbständig 
tilgen. Hierbei werden jedoch alltägliche Zahlungsver-
pflichtungen der Antragsteller*innen sowie etwaige 
Kredite nicht berücksichtigt. Die Ablehnung einer 
Mietschuldenübernahme erfolgt dabei ohne eine Ab-
wägung, ob es den Personen überhaupt möglich ist, 
ihre Mietschuld selbständig zu tilgen. Diese restrik-
tive Übernahmepraxis spiegelt sich auch im Budget 
der Sozialen Wohnhilfe wieder. So sei der Anteil der 
Mietschuldenübernahmen an den Gesamtausgaben 
„verschwindend klein“ (BA/MT).

Lassen die Vermieter*innen nicht mehr mit sich 
reden und beharren auf ihren Räumungstiteln, ent-
steht für die Menschen in Wohnungsnotsituationen 
häufig ein akuter Zeitdruck. Für Instrumente wie das 
Geschützte Marktsegment und Hilfemaßnahmen nach 
§67 bleibt dann häufig keine Zeit mehr. Laut einer 
Mitarbeiterin der Sozialen Wohnhilfe droht in diesen 
Fällen „schlimmstenfalls die Unterbringung im Wohn-

heim“ (ebd.). Gleich-
zeitig betont sie, dass 
„die Angebote, die 
wir machen können, 
[…] sich verschlech-
tert“ haben (ebd.). 
Die eingeschränkten 
Hilfemöglichkeiten, 
die sie Menschen in 
Wohnungsnotlagen 
machen kann, be-
schreibt sie wie folgt: 

„Ich sach denen auch immer, dass sie hier außer ‚nem 
guten Rat nichts kriegen können […] und das war mal 
anders.“ Früher „habe ich mindestens fünf Lösungs-
möglichkeiten parat gehabt, jetzt habe ich zum Teil 
keine einzige“ (ebd.).

Wer trifft welche Entscheidungen 
im Hilfesystem Mitte?

Mietschuldenübernahmeanträge werden von den 
Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfe bewilligt 
oder abgelehnt. Da das Bezirksamt dem Jobcenter ge-
genüber weisungsbefugt ist, darf das Jobcenter keine 
Übernahmeanträge ablehnen, ohne zuvor die Soziale 
Wohnhilfe zu konsultieren. Wie zuvor beschrieben, 
führt diese Praxis jedoch dazu, dass das Bezirksamt 
von vorneherein nur noch Anträge weiterreicht, wel-
che die Voraussetzungen des Jobcenters erfüllen.
Darüber hinaus produziert das Jobcenter neben der 
Ablehnung von Mietschuldenübernahmeanträgen auf 

multiple Weise Wohnungslosigkeit. So vergesse das 
Jobcenter laut der Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
teilweise, die Miete zu überweisen oder überweise mo-
natelang falsche Beträge auf falsche Konten. Das Job-
center jedoch im Nachhinein für diese Versäumnisse 
verantwortlich zu machen, sei „ein langer Weg“ (FT/
MT), auf dem zusätzliche Kosten für die Mieter*innen 
entstünden, die diese meist nicht tragen könnten.

Auf welcher Grundlage wird über die
Anwendung der verschiedenen Instrumente 
des Hilfesystems entschieden? 

Bei der Übernahme von Mietrückständen werden im 
Bezirksamt verschiedene Entscheidungsgrundlagen 
angelegt. So sind bei Mietrückständen und „unange-
messener“ Miethöhe die Vorschriften laut einer Mitar-
beiterin „ganz eindeutig“, führten aber zu „irren Ent-
scheidungen“ (BA/MT). Als fiktives, exemplarisches 
Beispiel einer Rechnung benennt die Mitarbeiterin 
etwa die Ablehnung eines Übernahmeantrags, weil 
die Miete drei Euro über dem Regelsatz läge, dann 
jedoch Wohnheimplätze in der Höhe von 1.000 Euro 
pro Monat gezahlt würden. Wenn Übernahmeanträge 
nicht bewilligt werden, würde somit alles „noch viel 
teurer“ (ebd.). An dieser Stelle zeigt sich die Parado-
xie des Hilfesystems deutlich: Obwohl Jobcenter und 
Soziale Wohnhilfe bei Mietschuldenübernahmeanträ-
gen eine sogenannte Wirtschaftlichkeitsberechnung 
durchführen (in die laut der Mitarbeiterin die Kosten 
zur Anmietung einer neuen Wohnung, der anfallende 
Umzug und der persönliche Hintergrund der Antrag-
steller*innen sowie die Entstehung der Mietrückstän-
de miteinbezogen und abgewogen werden), werden 
anstatt höhere KdU-Sätze zum Erhalt der Wohnung 
zu bewilligen, hohe Summen für Wohnheimplätze bei 
privaten Wohnheimbetreiber*innen ausgegeben.

Trotz der rechtlichen Vorgaben zur Mietschul-
denübernahmepraxis gibt es ganz offensichtlich 
Entscheidungsspielräume für die Mitarbeiter*innen 
von Bezirksamt und Jobcenter. So wurde uns in den 
Interviews von unterschiedlichen Entscheidungen in 
ähnlich gelagerten Fällen berichtet, „weil‘s halt Ein-
zelfallentscheidungen sind“ (ebd.). Dieser Spielraum 
kommt insbesondere bei der Einschätzung zur Ent-
stehung der Mietrückstände zum Tragen. So spielen 
Kriterien wie persönliche Sympathie und soziale Nähe 
sowie die Identifikation mit den Antragsteller*innen 
eine eine große Rolle bei der Entscheidungsfindung. 
Entlang persönlicher und nicht selten bevormunden-
der Kriterien entscheiden die Mitarbeiter*innen über 
würdige und unwürdige Antragsteller*innen. So sagte 
eine Mitarbeiterin des Bezirksamts: 

„Mit Sicherheit würde ich mich für jemanden, 
der monatelang gegen seinen Arbeitgeber ge-
kämpft hat und keinen Lohn gekriegt hat, mehr 
einsetzen, als für jemanden, der irgendwie ge-
sagt hat: ‚Och Mensch, meine Kinder haben 
mich aber so traurig angeguckt, die wollten un-

... früHer HaBe icH 
mindestens fünf 
lösungsmöglicH-
Keiten parat geHaBt, 
JetZt HaBe icH Zum 
teil Keine einZige.“
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bedingt einen MP3 Player haben‘ […] Und dann 
gibt’s die, für die ich mich gar nicht einsetze, die 
im Jahr drei Monate irgendwo hinfliegen und 
da in den drei Monaten die Miete … ganz ehr-
lich, da habe ich auch kein Verständnis für. Wo 
ich dann denke, sind ja irgendwo auch meine 
Steuergelder. Dann denke ich auch – Tatsache 
– manchmal: Ja dann sieh mal zu, wie du aus 
dem Schlamassel wieder raus kommst.“ (ebd.)

Die Auslegung der Gesetzesgrundlagen zu Miet-
schuldenübernahmen ist stark von den subjektiven 
Einschätzungen, Sympathien bzw. Antipathien der 
Mitarbeiter*innen gegenüber den Antragsteller*innen 
geprägt. Diese individuellen Bewertungen ermögli-
chen oder verschließen bestimmte Spielräume in der 
Übernahmepraxis. Schlussendlich hätte diese „viel 
mit Intuition“ (ebd.) zu tun.

Was geschieht, wenn geräumt wird?
Welche Optionen gibt es für Menschen
in Wohnungsnotlagen?

Wenn trotz steigender Mieten und einer verstärkten 
Räumungsneigung der Vermieter*innen nur wenige 
Mietschuldenübernahmen genehmigt werden, verla-
gert sich die Aufgabe des bezirklichen Hilfesystems 
von der Vermeidung des Wohnungsverlustes hin zu 
Fragen der alternativen Wohnungsversorgung bzw. 
Unterbringung. 

Unterbringung nach ASOG

Im Bezirk Mitte gibt es keine bezirkseigenen Wohn-
heime, jedoch 16 vertragsfreie Einrichtungen, von 
denen ein Großteil lediglich die Mindeststandards der 
Unterbringung einhält. So beschäftigen nur fünf der 
vertragsfreien Wohnheime insgesamt 14 Sozialarbei-
ter*innen und Psycholog*innen. Die übrigen Wohn-
heime stellen entsprechend der Mindeststandards 
lediglich eine*n (Nacht-)Pförtner*in. Eine Heimbege-
herin, die der Bezirk mit einer halben Stelle beschäf-
tigt, kontrolliert die Wohnheime etwa zwei Mal pro 
Jahr auf die Einhaltung dieser Mindeststandards. 

In der Sozialen Wohnhilfe hat sich in den letzten 
Jahren die Zahl der Vorsprachen massiv erhöht und 
zu einer starken Auslastung der Mitarbeiter*innen 
geführt. Als Folge dieser Mehrbelastung und da die 
über die zentrale  Unterbringungsleitstelle (BUL) 
buchbaren Unterkünfte meist voll und zum Teil sogar 
überbelegt sind, gibt die Bezirksamtsmitarbeiterin an, 
Wohnungslose nicht mehr adäquat bei der Vermitt-
lung einer Unterbringung unterstützen zu können. 
Obwohl die konkrete Unterbringung nach eigener 
Aussage zu den Aufgaben der Sozialen Wohnhilfe 
gehöre, gibt die Soziale Wohnhilfe häufig selbst ange-
fertigte Listen mit Unterbringungsmöglichkeiten wie 
Pensionen und Hostels an die Vorsprechenden weiter 
und fordert diese auf, sich selbst um eine Unterbrin-
gung zu kümmern. Insbesondere für Familien ist die 
Unterbringungssituation sehr prekär. So seien die Fa-
milienobdächer „voll, immer, immer. Und sobald was 
frei gemeldet wird, dauert das in der Regel nicht sehr 
lange und dann ist auch das wieder voll“ (ebd.). Daher 
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50 51wird Familien teilweise ein gemeinsames Zimmer in 
einem Wohnheim angeboten. Es wird nicht pro Zim-
mer gezahlt, sondern die Betreiber*innen verlangen 
im Schnitt 20 Euro pro Person und Nacht vom Bezirk-

samt bzw. Jobcen-
ter. Dies führt dazu, 
dass insbesondere 
bei Mehrpersonen-
haushalten der Ver-
bleib in der eigenen 
Wohnung wesentlich 
günstiger wäre als 
eine Unterbringung 
im Wohnheim. Im 
Monat müssten für 
eine vierköpfige Fa-
milie beispielsweise 
2.400 Euro für die 

Wohnheimunterbringung gezahlt werden. Dieser Um-
stand sei laut der Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
dem Jobcenter – auch durch die häufige Rotation der 
Mitarbeiter*innen – gar nicht bewusst (FT/MT). 

Vermittlung in das Geschützte Marktsegment

Im Jahr 2012 wurden in Mitte 133 Mietverträge im 
Geschützten Marksegment abgeschlossen. In An-
betracht der 1.325 Vorsprachen von Menschen in 
Wohnungsnotsituationen in der Sozialen Wohnhilfe 
sowie der 1.354 im Bezirk Mitte registrierten Woh-
nungslosen scheint dies ein Tropfen auf den heißen 
Stein zu sein. Eine Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
kritisiert dementsprechend die unzureichende Anzahl 
an Wohnungen im Geschützten Marktsegment scharf, 
sie „sehe diese M-Schein-Wohnungen nicht“ (FT/
MT). Das Geschützte Marktsegment sowie die damit 
verbundenen  M-Scheine seien „alte Instrumente“, 
die man „alle in die Tüte packen und versenken“ (FT/
MT) könne.

Die Aufnahme in das Geschützte Marktsegment 
ist zudem schwierig. Sie erfolgt erst nach Gesprächen 
mit den Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfe, 
die zu der Einschätzung kommen müssen, dass bei 
den Anwärter*innen eine „positive Sozialprognose“ 
vorliege – also zukünftig keine neuen Mietrückstän-
de entstehen werden. Dies ist für den Bezirk insofern 
relevant, als dass er für etwaig entstehende Mietrück-
stände in den vermittelten Wohnungen haftet. Die 
Mitarbeiter*innen versuchen also in den persönlichen 
Gesprächen zur Einschätzung zu kommen, ob „ich 
dem- oder derjenigen auch eine Wohnung aus mei-
nem eigenen Bestand geben würde“ (BA/MT). Eine 
Mitarbeiterin beschreibt dieses Vorgehen selbst als 
problematisch und fehlerhaft, da sie sich auf Grund 
des meist großen Zeitdrucks häufig auf ihre Intention 
und ihr Bauchgefühl verlassen müsse. Sie habe „nicht 
die Zeit, die Leute erst drei bis vier Monate kennen-
zulernen, um dann eine sichere Prognose abzugeben“ 
(ebd.). Eine Folge ist, dass die Mitarbeiter*innen 

versuchen, die Zuverlässigkeit der Antragsteller*in-
nen zu „testen“. So ist die Mitarbeiterin über „jeden 
dankbar, der oder die keinerlei Papiere bei hat“ (ebd.), 
da sich so ein Grund ergäbe, die Antragsteller*innen 
noch einmal einzuladen. Auf diese Weise könne über-
prüft werden, ob die Person in der Lage sei, Termine 
wahrzunehmen und Verbindlichkeiten einzuhalten. 
Schwierig sei es jedoch „mit Menschen, die das aller-
erste Mal herkommen und die alles vorlegen, was wir 
brauchen. Ja, da habe ich schwerlich ’nen Grund, noch 
mal einzuladen“ (ebd.). Diejenigen, denen es nicht ge-
lingt, das Bezirksamt auf diese Weise von ihrer Zuver-
lässigkeit zu überzeugen, bekommen keinen Zugang 
zum Marktsegment.

Wenn die von Wohnungslosigkeit Bedrohten 
einen M-Schein erhalten, bedeutet dies jedoch noch 
nicht, dass sie dort tatsächlich eine Wohnung erhal-
ten. Denn das Bezirksamt kann keine Mietverträge ab-
schließen, sondern die Wohnungsbaugesellschaften 
entscheiden selbst, an wen sie eine ihrer Wohnungen 
vergeben. Das Resultat ist, dass sich die Gesellschaf-
ten „auch bei den Menschen mit M-Scheinen die Ro-
sinen rauspicken“ (ebd.). Insbesondere bereits struk-
turell Benachteiligte haben es durch dieses von den 
Hausverwaltungen betriebene „Creaming“ schwer, 
über das Geschützte Marktsegment an eine Wohnung 
zu kommen. 

Teilweise fordern die Wohnungsunternehmen 
sogar explizit Wohnungssuchende, die sich bei der 
Hausverwaltung nach einer Mietwohnung erkundi-
gen, dazu auf, sich an die Soziale Wohnhilfe zu wen-
den und dort einen M-Schein zu beantragen. Damit 
beschränken sich die Wohnungsbaugesellschaften 
nicht nur darauf, unter den Personen in Wohnungs-
notlagen die Mieter*innen für das Geschützte Markt-
segment auszuwählen, sondern fingieren eine Woh-
nungsnotlage, um das Geschützte Marktsegmentes an 
die gewünschte Klientel zu vergeben. Auf diese Weise 
kommt das Geschützte Marktsegment nach Einschät-
zung der Bezirksamtsmitarbeiterin „gar nicht mehr 
denen zugute, für die es mal gedacht war“ (ebd.). 

Besonderheiten im Hilfesystem mitte

Als Besonderheiten im Bezirk Mitte können der zu-
nehmende Verwertungsdruck und die starke Ver-
drängungsdynamik festgehalten werden. Gleichzeitig 
ist das institutionelle Hilfesystem mit der Zunahme 
der Personen in Wohnungsnotlagen überfordert und 
schafft es nicht, passende Hilfsangebote zu unter-
breiten. Der durch die Leistungsstelle im Bezirksamt 
verordnete Sparzwang und der Personalmangel in der 
Sozialen Wohnhilfe verschärfen die Situation weiter. 
Hinzu kommt die wenig bis gar nicht vorhandene 
Kooperation zwischen den Institutionen sowie das ge-
genseitige Zuschieben von Verantwortlichkeiten.

„und dann giBt’s die, 
für die icH micH gar 
nicHt einsetZe, die im 
JaHr 3 monate irgend-
wo Hinfliegen und da 
in den 3 monaten die 
miete…
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Verwertungsdruck

Im Bezirk Mitte führt der steigende Verwertungsdruck 
(siehe Kapitel 4) zu einer zunehmenden Weigerung 
von Vermieter*innen, Mietverhältnisse bei vorausge-
gangenen Mietrückständen fortzusetzen. Selbst bei 
einer gesicherten Mietschuldenübernahme durch die 
Soziale Wohnhilfe oder das Jobcenter machen die 
Vermieter*innen immer häufiger von ihren erwirkten 
Räumungstiteln Gebrauch und lassen räumen. Laut ei-
ner Mitarbeiterin der Sozialen Wohnhilfe ist diese Ver-
änderung in den letzten Jahren vermehrt in Altbauge-
bieten und Gebieten mit bezahlbaren Mieten in Mitte 
zu beobachten. So sei die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Vermieter*innen das Mietverhältnis bei Mietrückstän-
den nicht mehr fortsetzen wollen, in diesen Gebieten 
besonders hoch und „wer mit einer 400 Euro, 160qm 
Wohnung Mietschulden macht, ist geliefert“ (ebd.). 
Tendenziell sei die Zusammenarbeit des Bezirksamtes 
mit Einzeleigentümer*innen besser und diese zeigten 
sich häufiger kooperativ als große Gesellschaften. 
Die starke Mietdynamik im Bezirk hat auch Auswir-
kungen auf die Zusammensetzung der Haushalte in 
Wohnungsnotlagen. Räumungen – so die Aussage 
einer Bezirksamtsmitarbeiterin – beschränkten sich 
nicht mehr nur auf einen bestimmten Personenkreis, 
sondern betreffen auch immer mehr Menschen in „un-
angemessenen“ Wohnungen und Haushalte aus der 
Mittelschicht, die mit den alltäglichen Zahlungsver-
pflichtungen nicht hinterher kämen (ebd.).

Überforderung und Sparzwang

Die steigende Zahl der Vorsprachen in der Sozialen 
Wohnhilfe bei einer geringen Personalausstattung 
führt zur Überforderung der Mitarbeiter*innen sowie 
zu einer Verknappung der Unterstützungsangebote 
für die Vorsprechenden. So werden Hausbesuche bei 
drohenden Räumungen nur bei Senior*innen durch-
geführt, die vom Bezirksamt als besonders gefährdet 
eingestuft werden. Zudem werden knapp 30 Prozent 
aller Anträge auf Mietschuldenübernahme negativ 
beschieden. Der Sparzwang zeigt sich auch beim Um-
gang mit den Leistungsbezieher*innen, die nachweis-
bar erfolglos nach einer neuen preiswerteren Woh-
nung gesucht haben. Hier gibt es eine verminderte 
Bereitschaft vonseiten des Amtes, die Möglichkeiten 
zur Übernahme von höheren Kosten der Unterkunft 
zu nutzen. 

Wurden 2010 noch in 205 Fällen von nachgewie-
sener erfolgloser Wohnungssuche höhere Kosten der 
Unterkunft übernommen, sank die Zahl in den folgen-
den drei Jahren trotz gegenteiliger Mietpreisdynamik 
in dem Bezirk auf insgesamt vier bewilligte Übernah-
men (siehe Anhang, Tab. 6).

Exemplarisch zeigen sich Überforderung und 
Sparzwang auch bei den Entscheidungen darüber, 
wer mit einer positiven Sozialprognose in das Ge-
schützte Marktsegment aufgenommen wird. Den 

...dann denKe icH 
aucH mancHmal: 
Ja, dann sieH mal 
Zu wie du aus dem 
scHlamassel wieder
rausKommst.“

Mitarbeiter*innen bleibt nach eigener Aussage häu-
fig keine Zeit, die Antragsteller*innen ausreichend 
kennenzulernen, um eine fundierte Sozialprognose 
geben zu können. Als Folge entwickeln die Mitarbei-
ter*innen Aussortierungsmechanismen, die dazu füh-
ren, dass bestimmte Personen(gruppen) nicht in das 
Geschützte Marktsegment aufgenommen werden. 
Gekoppelt mit dem durch die Wohnungsbaugesell-
schaften ausgeübten Einfluss bildet sich so ein „dop-
pelter Filter“ für die Bewerber*innen auf dem Weg zur 
Marktsegmentwohnung. Die von den Mitarbeiter*in-
nen der Sozialen Wohnhilfe und den Wohnungsbau-
gesellschaften angewandten Aussortierungskriterien 
werden als persönliche, subjektive Kriterien beschrie-
ben, die sie anhand von Bauchgefühl und „Intuition“ 
festlegen würden. Hierbei darf jedoch nicht vergessen 
werden, dass auch diese persönlichen Empfindungen 
durch gesellschaftliche Prozesse und Machtverhält-
nisse strukturiert wer-
den und somit auch 
von intersektionalen, 
Ungleichheit generie-
renden Faktoren wie 
class, race und gen-
der durchzogen sind.2 
Daher kommt es bei 
der Vergabe von Woh-
nungen im Marktseg-
ment zur strukturellen 
Diskriminierung und 
zum Ausschluss von 
Personen(gruppen) in Wohnungsnotlagen, zu deren 
Unterstützung das Geschützte Marktsegment eigent-
lich gedacht war (Kilic 2008; Barwick 2011). 

Kooperationsdefizite und ungeklärte
Zuständigkeiten

Nach eigener Aussage bemühen sich die Akteur*innen 
des institutionellen Hilfesystems selbst jeweils um bes-
sere Kooperationen, scheitern jedoch jeweils an den an-
deren Akteur*innen. So beschreibt eine Mitarbeiterin 
der Sozialen Wohnhilfe die Zusammenarbeit mit Freien 
Trägern als individuell sehr unterschiedlich, wobei ei-
nige Träger „ihre Arbeit objektiv nicht richtig machen“ 
(BA/MT) würden. Anders als bei Trägern, „die feste 
Arbeitsverträge haben und feste tarifliche Bezahlung 
haben“, sei bei Trägern, „die mit Kopfpauschalen und 
sowas arbeiten […], die Arbeit einfach schlecht“ (ebd.). 

2 Beim Intersektionalitätsansatz geht es um die Verschränkung 

und Überlagerung verschiedener Ungleichheit generierender 

Kategorien wie Klasse, Ethnie, Geschlecht und sexuelle Orien-

tierung. Diese Ungleichheit generierende Kategorien, Privilegi-

en und Diskriminierungsfaktoren existieren nicht im luftleeren 

Raum, sondern ergeben sich aus Machtstrukturen, auf denen 

Staat und Gesellschaft beruhen und auf diese zurückwirken 

(Ludwig 2007).
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52 53Ebenfalls sei die Kooperation mit dem Jobcenter „teil-
weise katastrophal“ (ebd.), was sie auch auf die pre-
kären Arbeitsbedingungen und befristeten Arbeitsver-
träge der Jobcenter-Mitarbeiter*innen zurückführt. 
Dennoch sei man um eine „sich verbessernde“ (ebd.) 
Kooperation bemüht und nehme teilweise sogar 
direkten Kontakt zu den Jobcenter-Mitarbeiter*in-
nen auf. Auch die Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
kritisiert das Jobcenter für die Langsamkeit bei der 
Berechnung von Leistungen, da diese mit den wech-
selnden Anstellungsverhältnissen der Klient*innen 
überfordert seien. Aus diesem Grund begleiten die 
Mitarbeiter*innen des Trägers ihre Klient*innen auch 
zu Terminen ins Jobcenter (FT/MT). 

Innerhalb des Bezirksamtes werden die Zustän-
digkeiten zwischen Sozialer Wohnhilfe und Jugendamt 
hin und her geschoben. So sei laut einer Mitarbeiterin 
der Sozialen Wohnhilfe im Falle des Wohnungsver-

lustes, während 
ein noch minder-
jähriges Kind im 
Haushalt lebt, für 
die Betreuung ei- 
gentlich das Ju-
gendamt zustän-
dig. Dieses aller-
dings sieht sich 

in Wohnungsnotsituationen nicht verantwortlich, 
solange es keinen pädagogischen Hilfebedarf gäbe. 
Leidtragende dieses Gerangels um Kompetenzen und 
Ressourcen sind die Menschen in Wohnungsnotsitua-
tionen: Die unklare Zuständigkeit führt dazu, dass ih-
nen häufig lange Zeit gar keine passenden Hilfsange-
bote unterbreitet und sie zwischen den verschiedenen 
Akteur*innen zerrieben werden. 

Hilfesystem Mitte: Wachsender Druck bei 
verringerten Ressourcen

Das Hilfesystem Wohnungslosigkeit ist mit steigenden 
Mieten und einer erhöhten Räumungsneigung der 
Eigentümer*innen konfrontiert. Durch den starken 
Verwertungsdruck sind gerade in den Gentrification- 
Gebieten Mittes potentiell alle Mieter*innen mit einem 
alten Mietvertrag gefährdet. Das Phänomen der Woh-
nungsnotsituationen breitet sich dementsprechend 
auch auf alle Bevölkerungsschichten aus und es kom-
men zunehmend auch „Gentrifier“ in die Beratung 
der Sozialen Wohnhilfe (BA/MT). Insgesamt steigt 
die Zahl der Vorsprachen aufgrund von Wohnungs-
notsituationen seit Jahren an. Zugleich unterliegt das 
bezirkliche Hilfesystem einer voranschreitenden Öko-
nomisierung und steigendem Spardruck. Wachsender 
Druck bei verringerten Ressourcen ist eine Mischung, 
die vor allem die Menschen in Wohnungsnotlagen 
zu spüren bekommen – sie werden vermehrt zur 
Selbsthilfe aufgefordert. Insbesondere die klassischen 
Instrumente des Hilfesystems, wie etwa die Mietschul-
denübernahme, bieten unter den veränderten Bedin-

gungen von strengen Bemessungsgrenzen der KdU 
und verwertungsorientierten Eigentümer*innen keine 
effektive Hilfe mehr zum Erhalt der Wohnung. Hinzu 
kommen unklare Zuständigkeiten zwischen bezirkli-
chen Institutionen, die eine schnelle Unterstützung 
bei drohenden Zwangsräumungen erschweren. So-
wohl das Bezirksamt als auch die Wohnungsbauge-
sellschaften wählen bei der Vergabe von Wohnungen 
im Geschützten Marktsegment die Mieter*innen mit 
der besten Sozialprognose bzw. den geringsten Miet-
schuldenrisiken aus – dafür haben sich teilweise ab-
strus anmutende Verfahren zum Testen der M-Schein-
anwärter*innen etabliert.

„wer mit einer 400 
euro, 160 Qm woHnung 
mietscHulden macHt, 
ist geliefert.“ 
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5.2 Bezirksprofil lichtenberg

Viele Mietschuldenübernahmeanträge, 
steigende Wohnungslosenzahl und häufige 
Vermittlung ins Geschützte Marktsegment

In Lichtenberg sind sowohl die Zahlen der Räumungs-
klagen als auch der Räumungsmitteilungen rückläufig. 
Die Anzahl der Mitteilungen über Räumungsklagen 
wegen Mietrückständen haben sich zwischen 2010 
und 2013 um fast ein Viertel auf 568 Mitteilungen 
reduziert. Auch Räumungsmitteilungen der Gerichts-
vollzieher*innen weisen mit 17 Prozent Rückgang auf 
356 Mitteilungen im Jahr 2013 auf einen ähnlichen 
Trend hin (BA/LB). 

Obwohl dies auf eine entspannte Entwicklung hin-
weisen könnte: Lichtenberg ist mit Abstand der Bezirk 
mit den meisten Anträgen auf Miet- und Energieschul-
denübernahme. Zwischen 2007 und 2013 wurden fast 
13.000 solcher Anträge gestellt. Die Ablehnungsquote 
liegt mit durchschnittlich 45 Prozent leicht über dem 
Berliner Durchschnitt (Senatsverwaltung für Gesund-
heit und Soziales 2014b). Trotz der vergleichsweise 
hohen Zahl von Ablehnungen zur Mietschuldenüber-
nahme liegt die Zahl der durchgeführten Zwangsräu-
mungen durchgehend deutlich darunter. Ein Hinweis, 
dass in Lichtenberg auch ohne eine Übernahme der 

Mietrückstände Wege zur Vermeidung von Räumun-
gen gefunden werden konnten oder dass es viele er-
zwungene Umzüge gibt.

Trotz des rückläufigen Räumungsaufkommens 
steigen in Lichtenberg die Zahlen der Obdachlosen 
kontinuierlich an: Waren es 2010 noch etwa 700 Woh-
nungslose, die im Bezirksamt registriert wurden, sind es 
nach Schätzungen der bezirklichen Sozialen Wohnhilfe 
inzwischen fast 1.000, davon 400 bis 500 Menschen, 
die nach ASOG untergebracht sind, und noch einmal 
etwa die gleiche Anzahl von Haushalten, die in einer 
67er-Maßnahme als wohnungslos gemeldet sind (BA/
LB). Zum Stichtag 31.12.2012 waren in Lichtenberg 
1.178 Menschen wohnungslos gemeldet (17/12 964).

Mit fast 400 Vermittlungen in Wohnungen des 
Geschützten Marktsegments in den Jahren 2012 und 
2013 leistet der Bezirk den mit Abstand größten Bei-
trag zur Anwendung dieses Instrumentes. Dennoch 
reichen die Kapazitäten nicht aus, um alle Haushalte 
in Wohnungsnotlagen angemessen zu versorgen. 
Zum Zeitpunkt unserer Untersuchung im Herbst 
2014 standen etwa 150 Haushalte auf der Warteliste 
für eine solche Wohnung (BA/LB).

Die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft HO-
WOGE spielt bei Fragen der Wohnungslosenhilfe mit 
ihren ausgeweiteten Beständen im Bezirk eine ent-
scheidende Rolle. 

Zuständigkeiten und Verfahrensweisen 
im Hilfesystem lichtenberg

Das Hilfesystem im Bezirk Lichtenberg ist hauptsäch-
lich durch das Jobcenter sowie der Sozialen Wohnhilfe 
im Bezirksamt geprägt.
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54 55Im Jobcenter Lichtenberg gibt es ein Spezialteam für 
Mietrückstände und Obdachlose, dem Leistungs-
bezieher*innen zugeordnet werden, sobald das Job-
center von Mietrückständen erfährt. In diesem, nach 
Angaben einer Mitarbeiterin eines in Lichtenberg ak-
tiven Freien Trägers, aus acht Ansprechpartner*innen 
plus „Sachbearbeiter*innen im Hintergrund“ (FT/
LB) bestehenden Team werden auch die Anträge auf 
Mietschuldenübernahme bearbeitet (ebd.). Es besteht 
eine Kooperationsvereinbarung mit dem Bezirks- 

amt zu Mietschul-
denübernahmeanträ-
gen: Beratungen zur 
Antragstellung er-
halten die „Kund*in-
nen“ des Jobcenters 
im Bezirksamt; auf 
Grundlage der erfolg-
ten Beratung wird 
im Anschluss eine 
sozialpädagogische 
Stellungnahme nebst 
Empfehlung zur Be- 
willigung bzw. Ab-
lehnung von Mietent-
schuldungsanträgen 
verfasst. Diese Emp-
fehlungen sind für 
das Jobcenter bin-
dend. 

Das Spezialteam des Jobcenters sei, so die Trägermit-
arbeiterin, sehr überarbeitet. Als Beispiel beschreibt 
sie den Fall eines Klienten in einer  Trägerwohnung: 
Ein Mietrückstand von drei Monaten sei entstanden, 
weil sein Fall im Jobcenter noch nicht bearbeitet sei 
und dementsprechend die Miete noch nicht überwie-
sen werde. Dieses Problem trete häufiger auf. Ebenso 
begehe das Jobcenter aufgrund der Überarbeitung 
zahlreiche andere Fehler wie die Überweisung auf 
falsche Vermieter*innenkonten oder KdU-Zahlungen 
auf Pfändungskonten der Leistungsbezieher*innen 
(ebd.).

Im Bezirksamt Lichtenberg werden im Monat 
durchschnittlich ca. 50 Fälle von Räumungsklagen 
und 25 Räumungsmitteilungen bekannt. Neben dem 
Verfassen von sozialpädagogischen Stellungnahmen 
zu ALG-II-Bezieher*innen mit Mietrückständen ist die 
Soziale Wohnhilfe zuständig für Mietschuldenüber-
nahmen für Bezieher*innen von Leistungen nach SGB 
XII, für die Unterbringung von Wohnungslosen sowie 
für das Geschützte Marktsegment. 

13 Mitarbeiter*innen in Vollzeit führen im Mo-
natsschnitt 1.200 Beratungen in den beiden Bereichen 
Mietschulden, Haftentlassene sowie Wohnungslosig-
keit, 67er-Maßnahmen und verdeckte Obdachlosig-
keit durch. Eine Mitarbeiterin aus dem ersten Bereich 
ist zusätzlich mit der Vermittlung ins Geschützte 
Marktsegment betraut, ebenso mit der Wohnheimbe-
gehung, um die Einhaltung von Mindeststandards zu 

überwachen. Im Gegenzug wird sie in der regulären 
Beratungstätigkeit durch eine geringere Fallzahl ent-
lastet (BA/LB). 

Es herrscht ein hoher Krankenstand im Team der 
Sozialen Wohnhilfe: Die einzelnen Sachbearbeiter*in-
nen sind telefonisch schwer zu erreichen und viele 
Büros bleiben wegen Krankheit häufig unbesetzt. Da 
es sich dabei nicht um sporadische Ausfälle handelt, 
liegen vorbereitete Zettel für die Bürotüren aller Mit-
arbeiter*innen bereit, auf denen auf deren Krankheit 
und die jeweiligen Vertreter*innen verwiesen wird.

Wie sind die Informationswege bei 
drohender Wohnungslosigkeit in 
Lichtenberg? 

In Lichtenberg erhält die Soziale Wohnhilfe die Be-
nachrichtigungen der Gerichte über laufende Räu-
mungsklagen wegen Mietrückständen („MiZis“) und 
die schickt den Beklagten ein Standardanschreiben, 
in dem bezirkliche Beratungszeiten aufgeführt wer-
den. Bei Haushalten mit Kindern wird zusätzlich das 
Jugendamt informiert. Diese ämterübergreifende Zu-
sammenarbeit wird von der Mitarbeiterin der Sozialen 
Wohnhilfe als „Rundumprogramm“ bezeichnet (ebd.), 
obwohl ihr meist nicht bekannt ist, welche Maßnah-
men beim Jugendamt ergriffen werden. Mit Familien, 
welche die Mitarbeiter*innen des Bezirksamtes durch 
vorausgegangene Beratungen bereits kennen, neh-
men die Sozialarbeiter*innen in einigen Fällen auch te-
lefonischen Kontakt auf. Bei Haushalten mit (kleinen) 
Kindern werden Hausbesuche gemacht, um sicherzu-
stellen, dass die Information über eine bei Gericht an-
hängige Räumungsklage bei den Beklagten ankommt. 
Melden sich Familien nicht zurück oder werden beim 
ersten Hausbesuch nicht angetroffen, werden sie teil-
weise nach Eingang der Räumungsmitteilung beim 
Bezirksamt ein weiteres Mal persönlich aufgesucht. 
Andere Personengruppen, die eine Zwangsräumung 
besonders hart treffen würde, wie beispielsweise Se-
nior*innen, die der Sozialen Wohnhilfe nicht bereits 
bekannt sind, werden über den amtlichen Brief hinaus 
nicht kontaktiert. Bei einem Anteil von ca. 50 Prozent 
der Zwangsräumungsbedrohten, die sich nicht auf das 
Anschreiben melden (ebd.), scheitert das Hilfesystem 
bereits auf der ersten Stufe: „Ganz oft kommen diese 
Briefe zu ‚nem Zeitpunkt, wo die Leute gar keine Post 
mehr aufmachen.“ (FT/LB) 

Das Bezirksamt berichtet darüber hinaus von 
jährlich ca. zehn Fällen, in denen das Meldesystem der 
Gerichte nicht funktioniert: Räumungsklagen werden 
der Sozialen Wohnhilfe von den Gerichten nicht ge-
meldet und werden erst bekannt, wenn die Mitteilung 
der Gerichtsvollzieher*innen eintreffen. 

Werden 67er-Maßnahmen bewilligt, findet zum 
Auftakt in rund einem Drittel der Fälle eine Hilfekon-
ferenz unter Beteiligung der Menschen in Wohnungs-
notlagen, Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfe 
sowie der Träger statt. Der Kontakt zwischen Trägern 

durcH eine fiXierung 
auf Besondere gege-
BenHeiten und ein-
scHränKungen der 
räumungsBedroHten 
wird die BetrieBs- 
wirtscHaftlicHe 
arBeitsweise des 
JoBcenters in einigen 
fällen umgangen. 
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und Sozialer Wohnhilfe ist damit enger als in den 
meisten anderen Bezirken (Gerull/Merckens 2012: 
63). Von beiden Seiten wird der auch über die Hilfe-
konferenzen hinaus häufige Kontakt als funktionie-
rend beurteilt. Die Trägermitarbeiterin hebt dabei po-
sitiv hervor, dass die Soziale Wohnhilfe in Lichtenberg 
meist der Einschätzung des Trägers folge und dass 
man nicht wie in anderen Bezirken um die Anerken-
nung eines Hilfebedarfs und damit einhergehend um 
die Bewilligung von Kostenübernahmen gegenüber 
dem Träger „betteln“ (FT/LB) müsse.

Wer trifft welche Entscheidungen im
Hilfesystem Lichtenberg?

Entscheidungen über die Übernahme von Mietrück-
ständen werden innerhalb des Bezirksamtes von den 
Sozialpädagog*innen der Sozialen Wohnhilfe getrof-
fen und von der Leistungsstelle des Verwaltungsbe-
reichs umgesetzt. Auch gegenüber dem Jobcenter hat 
die Soziale Wohnhilfe eine Weisungsbefugnis – das 
heißt, die Empfehlungen auf Grundlage der sozialpäd-
agogischen Stellungnahme sind für das Jobcenter bin-
dend. Gleichzeitig muss die Soziale Wohnhilfe mit der 
Stellungnahme eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 
einreichen, in der die Kosten der Mietschuldenüber-
nahme möglichen Folgekosten eines Umzugs gegen-
übergestellt werden (BA/LB).

Auf welcher Grundlage wird über die
Anwendung der verschiedenen Instrumente
des Hilfesystems entschieden?

Bei Mietschuldenübernahmen nutzt die Soziale 
Wohnhilfe teilweise die sozialpädagogischen Stel-
lungnahmen, um den rigiden Bestimmungen der 
verpflichtenden Wirtschaftlichkeitsprüfung eine ein-
zelfallorientierte, sozialarbeiterische Betrachtung der 
Fälle entgegenzusetzen. Die Bezirksamtsmitarbeiterin 
führt am Beispiel einer räumungsbedrohten Familie 
aus, wie das in der Praxis funktioniert: 

„Wenn ich jetzt praktisch drei kleine Kinder 
drin habe, und ’ne Mietschuld von 8.000 oder 
9.000€, dann ist das ’nen ganz schöner Ham-
mer. Und dann muss man mal gucken, wo wir 
ja auch vom Jobcenter die Auflage haben, eine 
Wirtschaftlichkeitsberechnung zu machen. Nun 
ist es aber so: Die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
gibt es oft nicht her. Aber dass man dann sagt, in 
dem Maße, mit den Kindern, dass da vielleicht 
ein Kind ’ne leichte Behinderung hat. Es ist ja 
auch vom Gesetz vorgegeben, dass wirklich der 
Einzelfall noch mal ganz konkret beleuchtet 
wird. Oder dass dann in den sozialarbeiterischen 
Gesprächen rauskommt, dass da ein neuer 
Mann im Leben ist. Der will hier einziehen. Das 
passiert in den nächsten Wochen. Das man dann 
im Einzelfall sagt: Die Wohnung wird erhalten.“ 
(BA/LB) 

Durch eine Fixierung auf besondere Gegebenheiten 
und Einschränkungen der Räumungsbedrohten wird 
die betriebswirtschaftliche Arbeitsweise des Jobcen-
ters damit in einigen Fällen umgangen. 

Abseits dieses Hebels, durch den die Soziale 
Wohnhilfe Unterstützung für Beklagte anbieten und 
gegen die Bestimmungen des Jobcenters durchsetzen 
kann, betont die Mitarbeiterin an mehreren Stellen 
des Interviews, dass Teil ihrer täglichen Arbeit auch 
die Vermittlung der Alternativlosigkeit und Einge-
schränktheit bezirklichen Handelns gegenüber den 
„Bürger*innen“ ist. Erwartungen der Hilfesuchenden 
werden von den Bezirksmitarbeiter*innen häufig als 
überzogen wahrgenommen: Die wollen „sofort alles 
haben, alles kriegen“ (ebd.). Dies sei aber aufgrund 
der gegebenen Umstände meist nicht möglich.

Was geschieht, wenn geräumt wird?
Welche Optionen gibt es für Menschen
in Wohnungsnotlagen?

Unterbringung nach ASOG

Die Zahlen der Unterbringungen nach ASOG steigen 
wie auch in anderen Bezirken in Lichtenberg seit 2010 
an, allerdings nicht so deutlich wie beispielsweise in 
Neukölln. Die Bezirksamtsmitarbeiterin schätzt, dass 
bei diesen meist in Wohnheimen untergebrachten 
Obdachlosen die Zahl unmittelbar Zwangsgeräumter 
eher niedrig ist: 

„Ich bin eigentlich bestrebt, wirklich zu gucken, 
dass ich so wenig wie möglich Zwangsräumun-
gen habe, die im Obdach enden. Sondern, dass 
wir janz janz viel Kraft da drauf setzen, dass wir 
entweder die 
Räumung uff-
schieben kön-
nen bis wir ’ne 
Wohnung ha-
ben, wenn der 
Vermieter sich 
darauf einlässt. 
Oder dass die 
so frühzeitig 
sind, dass man 
dann Wohnun-
gen sucht oder 
übers Markt-
segment etwas 
findet, dass das 
alles so in etwa geschoben wird, dass das wirk-
lich ’ne Ausnahme ist, dass ’ne Zwangsräumung 
im Obdach endet.“ (ebd.) 

Mehrpersonenhaushalten gelänge es nach der Er-
fahrung der Sozialpädagogin meist, „sich selber zu 
helfen“ (ebd.) und bei Familienangehörigen unterzu-
kommen, d. h. außerhalb des staatlichen Hilfesystems. 

Ein Beispiel, wie diese Selbsthilfe aussehen kann, 
gibt eine interviewte Lichtenbergerin, die von Zwangs-

meHrpersonen-
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es nacH der erfaH-
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56 57räumung betroffen war. Sie berichtet, dass in ihrem 
Fall, in dem kein Räumungsaufschub gewährt wurde, 
die Zwangsräumung für sie und ihre beiden Kinder in 
einem Wohnheim gemündet hätte, wäre sie nicht auf 

eigene Initiative und 
Kosten für vier Wo-
chen in eine Ferien-
wohnung gezogen: 
„Also beim Bezirk-
samt war nichts mit 
Pensionszimmer 
oder Hotelzimmer 
oder irgendwat. 
Also das Heim oder 
sieh zu.“ (ZB1/LB) 
Als die Kosten für 
die Ferienwohnung 

nicht mehr tragbar waren für die Familie, kam sie für 
einige weitere Wochen im Wohnzimmer einer Freun-
din unter. Mit ihren beiden Kindern und ohne ihren 
Hund, dessen Haltung im Wohnheim nicht erlaubt ge-
wesen wäre, gemeinsam in einem Wohnheimzimmer 
zu leben, kam für die Interviewte nicht in Frage: 

„Naja, ick meine, da sind dann aber auch Alko-
holiker und Suchtkranke und wat weiß ich wat. 
Und wir sind ’ne Familie. Ich glaube, da wäre ich 
nicht mal ringegangen, wenn die mir Geld gege-
ben hätten.“ (ebd.)

Haushalte mit kleinen Kindern erfahren meist keine 
gesonderte Behandlung in Lichtenberg. Stattdessen 
werden Familien, wenn es keinen Platz mehr im Fa-
milienobdach gibt, häufig in einem gemeinsamen 
Zimmer eines „normalen“ Wohnheims untergebracht 
(FT/LB). 

Vermittlung in das Geschützte Marktsegment

Im Bereich Geschütztes Marktsegment kann das Be-
zirksamt eine auffällig hohe Vermittlungsquote auf-
weisen: Mit 217 von berlinweit 1.115 abgeschlosse-
nen Mietverträgen im Geschützten Marktsegment im 
Jahr 2013 stellt der Bezirk Lichtenberg rund 19 Pro-
zent aller vermittelten Marktsegment-Wohnungen. 
580 Personen wurden im selben Jahr auf die Warte-
liste genommen, konnten aber bis zum Jahresende 
nicht mit einer Wohnung aus dem Marktsegment 
versorgt werden (BA/LB).

Besonderheiten im Hilfesystem 
lichtenberg

Der Bezirk Lichtenberg unterscheidet sich im Ver-
gleich zu den anderen untersuchten Stadtbezirken 
Berlins durch die hohen Vermittlungsquoten in das 
Geschützte Marktsegment. Prägend sind auch die 
zentrale Rolle der landeseigenen HOWOGE im be-
zirklichen Hilfesystem und die starke Fokussierung 
der Sozialen Wohnhilfe auf die Mitwirkung und 
Selbsthilfe der Betroffenen. 

Geschütztes Marktsegment –
Lichtenberg als Auffangbecken

Für die hohen Marktsegment-Vermittlungszahlen hat 
die interviewte Bezirksamtsmitarbeiterin unterschied-
liche Erklärungsansätze. Zum einen sei die Soziale 
Wohnhilfe bemüht, M-Scheinberechtigten aus Lich-
tenberg, die den Wunsch äußerten, im Bezirk zu ver-
bleiben, dies zu ermöglichen: 

„Wenn man im Marktsegment arbeitet, fragt 
man ja auch mal: Ham’ se ’nen Wunsch? Den 
kann ich zwar nie befriedigen, aber im Marktseg-
ment ist’s ja mitunter, dass die die Möglichkeit 
haben zu sagen: Den Bezirk oder überhaupt gar 
nicht. Und oft war dann in der Vergangenheit: 
um Gottes Willen Marzahn-Hellersdorf auf kei-
nen Fall, ich will in Lichtenberg bleiben.“ (ebd.) 

Ein Verbleib im verglichen mit dem Nachbarbezirk 
zentraler und verkehrsgünstiger gelegenen Lichten-
berg, sei auch deshalb möglich, weil man von der 
funktionierenden Kooperation mit der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE profitiere, die 
in Lichtenberg einen Großteil ihres über 50.000 Woh-
nungen umfassenden Bestandes hat. Die HOWOGE 
sei auch eine der Gesellschaften, die die meisten Woh-
nungen im Rahmen des Geschützten Marktsegments 
zur Verfügung stelle, sodass eine Vermittlung von 
M-Scheinberechtigten in diese Wohnungen leichter 
falle. Des Weiteren habe man den „Luxus“ (ebd.) einer 
eigens für das Marktsegment zuständigen Mitarbeite-
rin, über den viele andere Soziale Wohnhilfen nicht 
verfügten. De facto ist diese Mitarbeiterin, wie oben 
beschrieben, auch noch mit anderweitigen Aufgaben 
betraut. Schließlich sei es „vielleicht auch einfach ‚ne 
gute Auswahl derer, die man dann im Marktsegment 
hat, dass die dann auch von den Vermietern genom-
men werden. Es sind ja auch viele Zuzüge ins Ge-
schützte Marktsegment aus anderen Bezirken“ (ebd.). 
Im Jahr 2013 kamen mit 115 der 217 vermittelten 
Haushalte mehr als die Hälfte aus anderen Bezirken. 
Dies legt nahe, dass Lichtenberg mit einem großen 
Bestand an Marktsegmentwohnungen das „Auffang-
becken“ für von Obdachlosigkeit Bedrohte ist, unter 
denen die Wohnungsbaugesellschaften die für sie pas-
sendsten M-Schein-Inhaber*innen für ihr Kontingent 
auswählen (ebd.).

Eine gute Nachbetreuung, die im Bezirksamt 
Lichtenberg geleistet wird, mag Vermieter*innen von 
Wohnungen aus dem Geschützten Marktsegment 
weiterhin überzeugen, M-Scheinberechtigte aus die-
sem Bezirk bei der Bewerbung zu bevorzugen. Neben 
der Garantie, für etwaige Mietausfälle aufzukommen, 
die alle Bezirke für Anmietungen im Marktsegment 
geben müssen, berät und „überwacht“ die Soziale 
Wohnhilfe in Lichtenberg Mieter*innen in solchen 
Wohnungen während der ersten zwei Jahre. Wenn es 
zu Vertragsverletzungen kommt, werden die Betref-
fenden von der Sozialen Wohnhilfe angeschrieben 
und auch durch Sozialarbeiter*innen aufgesucht, um 

„also Beim BeZirK-
samt war nicHts mit 
pensionsZimmer oder 
HotelZimmer oder 
irgendwat. also das 
Heim oder sieH Zu.“
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zu verhindern, dass (weitere) Mietrückstände auflau-
fen oder das Mietverhältnis durch andere Mietver-
tragsverstöße gefährdet wird (ebd.). Dadurch können 
Wohnungsbaugesellschaften den durch Vertragsbrü-
che und ausbleibende Mietzahlungen entstehenden 
Verwaltungsaufwand zu großen Teilen an die Soziale 
Wohnhilfe des Bezirks auslagern.

Zentrale Rolle der HOWOGE

Da die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft HO-
WOGE einen Großteil ihres Bestandes in Lichtenberg 
besitzt, ist sie die wichtigste Vermieterin im Bezirk. 
Das bezirkliche Hilfesystem ist dementsprechend auf 
eine gute Zusammenarbeit mit der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft angewiesen. Bei der So-
zialen Wohnhilfe ist man im regelmäßigen Kontakt 
sowohl mit der für die Veranlassung und Bearbeitung 
von Räumungsklagen zuständigen Rechtsstelle als 
auch mit der sozialarbeiterisch tätigen Mitarbeiterin 
des „sozialen Managements“3 der HOWOGE. Die 
Zusammenarbeit laufe in drängenden Fällen von 
Mietschulden, so die Bezirksmitarbeiterin, mit der 
gebotenen Kurzfristigkeit und in vielen Fällen kön-
nen Zwangsräumungen bei der HOWOGE verhindert 
werden. 

„Wir hatten schon alle Schattierungen: Wir 
haben es geschafft, dass die innerhalb der HO-
WOGE verblieben sind, ’ne andere Wohnung 
gekriegt haben oder dass man gesagt hat, wir 
suchen eine Wohnung, es ist schon fast alles fer-
tig, können wir das [Mietschuldenübernahme 
und übergangsweiser Verbleib in der Wohnung, 
Anm. d.Verf.] noch mal machen?“ (ebd.) 

Die Wohnungsbaugesellschaft ist offenbar bereit, 
Tauschwohnungen bereitzustellen, Räumungsklagen 
auszusetzen oder bereits ausgesprochene Kündigun-
gen wieder zurückzunehmen, wenn das Bezirksamt 
eine Mietschuldenübernahme zusichert. 

Auch ein Freier Träger berichtet von guter und 
enger Zusammenarbeit mit der HOWOGE. Mieter*in-
nen mit Mietrückständen bei der HOWOGE würden 
von der Wohnungsbaugesellschaft in vielen Fällen 
direkt an den Träger verwiesen und der Kontakt zu 
Kundenbetreuer*innen gestalte sich im Gegensatz 
zu vielen anderen Vermieter*innen problemlos. Auch 
schätzt der Träger die landeseigene Gesellschaft für 
ihre Bereitschaft, auf räumungsbedrohte Mieter*in-
nen zuzugehen:

 „Die HOWOGE is’ ein Vermieter, der wirklich 
auch den Hausmeister vorbeischickt, da geht 
der Kundenberater hin, versucht mit den Leuten 
Kontrakt aufzunehmen. Also, die sind da schon 
sehr engagiert, um eine Zwangsräumung zu ver-
meiden.“ (FT/LB) 

Die Mitarbeiterin macht aber auch deutlich, dass die 
Zusammenarbeit von einer klaren Agenda der Woh-
nungsbaugesellschaft geprägt ist. So schickte in ei-
nem Fall die HOWOGE eine zwangsräumungsbedroh-
te Familie mit einer pflegebedürftigen alten Frau zur 
Trägerberatung, machte aber gegenüber dem Träger 
direkt deutlich „‚aber kommen ‚se uns bloß nich‘ mit 
‚nem Räumungsaufschub‘“ (ebd.). 

Zwar beschafft die HOWOGE dem freien Träger 
„Aufträge“ bzw. neue Klient*innen und ermöglicht den 
Sozialarbeiter*innen, mit Wohnungssuchenden bei der 
HOWOGE vorbeizukommen und sie persönlich vorzu-
stellen, wodurch sich nach Einschätzung der Träger-
mitarbeiterin die Chancen eines Mietvertragsabschlus-
ses erhöhen. In ihre Geschäftspolitik lässt sich die 
Wohnungsbaugesellschaft jedoch nicht hineinreden. 
Die Vermittlung 
von Menschen 
mit Schufa-Ein-
trag und/oder 
Mietrückständen 
in eine Wohnung 
der HOWOGE sei 
auch für Klient*in-
nen, für die sich 
der Träger ein-
setzt und sie zum 
Kundenzentrum 
begleitet, wegen 
des geringen Leer-
standes bei der 
Wo h n u n g s b a u -
gesellschaft „total 
schwierig“ (ebd.). Für die Träger sei es inzwischen 
kaum noch möglich, selbst Wohnungen anzumieten. 

Kompromisslos zeige sich die landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft, wenn mehrfach Mietrückstän-
de aufgelaufen seien – „das mag die HOWOGE gar 
nicht.“ (FT2/LB) Dies bestätigt auch die Betroffene 
einer Zwangsräumung. Im Gespräch erinnert sie sich, 
dass sie beim ersten Auftreten von Mietrückständen 
noch von der Mitarbeiterin des sozialen Manage-
ments zum Jobcenter begleitet und beraten wurde. 
Als ein weiteres Mal Mietrückstände entstanden, war 
diese Mitarbeiterin nicht mehr zuständig: 

„Das macht die nur einmal. Und dann hat‘s 
dann eben auch keinen mehr interessiert. Dann 
sagen die sich auch, wir haben jetzt einmal 
hier guten Willen gezeigt. Und wir haben dir 
hier noch mal geholfen. Und jetzt haste eben 
Pech, also sone Mieter brauchen wir nicht.“  
(ZB1/LB) 

3 Diese Mitarbeiterin ist zuständig für Mietschuldner*innen und 

wird von den HOWOGE-Kundenbetreuer*innen beauftragt, 

wenn bei Mieter*innen Mietrückstände aufgelaufen sind bzw. 

bereits eine fristlose Kündigung wegen Mietzahlungsrückstand 

ausgesprochen wurde. Sie kontaktiert in diesen Fällen die 

Betreffenden und begleitet sie zu Ämtern, um Sozialleistungs-

ansprüche durchzusetzen und in der Folge Mietrückstände bei 

der HOWOGE zu nivellieren.

Kompromisslos Zeige 
sicH die landeseigene 
woHnungsBaugesell-
scHaft, wenn meHr-
facH mietrücKstände 
aufgelaufen seien – 
„das mag die Howoge 
gar nicHt.“
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58 59In solchen Fällen, so die Räumungsbetroffene, seien 
auch die Angebote von Freien Trägern und Sozialer 
Wohnhilfe nicht mehr weiterführend: Trotz zugesicher-
ter Mietschuldenübernahme durch das Bezirksamt 
sowie kurzfristiger Vermittlungsinitiative des Freien 
Trägers wurde die Mieterin zwangsgeräumt (ebd.).

Mitwirkungsparadigma und eingeschränkte 
Handlungsoptionen

Die Möglichkeiten, Hilfe für Betroffene von Zwangs-
räumungen anzubieten, werden in der Sozialen Wohn-
hilfe Lichtenberg als beschränkt beschrieben. Laut der 
interviewten Mitarbeiterin sei der Wohnraumerhalt 
das oberste Ziel der Sozialen Wohnhilfe, das in Abhän-
gigkeit vom Engagement der jeweiligen Mitarbeiter*in-
nen teilweise auch erreicht werde. Jedoch seien die 
Hilfsangebote im Vorfeld einer drohenden Zwangsräu-
mung zuweilen „sehr knapp bemessen“ (BA/LB) und 
die Kapazitäten eingeschränkt. In der Konsequenz 
bestehe ein nicht unerheblicher Teil der Beratungs-
aktivität darin, den Personen in Wohnungsnotlagen 
zu vermitteln, dass die von der Sozialen Wohnhilfe 
(nicht) ergriffenen Maßnahmen ihre Richtigkeit haben 
und keine alternativen Handlungsoptionen bestünden. 
Es sei nicht unüblich, dass die Teamleitung zu Hilfe-
konferenzen oder Beratungen dazu geholt werde, um 
Personen, die der Meinung seien, sie wären falsch oder 
nicht umfassend genug beraten worden, zu erläutern, 

„dass es also wirklich genau den Normen und 
den Gesetzen, die wir hier haben, entspricht. 
[...] Ich denke es ist wichtig, ‘ne gewisse Kun-
den-, Kunden heißen se ja beim Jobcenter, hier 
praktisch ‘ne gewisse Bürgerzufriedenheit zu 

haben, auch wenn ich nicht alles regeln kann, 
dit is logisch, aber dass se zumindest mit dem 
Verständnis hier rausgehen: Es ist so.“ (ebd.) 

Die vom Bezirksamt festgestellte Alternativlosigkeit 
soll auch von den Bürger*innen nachvollzogen und 
akzeptiert werden. 

Im Rahmen der vorgegebenen Möglichkeiten 
tue die Soziale Wohnhilfe aber, was sie könne, um 
Betroffenen von Zwangsräumungen zu helfen; dies 
wird auch vom befragten Träger und einer Zwangs-
räumung betroffenen Frau bestätigt (ZB1/LB; FT/
LB). Von Räumungsbedrohten wird allerdings eige-
ninitiatives Handeln und aktive Mitarbeit an der vom 
Bezirksamt angebotenen Hilfeleistung erwartet, denn 
die „Mietschuld ist ja nicht aus der Luft entstanden“ 
((BA/LB). Die Mitarbeiterin hebt hervor: 

„Die Mieter werden zeitnah angeschrieben, die 
haben die Möglichkeit, hier in der Sprechstunde 
vorzusprechen, auch außerhalb der Sprechstun-
de, sie können einen Termin vereinbaren [...]. 
Also es wird ihnen ganz viel entgegengekom-
men, aber ich muss bis zu einem gewissen Grad 
auch ‘ne Mitwirkung haben.“ (ebd.) 

Hier wird eine Diskrepanz zwischen eigener Wahr-
nehmung und realer Situation offensichtlich: De facto 
bezieht sich die Mitarbeiterin auf einen Brief, der Be-
klagten zugesendet wird, in dem zweimal wöchentlich 
drei Stunden Beratungszeit angeboten werden. Die 
benannte telefonische Kontaktmöglichkeit ist in der 
Praxis ob der schlechten telefonischen Erreichbarkeit 
der Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfe nur 
sehr eingeschränkt gegeben.

„Fehlende Mitwirkung“ in Form von Nichterschei-
nen bei Vorladungen zu Beratungsterminen führt in 
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der Regel dazu, dass die Betroffenen keinerlei staat-
liche Unterstützung in ihrem Räumungsverfahren 
erhalten. Auch sei beim Großteil der Ablehnungen 
von Anträgen auf Mietschuldenübernahme durch 
Bezirksamt oder Jobcenter „fehlende Mitwirkung“, 
beispielsweise das verspätete oder nicht erfolgte Ein-
reichen von Unterlagen, der Grund. Es entsteht der 
Eindruck, die Mitarbeiterin sei persönlich enttäuscht, 
wenn Menschen in Wohnungsnotsituationen nicht auf 
unterbreitete Hilfe reagieren bzw. nicht in der vorgese-
henen Form mitarbeiten. „Man hat das Gefühl, wenn 
der Leidensdruck weg ist, wenn die Mietschulden 
übernommen sind, dass sich ein Teil der Mietschuld-
ner der Hilfe, die angeboten wird, entzieht.“ (ebd.)

Hilfesystem lichtenberg: paternalismus 
mit eingeschränkten angeboten 

Das Hilfesystem in Lichtenberg ist durch die über-
durchschnittlich hohe Anzahl an gestellten Anträgen 
auf die Übernahme von Miet- und Energieschulden 
geprägt und übernimmt im Zusammenspiel mit den 
anderen Bezirken einen überdurchschnittlichen Anteil 
der Vermittlungen in das Geschützte Marktsegment. 
Lichtenberg übernimmt damit die Funktion eines 
„Auffangbeckens“ und nimmt viele Verdrängte aus 
anderen Bezirken auf. Die Mitarbeiter*innen der Sozi-
alen Wohnhilfe im Bezirk sind sich der beschränkten 
Möglichkeiten zur Verhinderung von Zwangsräumun-
gen bewusst und sehen ihre zentrale Aufgabe oftmals 
darin, den Menschen in Wohnungsnotlagen die Situa-
tion verständlich zu machen. Insbesondere durch die 
begrenzten Kapazitäten für die Wohnraumversorgung 
von Haushalten in Wohnungsnotlagen hat das Hil-
fesystem Formen des Creamings – also der Auswahl 
von für die jeweiligen Hilfsangebote besonders „geeig-
neten“ Personen – entwickelt. Bei der Vermittlung in 
Wohnungen des Geschützten Marktsegments werden 
die Auswahlbeschränkungen durch die Sozialprogno-
sen des Bezirksamtes noch durch die Auswahlkriterien 
der Wohnungsbaugesellschaften verstärkt. Insbeson-
dere Haushalte, die aufgrund ihrer Lage tatsächlich auf 
Hilfe durch Dritte angewiesen sind, haben es unter die-
sen Bedingungen besonders schwer, eine effektive und 
angemessene Unterstützung zu erhalten. Die zentrale 
Stellung der HOWOGE im Bezirk spiegelt sich in der 
Praxis der Sozialen Wohnhilfe und bei den Freien Trä-
gern in Form einer stillen Vetomacht, deren mögliche 
Bedenken und Wünsche bereits in das eigene Handeln 
einbezogen werden. Darüber hinaus ist die Gewäh-
rung von Hilfeleistungen in Lichtenberg – wie auch in 
anderen Bezirken – stark von persönlichen Einschät-
zungen und subjektiven Beurteilungen der involvier-
ten Mitarbeiter*innen geprägt. Vor dem Hintergrund 
der begrenzten bezirklichen Handlungsoptionen wird 
hier das Engagement der Menschen in Wohnungsnot-
situationen als „Selbsthilfe“ eingefordert. 

5.3 Bezirksprofil neukölln

Konzentration von Wohnungslosigkeit, 
Ablehnung von Mietschuldenübernahmen 
und Explosion der Unterbringungen

Der Bezirk Neukölln ist einer der ärmsten Berliner Be-
zirke. Er verzeichnet einen hohen Anteil von ALG-II-Be-
darfsgemeinschaften sowie viele Haushalte mit 
geringen Einkommen (Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt 2014b). Durch die in den letzten 
Jahren rasant steigenden Mieten hat sich die Situation 
der Wohnungsversorgung weiter verschärft. Zwar sind 
die Anträge auf eine Mietschuldenübernahme zwi-
schen 2007 (1.402) und 2012 (1.239) leicht rückläufig 
– doch die Anzahl der Ablehnungsbescheide lag durch-
gehend bei ca. 1.100 Ablehnungen jährlich. Mit einer 
Ablehnungsquote von durchschnittlich 85 Prozent 
lag Neukölln während des gesamten Beobachtungs-
zeitraumes deutlich über den Berliner Durchschnitts-
werten (47 Prozent Ablehnungen) (Senatsverwaltung 
für Gesundheit und Soziales 2014b). Ohne eine Miet-
schuldenübernahme führen viele Räumungsklagen zur 
Zwangsräumung. Zum 31.12.2012 waren in Neukölln 
2.047 Menschen wohnungslos gemeldet – damit ist 
Neukölln mit deutlichem Abstand der Bezirk mit der 
höchsten Anzahl von Wohnungslosen (17/12 964).

Zahlen zu Räumungsklagen und -mitteilungen 
liegen für Neukölln überhaupt nicht vor. Dies liegt an 
der besonderen Konstellation, dass die Mitteilungen 
der Gerichte nicht zentral im Bezirksamt gesammelt, 
sondern direkt ins Jobcenter überstellt werden (zum 
Verfahren s. u.). Das Jobcenter speichert die Informa-
tion, ob gegen ihre „Kund*innen“ eine Räumungskla-
ge läuft, nicht. So geht diese Information durch das 
spezielle Verfahren verloren.

Die Anzahl der Unterbringungen von Wohnungs-
losen ist in den letzten Jahren sehr stark gestiegen: 
Waren es 2011 noch 736 Unterbringungen von insge-
samt 860 Personen, so stieg diese Zahl bis 2013 auf 
1.092 Unterbringungen von insgesamt 1.513 Perso-
nen an (Bezirksamt Neukölln 2014a). Das Bezirksamt 
folgert: „Daraus lässt sich zumindest rückschließen, 
dass doch vermehrt Menschen ihre Wohnungen ver-
lieren“ (BA/NK). 2012 konzentrierten sich über 30 
Prozent der Ausgaben für Hilfeleistungen zur Über-
windung sozialer Schwierigkeiten (67er-Maßnahmen) 
Berlins in Neukölln. Das entsprach fast 11 Millionen 
Euro (Senatsverwaltung für Finanzen 2013: Anlage 
1). Dementsprechend sind mit 26 Freien Trägern der 
Wohlfahrtspflege die Mehrheit der Träger im Bereich 
der Wohnungslosenhilfe in Neukölln ansässig.

Fo
to

: 
B

jö
rn

 K
ie

tz
m

an
n

das hilFesystem WohnungslosigKeit in Berlin  ///  BeZirKsproFil neuKölln



60 61Zuständigkeiten und Verfahrensweisen 
im Hilfesystem neukölln

Die beiden wichtigsten Akteur*innen des Hilfesystems 
sind, wie in anderen Bezirken auch, die Soziale Wohn-
hilfe im Bezirksamt und das Jobcenter. 

Das Jobcenter Neukölln ist zuständig für Miet-
schuldenübernahmeanträge von ALG-II-Bezieher*in- 
nen. Für Leistungsberechtigte mit laufenden Räu-
mungsklagen und Mietrückständen ist ein eigen-
ständiges Team „Prüfdienst, Ordnungswidrigkeiten, 
Mietrückstände“ mit insgesamt 17 Mitarbeiter*innen 
zuständig. Unmittelbar mit dem Bereich Mietrück-
stände und Mietschuldenbearbeitung befasst sind 
acht Mitarbeiter*innen. 

Das Bezirksamt Neukölln verfügt mit insgesamt 
18 Vollzeitstellen im Berlinvergleich über die größte 
bezirkliche Soziale Wohnhilfe (Piraten 2013), muss 
aber auch einen deutlich höheren Arbeitsaufwand be-
wältigen. Die über 2.000 bezirklich registrierten Fälle 
von Wohnungslosigkeit zum Stichtag 31.12.2012 in 
Neukölln entsprechen fast 20 Prozent der zu diesem 
Zeitpunkt in Berlin gemeldeten Wohnungslosen. 
Rein rechnerisch musste zu diesem Zeitpunkt jede*r 
Mitarbeiter*in der Sozialen Wohnhilfe in Neukölln 
gleichzeitig 114 Fälle von Wohnungslosigkeit bear-
beiten. Der Durchschnitt der auswertbaren Bezirks-
daten in den anderen Bezirken Berlins lag dagegen 
bei 82 Fällen je Mitarbeiter*in. Entsprechend ausge-

prägt ist die indi-
viduelle Belastung 
für die einzelnen 
Mitarbeiter*innen. 
Die Arbeitsbelas-
tung schlägt sich 
in einem hohen 
Krankenstand des 
Bezirksamtsper-

sonals nieder. Ein leitender Mitarbeiter beschreibt die 
dadurch entstehenden Einschränkungen der Arbeits-
fähigkeit als Dauerzustand: „Wenn ich 50 Prozent 
meiner Belegschaft da habe, ist das schon ganz ordent-
lich.“ (BA/NK) 

Im Hilfesystem des Bezirks übernimmt die So-
ziale Wohnhilfe die Überprüfung der vom Jobcenter 
erarbeiteten Entscheidungen über die Mietschul-
denübernahmeanträge, entscheidet über Anträge 
von SGB-XII-Leistungsberechtigten und ist für die 
(Wohnheim-) Unterbringung von allen Personen in 
Wohnungsnotlagen sowie für die Vermittlung in das 
Geschützte Marktsegment zuständig. 

Wie sind die Informationswege bei 
drohender Wohnungslosigkeit in Neukölln?

Das Jobcenter Neukölln ist die zentrale Instanz zur 
Entscheidung über Mietschuldenübernahmen im Be-
zirk. Die ungeprüften Meldungen über Räumungskla-
gen durch die Gerichte (MiZis) werden vom Bezirk-

samt an das Jobcenter überstellt und dort auf einen 
möglichen SGB-II-Leistungsbezug der Beklagten ge-
prüft. Das Bezirksamt geht davon aus, dass in 85 bis 90 
Prozent aller Mietschuldenfälle und Räumungsklagen 
das Jobcenter die Zuständigkeit über die Verfahren 
übernimmt (ebd.). Die übrigen Unterlagen werden 
vom Jobcenter zurück an das Bezirksamt geschickt 
und dort bearbeitet. 

ALG-II-Bezieher*innen in Wohnungsnotsituati-
onen werden, nachdem die Zuständigkeit geklärt ist, 
vom Jobcenter aufgefordert, dort zu erscheinen, um 
einen Termin zu vereinbaren und Unterlagen einzu-
reichen. Das Aufforderungsschreiben des Jobcenters 
kann dabei eher als Drohung, denn als Hilfsangebot 
verstanden werden. So heißt es wenig erfolgverspre-
chend: 

„Ob diese Voraussetzungen [zu einer Bewilli-
gung von Hilfeleistungen, Anm. d. Verf.] bei 
Ihnen vorliegen, kann ich nur beurteilen, wenn 
Sie Kontakt mit mir aufnehmen und dazu Bele-
ge vorlegen, dass eine Selbsthilfe nicht möglich 
ist. Ich stelle Ihnen daher anheim, unter Vorlage 
dieses Schreibens einen Termin zur Klärung zu 
vereinbaren. Eine direkte Vorsprache oder eine 
telefonische Terminvergabe auch über das Ser-
vicecenter ist leider nicht möglich. Sofern ich 
bis [… Datum] keine Terminvereinbarung durch 
Sie feststellen kann, gehe ich davon aus, dass 
sich Ihre Angelegenheit bereits erledigt hat.“ 
(Jobcenter Neukölln 2013) 

Eine fristgerechte Beschaffung der bis zu 41 gefor-
derten Unterlagen ist selbst von Personen mit gut 
sortierten Unterlagen kaum zu bewerkstelligen, ins-
besondere auch, da eine umfassende Mitwirkung der 
Vermieter*innen notwendig ist. Nach den Erfahrun-
gen des Jobcenters haben nur etwa ein Drittel aller 
Personen in Wohnungsnotlagen zum ersten Bespre-
chungstermin die Anträge ordnungsgemäß ausgefüllt 
und können alle geforderten Unterlagen vorlegen. In 
der Regel müssen also weitere Termine vereinbart 
werden. Liegen nach dem dritten Termin beim Job-
center noch nicht alle Unterlagen vor, wird die Miet-
schuldenübernahme versagt, d. h. die Bearbeitung 
wird ausgesetzt. Wenn die Unterlagen vervollständigt 
werden, kann unter bestimmten Bedingungen die Be-
arbeitung zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufge-
nommen werden (JC/NK). 

Die Übersendung der gerichtlichen Mitteilungen 
vom Bezirksamt an das Jobcenter, die Terminverga-
be des Jobcenters und schließlich die umfangreichen 
formalen Anforderungen für einen Antrag auf Miet-
schuldenübernahme führen zu einer erheblichen Ver-
fahrensverzögerung. Der Neuköllner Bearbeitungs-
modus wird der oftmals komplexen Lebenssituation 
von Mieter*innen, die unmittelbar vom Verlust ihrer 
Wohnung bedroht sind, nicht gerecht. Er ist deshalb 
besonders in Fällen einer unmittelbar bevorstehenden 
Zwangsräumung ungeeignet, um einen Erhalt der 
Wohnung zu erreichen. 

„wenn icH 50 proZent 
meiner BelegscHaft 
da HaBe, ist das scHon 
ganZ ordentlicH.“
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Wer trifft welche Entscheidungen
im Hilfesystem Neukölln?

Auf Grundlage der Anträge und Unterlagen wird 
vom Jobcenter die Entscheidung über eine mögliche 
Mietschuldenübernahme vorbereitet. Obwohl die 
kommunal getragenen Mietschuldenübernahmen 
eine bezirkliche Angelegenheit sind, beschränkt sich 
die Mitwirkung des Bezirksamtes auf die formale Kon- 
trolle der vom Jobcenter erarbeiteten Entscheidungen 
ohne eine tiefergehende inhaltliche Prüfung. Wegen 
der beschränkten Personalkapazitäten im Bezirksamt 
kann nur einmal wöchentlich ein*e Mitarbeiter*in ins 
Jobcenter geschickt werden, der*die die dort erarbei-
teten Entscheidungsvorlagen auf ihre Plausibilität hin 
überprüft (BA/NK). Bei über tausend Ablehnungen 
pro Jahr heißt das für Neukölln, dass im Rahmen die-
ser wöchentlichen Prüftermine im Durchschnitt auch 
jeweils etwa 20 Ablehnungsbescheide geprüft werden. 
Eine gründliche Einzelfallprüfung ist auf dieser Basis 
faktisch ausgeschlossen.

Auf welcher Grundlage wird über die Anwen-
dung der verschiedenen Instrumente des 
Hilfesystems entschieden?

Handlungsgrundlage für die Überprüfung von Anträ-
gen zur Mietschuldenübernahme ist das Sozialgesetz-
buch II (§22.8 SGB II), demzufolge Mietrückstände 
als Zuschuss oder Darlehen gezahlt werden können. 
In Neukölln werden Mietschuldenübernahmen aus-
schließlich als Darlehen gezahlt (JC/NK). 

Die Entscheidungspraxis im Jobcenter Neukölln 
erfolgt in einer sehr engen und für die ALG-II-Bezie-
her*innen unvorteilhaften Auslegung der möglichen 
Entscheidungsspielräume. So wurde von einer sechs-
köpfigen Familie berichtet, die ohne Mietrückstände 
auf Herausgabe der Wohnung verklagt wurde, weil 
sie die Kaution nicht gezahlt hatte. Sie wusste nicht, 
dass die Kaution beim Jobcenter gesondert beantragt 
werden muss. Eine nachträgliche Bewilligung der 
Kautionsübernahme wurde vom Jobcenter mit der 
Begründung abgelehnt, die Familie wohne nunmehr 
schon zu lange in der Wohnung (FT/NK). Auch in 
anderen Fällen kollidiert die gesetzlich klare Vorgabe 
des Sozialgesetzbuches („Übernahme der Schulden 
zur Sicherung der Unterkunft“) mit anderen sozial-
rechtlichen Vorgaben. So sieht das Jobcenter Neu-
kölln die Vorgaben der in Berlin geltenden  Wohn-
aufwendungsverordnung (WAV), die die Höhe der 
„angemessenen“ Kosten der Unterkunft regelt, als 
höherrangig an. Werden etwa durch Mieterhöhungen 
die „Angemessenheitsgrenzen“ der KdU überschrit-
ten, zahlt das Jobcenter einen Mietanteil nur bis zur 
Höhe der Bemessungsgrenze. Wenn in solchen Fällen 
Mietrückstände zu Räumungsklagen führen, wird 
eine Mietschuldenübernahme meist abgelehnt, weil 
das „Kostensenkungsverfahren“ - also in der Regel 
der Umzug in eine preiswertere Wohnung – für das 

Jobcenter Priorität hat. Nur in Einzelfällen wird mit 
(landeseigenen) Wohnungsbaugesellschaften eine 
Mietschuldenübernahme vereinbart, wenn sich die 
Wohnungsbaugesellschaft zugleich verpflichtet, den 
Haushalt mit einer „angemessenen“ Wohnung zu ver-
sorgen (JC/NK). Als Anlass für solche Ausnahmenre-
gelungen wird die Dringlichkeit benannt, die besteht, 
wenn kleine Kinder im Haushalt leben. O-Ton Jobcen-
ter: „Die meisten Bewilligungen sind bei Haushalten 
mit Kindern. Kinder 
und Kindeswohl ist im-
mer das Allerwichtigs-
te.“ (ebd.) Im Kontrast 
zu dieser hier darge-
stellten Handlungso-
rientierung stehen die 
drastisch gestiegenen 
Zahlen der wohnungs-
losen Mehrpersonen-
haushalte, die von der 
Sozialen Wohnhilfe 
des Bezirks unterge-
bracht werden müs-
sen. Allein zwischen 
2011 und 2013 stieg 
die Zahl dieser Haushalte von etwa 50 auf fast 200 und 
damit deutlich stärker als die Gesamtzahl der Unter-
bringungsfälle (Bezirksamt Neukölln 2014b).

Was geschieht, wenn geräumt wird? Welche 
Optionen gibt es für Menschen in Wohnungs-
notlagen?

Während das Jobcenter über den größten Teil der An-
träge auf Mietschuldenübernahme entscheidet, ist die 
Soziale Wohnhilfe für die Unterbringung bzw. Wohn-
raumversorgung von geräumten und räumungsbe-
drohten Haushalten zuständig.

Unterbringung nach ASOG

Nach Einschätzung des Bezirksamtes gab es ab 2011 
einen sprunghaften Anstieg von Personen, die ord-
nungsrechtlich (also „nach ASOG“) untergebracht 
werden müssen. Waren es 2011 noch 736 Unter-
bringungen von insgesamt 860 Personen, so stieg 
diese Zahl bis 2013 auf 1.092 Unterbringungen von 
insgesamt 1.513 Personen an. Die Plätze, die über 
die Unterbringungsleitstelle (BUL) gemeldet werden, 
reichen für diesen Bedarf bei Weitem nicht mehr aus 
und die Unterbringung erfolgt oftmals in Hostels, Pen-
sionen und Ferienwohnungen: „Alles, was irgendwie 
zum Wohnen geeignet ist, wird mittlerweile genutzt“ 
(BA/NK). Die von der Sozialen Wohnhilfe übernom-
menen Sätze für Unterbringungen sind bei 25 Euro 
pro Person und Nacht gedeckelt (FT/NK; ZB1/NK). 
Doch selbst für 750 Euro im Monat pro Person ist es 
mittlerweile schwer geworden, eine Unterkunft zu fin-
den. Die bezirkliche Verpflichtung zur Unterbringung 

im unterscHied Zu 
anderen BeZirKen 
ist das Hilfesystem 
in neuKölln Von der 
seHr Zentralen und 
gewicHtigen stellung 
des JoBcenters 
geprägt.
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wird wegen der angespannten Versorgungssitua-
tion zunehmend ausgegliedert. So berichtete eine 
Mitarbeiterin eines Freien Trägers, dass „ihre“ von 
Wohnungslosigkeit bedrohten Klient*innen von der 
Sozialen Wohnhilfe mit einer Liste von Hosteladres-
sen zurück zum Träger geschickt werden, um dort bei 
der Suche nach einer Unterbringung unterstützt zu 
werden. Auch ein Betroffener einer Zwangsräumung 
wegen Eigenbedarfs berichtete, dass sich die Unter-
stützung der Sozialen Wohnhilfe nach der Räumung 
auf die Aufforderung beschränkte, sich eigenständig 
ein Hotel oder Hostel für maximal 50 Euro pro Nacht 
für zwei Personen zu suchen (ZB1/NK).

Innerhalb des Beobachtungszeitraumes hat sich 
nicht nur die Gesamtzahl der Neuköllner Unterbrin-
gungen verändert, sondern auch die Zusammenset-
zung der entsprechenden Haushalte. Waren 2011 
mit fast 93 Prozent vor allem Einpersonenhaushalte 
betroffen, so stieg der Anteil der durch den Bezirk 
untergebrachten Mehrpersonenhaushalte bis 2013 
auf 18 Prozent. Bezogen auf die Kostenübernahme ist 
der hohe Anteil von SGB-II-Unterbringungen von 93 
auf über 97 Prozent gestiegen. Sowohl der Anteil von 
SGB-XII-Bezieher*innen als auch von Selbstzahler*in-
nen ist trotz der erhöhten Gesamtzahlen im selben 
Zeitraum gesunken. (Bezirksamt Neukölln 2014b) 

Zur Dauer der Unterbringung gibt es bisher im 
Bezirk Neukölln keine systematische Erfassung, aber 
sowohl Träger als auch Bezirksamt gehen von einer 
deutlich längeren Verweildauer in Wohnheimen und 
alternativen Unterbringungen aus (BA/NK; FT/NK). 

Vermittlung ins Geschützte Marktsegment

Mit lediglich 80 Mietvertragsabschlüssen im Jahr 
2012 spielen Marktsegmentwohnungen für die Ver-
sorgung von Personen in Wohnungsnotsituationen 
in Neukölln nur eine sehr geringe Rolle. Im Verhält-
nis zur Gesamtzahl der im Bezirk registrierten Woh-
nungslosen entspricht das Geschützte Marktsegment 
einem Anteil mit Wohnraum versorgter Haushalte von 
nicht einmal 4 Prozent. Hinzu kommt die Neuköllner 
Besonderheit, dass Marktsegment-Berechtigte bzw. 
M-Scheininhaber*innen nicht selbst auf die Suche 
gehen können, sondern die Vergabe zentral über die 
Soziale Wohnhilfe geschieht. Dies ist eigentlich ein 
Verfahren, welches diskriminierendes Creaming von 
Wohnungsbaugesellschaften bei der Auswahl von 
Mieter*innen für das Geschützte Marktsegment ver-
hindern kann. Da die M-Scheininhaber*innen aber 
mit Marktsegment-Berechtigten aus anderen Bezir-
ken, in denen die Vermieter*innen die Anwärter*in-
nen nach eigenen Kriterien aussuchen, konkurrieren, 
„haben Neuköllner Klienten da einfach einen wirklich 
großen Nachteil“ (FT/NK). Die Mitarbeiterin eines 
Freien Trägers beurteilt dies als besonders ungerecht, 
denn „die Neuköllner sind mit dem Jobcenter schon 
genug gestraft“ (ebd.).

Besonderheiten im Hilfesystem neukölln

Obwohl die Soziale Wohnhilfe für die Vermeidung von 
Wohnungslosigkeit fachlich zuständig ist, übernimmt 
das Jobcenter in Neukölln de facto zentrale Aufgaben 
im Hilfesystem. Insbesondere seine repressive Aus-
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legung der Sozialgesetzgebung sowie die insgesamt 
vorherrschende Kostenorientierung im Hilfesystem 
und eine zunehmende Verwertungsorientierung der 
Eigentümer*innen im Bezirk, verstärken sich zu einem 
weitgehenden Versagen des Hilfesystems in Neukölln. 

Dominante Rolle des Jobcenters und restrik-
tive Bewilligungspraxis

Im Unterschied zu anderen Bezirken ist das Hilfesys-
tem in Neukölln von der sehr zentralen und gewich-
tigen Stellung des Jobcenters geprägt. Das hat auf 
fast allen Ebenen des administrativen Umgangs mit 
Mietrückständen und drohendem Wohnungsverslust 
weitreichende Folgen für die Menschen in Wohnungs-
notlagen. Insbesondere die für das Jobcenter maßgeb-
lichen Vorgaben des SGB II stehen immer wieder im 
Konflikt mit den Zielen des Hilfesystems Wohnungs-
losigkeit, das vorrangig auf den Erhalt der Wohnung 
ausgerichtet ist. 

Aus der Sicht Freier Träger, auch aus anderen 
Bezirken, ist das Jobcenter Neukölln durch Fehler bei 
der Übernahme von Wohnkosten und anderen Leis-
tungen sowohl für einen Teil der entstehenden Mie-
trückstände als auch für die Verfahrensverzögerun-
gen bei der Bearbeitung von Mietschuldenanträgen 
unmittelbar verantwortlich. Eine Gesprächspartnerin 
eines Freien Trägers bezeichnet ihre Erfahrungen mit 
dem Jobcenter Neukölln als eine „Katastrophe“ (FT/
NK). Sie formuliert zynisch: 

„Ich sach‘ immer: Das Jobcenter Neukölln si-
chert mir hier meinen Arbeitsplatz. Wir hatten 
wirklich häufig schon Leute, die nur weil das 
Jobcenter wahlweise Sachen zu spät bearbeitet  
oder nicht richtig bearbeitet, Mietschulden ha-
ben und deswegen fristlose Kündigungen und 
Räumungsklagen erhalten.“ (ebd.)

Kritisiert werden darüber hinaus die fehlende Konti-
nuität von Ansprechpartner*innen sowie die schlechte 
Erreichbarkeit. Die langen Wartezeiten beim Jobcenter 
– für die meisten Transferleistungsempfänger*innen 
eine alltägliche Erfahrung – erschweren zudem eine 
regelmäßige Begleitung zu den Terminen. Bei Ter-
minen in der Nähe der Einrichtungen wird teilweise 
verabredet,  dass die Klient*innen kurz vor dem Aufruf 
der Wartenummer die Sozialarbeiter*innen telefonisch 
informieren, damit diese dann ohne längere Warte-
zeiten den Termin begleiten können. Die abgelegene 
Lage des Mietschuldenteams am Buckower Damm 
wird als zusätzliches Hindernis angesehen (ebd.).

Der direkte Kontakt zwischen Jobcenter und 
Freien Trägern beschränkt sich über die fallbezoge-
nen Begleitungen räumungsbedrohter Mieter*innen 
durch Sozialarbeiter*innen zu Jobcenter-Terminen hi-
naus, auf die sporadischen Teilnahmen des Jobcenters 
an Hilfekonferenzen zwischen Trägern und Sozialer 
Wohnhilfe. Das Jobcenter hat nach eigenen Aussagen 
seit drei Jahren keinen direkten Kontakt zu Freien 
Trägern der Wohlfahrtspflege. In einigen Fällen gibt 

die Jobcenter-Mitarbeiterin Räumungsbedrohten die 
Empfehlung, sich an die Soziale Wohnhilfe zu wenden, 
wenn sie das Gefühl hat, dass „die nicht mit ihrem Le-
ben klarkommen“ (JC/NK). Trotz dieser drastischen 
Einschätzung beschränkt sie sich auf die Übergabe 
der Verantwortung mittels eines Zettels mit Telefon-
nummern und Sprechzeiten, der den Menschen in 
Wohnungsnotlagen ausgehändigt wird (ebd.). 

Da die Jobcenter-Entscheidungen zur Mietschul-
denübernahme für das Betreuungsziel der Wohnungs-
sicherung eine zentrale Rolle spielen, wünschen sich 
die Freien Träger eine deutlich bessere und engere 
Zusammenarbeit mit dem Jobcenter. Auch der Vertre-
ter der Sozialen Wohnhilfe hat ein solches Interesse: 
„Geplant ist […], die Kooperation mit dem Jobcenter 
aufzunehmen. Nicht zu verbessern, sondern wirk-
lich aufzunehmen.“ (BA/NK) Fraglich ist jedoch, 
ob allein eine engere Kooperation die Situation der 
räumungsbedrohten bzw. -betroffenen Menschen 
verbessern würde. Nach Aussagen einer Mitarbeiterin 
des Jobcenters hat die sporadische Teilnahme an den 
Hilfekonferenzen keinen Einfluss auf die Entschei-
dungen und Handlungsroutinen des Jobcenters, son-
dern dient vor allem der Optimierung der Kontrolle 
gegenüber den Personen in Wohnungsnotlagen. Sie 
erklärt ihr Motiv zur 
Teilnahmen wie folgt: 
„Ich habe schon mal 
teilgenommen, weil es 
ein ganz spezieller Fall 
ist, […] wo ich sage, das 
würde ich mir gerne an-
hören, wie er das sieht 
und sich zu den und 
den Sachen äußert.“ 
(JC/NK) Die Beziehun-
gen zum Bezirksamt 
werden aus Perspektive 
des Jobcenters vor al-
lem aus einer Effizienz-
perspektive für das ei-
gene Handeln beurteilt. 
Das aktuelle System der 
Zusammenarbeit wird 
dabei als unkomplizier-
te Kooperation darge-
stellt: „Der Kollege vom 
Bezirksamt kommt 
einmal in der Woche 
vorbei und schaut sich 
die Ablehnungen an. Da sind wir eigentlich ganz gut 
mit gefahren.“ (ebd.) Das routinierte Verfahren der 
bezirklichen Plausibilitätsprüfungen wird vom Job-
center positiv bewertet, weil es trotz unterschiedlicher 
Auffassung in Einzelfällen seine restriktive Auslegung 
der Rechtsgrundlagen nicht gefährdet. Die stadtweit 
höchste Ablehnungsquote von Anträgen zur Miet-
schuldenübernahme ist das Ergebnis dieser bezirkli-
chen Konstellation des Hilfesystems.

„die stadt und land 
Hat eine ZiemlicH
Klare einstellung 
daZu, wen sie als
mieter neHmen. 
nämlicH Jemanden, 
der eine sauBere 
scHufa Hat und
Keine mietscHulden. 
das trifft auf den 
grössten teil 
unserer Klienten 
nicHt Zu.“

das hilFesystem WohnungslosigKeit in Berlin  ///  BeZirKsproFil neuKölln



64 65Verwertungsdruck

Die ausgeprägte Hilflosigkeit bzw. Überforderung des 
Hilfesystems in Neukölln ist zu einem großen Teil auf 
Veränderungen des Wohnungsmarktes zurückzufüh-
ren. Durch die Aussicht auf deutlich gestiegene Neu-
vermietungsmieten hat sich in Neukölln der Druck 
auf Altmieter*innen mit meist noch niedrigen Mieten 
erhöht. Bei anlaufenden Mietrückständen werden 
Kündigungen von Eigentümer*innen immer häufiger 
als Chance gesehen, eine Beendigung der als unren-
tabel angesehenen Mietverhältnisse durchzusetzen. 
Mit der wachsenden Zahl von Verweigerungen eines 
Räumungsverzichts verliert das Hilfesystem Woh-
nungslosigkeit ein zentrales Instrument, nämlich die 
Mietschuldenübernahme.

Insbesondere private Eigentümer*innen setzen 
selbst im Falle einer in Aussicht gestellten Mietschul-
denübernahme immer häufiger auf einen Räumungs-

vollzug. Beim Abschluss neu-
er Mietverträge oder auch 
beim Verkauf von leerste-
henden Wohnungen können 
sie deutlich höhere Erträge 
als durch den Ausgleich von 
aufgelaufenen Mietrück-
ständen erzielen. Aus der 
Perspektive des Jobcenters 

haben solche ertragsmotivierten Ablehnungen einer 
Mietschuldenübernahme deutlich zugenommen. Eine 
befragte Mitarbeiterin des Jobcenters: 

„Jetzt sind überall diese Mietmonster Gang und 
Gäbe, wo gesagt wird, die schießen die Miete in 
diese Höhe und diese Höhe. […] Das ist für uns 
immer ein Zeichen dafür, dass der Eigentümer ja 
eigentlich das Mietverhältnis gar nicht fortsetzen 
möchte. (Für unsere Entscheidung , d. Verf.) ist 
es aber eine zwingende Voraussetzung, dass das 
Mietverhältnis zu den bestehenden Bedingun-
gen fortgesetzt wird […] Da kann es passieren, 
dass wir keine Mietschuld übernehmen.“ (ebd.)

Auch die befragte Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
schätzt ein, dass für private Eigentümer*innen immer 
häufiger nicht die Mietschuldenübernahmen sondern 
die tatsächliche Räumung der Wohnung als Motiv hin-
ter den Räumungsklagen steht. So beschränken sich 
Eigentümer*innen in ihrer Reaktion auf Mietrück-
stände immer seltener auf eine fristlose Kündigung 
(die durch eine Mietschuldenübernahme aufgeho-
ben werden kann), sondern sie schicken meist gleich 
noch eine ordentliche Kündigung hinterher. Selbst im 
Falle einer Mietschuldenübernahme hätte dann das 
Räumungsbegehren gegen die Mieter*innen Bestand 
(FT/NK). Wenn Mitarbeiter*innen der Träger zu 
der Einschätzung kommen, dass Eigentümer*innen 
konsequent auf eine Räumung der Wohnung setzen, 
wird mittlerweile in einem Akt des vorauseilenden 
Gehorsams darauf verzichtet, einen Antrag auf Miet-
schuldenübernahme zu stellen. Ein solcher Antrag hat 

beim Jobcenter schlicht zu wenig Aussicht auf Erfolg 
(ebd.). Somit kann die leicht rückläufige Anzahl der 
Mietschuldenübernahmeanträge in Neukölln nicht als 
Indiz für einen Rückgang von Räumungsbegehren im 
Bezirk bewertet werden. 

Die Umsetzung der immobilienwirtschaftlichen 
Verwertungsinteressen wird von der Struktur des 
Neuköllner Hilfesystems begünstigt, weil auf eine di-
rekte Ansprache von Eigentümer*innen durch Bezirk-
samt und Jobcenter weitgehend verzichtet wird. Im 
Regelfall wird die Kommunikation mit den Eigentü-
mer*innen als Aufgabe der Räumungsbedrohten an-
gesehen. Ein Eingreifen durch Mitarbeiter*innen des 
Jobcenters erfolgt nur, wenn eine Zwangsräumung 
unmittelbar bevorsteht und Eile geboten ist (JC/NK). 

Die konsequente Ausnutzung von Räumungs-
möglichkeiten bleibt in Neukölln nicht auf priva-
te Eigentümer*innen beschränkt. So verweigern 
nach Aussagen des Jobcenters selbst landeseigene 
Wohnungsbaugesellschaften die Herausgabe von 
Räumungstiteln und blockieren dadurch mögliche 
Mietschuldenübernahmen. Als Ausnahme beschreibt 
die Jobcenter-Mitarbeiterin das Verhältnis zu einer 
Gesellschaft, zu der es einen guten und auch persönli-
chen Kontakt gebe. Hier seien bei einer Mietschulden-
übernahme Wohnungstausch oder andere unkonven-
tionelle Lösungen möglich (ebd.). Die Mitarbeiterin 
des Freien Trägers berichtet von sehr unterschiedli-
chen Erfahrungen mit den städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften. Sie schätzt, dass ein Entgegenkommen 
im Sinne der Menschen in Wohnungsnotsituationen 
vor allem von der Form der Kontakte und den Ein-
stellungen der Sachbearbeiter*innen abhängt: „Wenn 
man den Sachbearbeiter persönlich kennt und dieser 
Mitleid hat oder er persönlich sehr engagiert ist, kann 
man auch da noch Sachen hinkriegen.“ (FT/NK) Sie 
beschreibt am Beispiel ihrer Erfahrungen mit der lan-
deseigenen Wohnungsbaugesellschaft STADT UND 
LAND jedoch auch exemplarisch, wie der übliche Kri-
terienkatalog für die Auswahl von Mieter*innen ihre 
Klient*innen ausschließt: „Die STADT UND LAND 
hat eine ziemlich klare Einstellung dazu, wen sie als 
Mieter nehmen. Nämlich jemanden, der eine saubere 
Schufa hat und keine Mietschulden. Das trifft auf den 
größten Teil unserer Klienten nicht zu. Und da gibt es 
denn nur die Möglichkeit, über das Geschützte Markt-
segment eine Wohnung zu kriegen.“ (ebd.)

Die steigenden Verwertungsaussichten bei der 
Vermietung von Wohnungen in Neukölln finden also 
nicht nur im konsequenten Vollzug von Räumungs-
titeln ihren Ausdruck, sondern schränken darüber 
hinaus die Möglichkeiten ein, Wohnraum für Woh-
nungslose zu finden. Sowohl der Freie Träger als 
auch das Bezirksamt berichten von der Schwierigkeit, 
geeignete Wohnungen für Menschen in Notlagen im 
Bezirk zu finden. Bis Ende der 1990er Jahre – so die 
Einschätzung des Bezirksamtes – haben sich immer 
mal wieder private Vermieter bei der Sozialen Wohn-
hilfe gemeldet, um schwer vermietbare Wohnungen 

„die neuKöllner
sind mit dem
JoBcenter scHon 
genug gestraft.“ 
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anzubieten (BA/NK). Aktuell beschränkt sich das 
Wohnungsangebot für von Wohnungslosigkeit Be-
drohte auch bei den landeseigenen Wohnungsbauge-
sellschaften im Bezirk auf den Bereich des Geschütz-
ten Marktsegmentes. 

Unter den aktuellen wohnungswirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen erscheinen die Mietschulden-
übernahme und die Unterbringung als klassische In- 
strumente der Sozialen Wohnhilfe völlig ungeeignet, 
um eine Vermeidung von Wohnungslosigkeit tatsäch-
lich durchzusetzen. 

Zusätzlich wird ein „Wiedereinstieg in den Woh-
nungsmarkt“ nach einer Zwangsräumung dadurch 
stark erschwert, dass die größte landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft im Bezirk, wie vom Träger 
berichtet, keine Mieter*innen mit Schufa-Einträgen 
akzeptiert.

Sparzwang im Hilfesystem

Trotz regelmäßiger Abstimmungen und einer in Neu-
kölln als „außerordentlich eng“ (ebd.) beschriebenen 
Kooperation der Sozialen Wohnhilfe mit den zustän-
digen Mitarbeiter*innen der Senatsverwaltung müssen 
insbesondere Fragen zur Finanzierung von Wohnungs-
losenhilfe vom Bezirk selbst verantwortet werden. 

Das Jobcenter, welches für die Mietschulden-
übernahmen für ALG-II-Bezieher*innen zuständig ist, 
orientiert sich in den Entscheidungen strikt an den 
Richtlinien der „Angemessenheit“, die in der Wohn-
aufwendungsverordnung festgelegt werden. In der 
Folge dieser sehr restriktiven Auslegung werden in 
Neukölln, gemessen an den Anträgen auf Mitschul-
denübernahme, die wenigsten Anträge positiv be-
schieden. Das Kostenmanagement hat Auswirkungen 
auch auf die Unterbringungspflicht des Bezirkes. So 
berichtet eine Mitarbeiterin eines Freien Trägers: 

„Die Soziale Wohnhilfe schickt die Leute zu uns 
und sagt: ‚Suchen Sie bitte mit dem einen Hos-
telplatz, wir können den nicht unterbringen.‘ 
Da ist der Bezirk verpflichtet zu! Die müssten 
eigentlich notfalls das Waldorf Astoria finanzie-
ren, so steht‘s im Gesetz. Praktisch finanzieren 
sie aber nur ‚nen Hostelplatz bis zu 25 Euro pro 
Tag. Und selbst die sind einfach nicht mehr zu 
finden.“ (FT/NK) 

Die Kostenzwänge des Bezirks prägen auch die Zu-
sammenarbeit im Beauftragungsverhältnis zwischen 
Bezirksamt und Freien Trägern. Zwar beurteilen 
sowohl die Soziale Wohnhilfe die Kooperation als 
„grundsätzlich ordentlich“ (BA/NK) als auch der Frei-
en Träger als „in der Regel ganz gut“ (FT/NK). Sie 
verweisen aber auf einen „Dissens bezüglich der Be-
wertung der Fälle“ (BA/NK), wenn es um die Kosten-
übernahme für 67er-Maßnahmen durch den Bezirk 
geht. So vertreten beispielsweise die Mitarbeiter*in-
nen des Bezirksamtes die Auffassung, dass mangelnde 
Deutschkenntnisse keine soziale Schwierigkeit dar-
stellen, während die Träger die eingeschränkten Kom-

munikationsmöglichkeiten mit Vermieter*innen als 
schwerwiegendes Hemmnis beim Erhalt oder der Er-
langung von Wohnraum bewerten. Diese unterschied-
lichen Auffassungen haben unmittelbare Auswirkun-
gen auf die Hilfsangebote, weil die Anerkennung von 
„sozialen Schwierigkeiten“ als Voraussetzung für die 
bezirkliche Finanzierung von 67er-Hilfeleistungen 
gilt. Die fachlichen Auseinandersetzungen werden u. 
a. auf die 2012 erfolgte zusätzliche Einstellung eines*r 
Sozialarbeiter*in im Bereich 
der Sozialen Wohnhilfe zu-
rückgeführt. Aus der Per-
spektive des Bezirksamtes 
konnten dadurch die Aus-
gaben gesenkt werden, weil 
nunmehr eine „fachlich sach-
gerechte Prüfung“ (ebd.) der 
Anträge auf Kostenübernah-
me durch die Freien Träger 
gewährleistet werde. Seither 
werde tatsächlich "bedarfs-
gerecht" entschieden, „an-
statt alles durchzuwinken“ 
(ebd.). Aus der Perspektive 
einer Mitarbeiterin eines 
Freien Trägers werden Po-
sitionen des Bezirksamtes 
jedoch teilweise als „unfach-
lich“ und unqualifiziert“ (FT/NK) bewertet. Zugleich 
jedoch arrangieren sich die Träger mit der Situation 
und stellen sich in ihren Begründungen für bestimmte 
Maßnahmen auf die nun stärker personalisierten Ent-
scheidungskriterien ein. „Also man muss wissen, der 
eine legt Wert auf (ein bestimmtes) Stichwort. Wenn 
das Stichwort in dem Antrag ist: Bewilligt.“ (ebd.) 

Hilfesystem neukölln: Versagen auf 
allen stufen des Hilfesystems

Die Neuköllner Strukturen der Zusammenarbeit von 
Bezirksamt, Jobcenter und Freien Trägern sowie die 
dabei entwickelten Verfahren und Handlungsorientie-
rungen machen eine effektive Hilfe in Wohnungsnot-
lagen unmöglich. 

Begünstigt durch die dominante Stellung des Job-
centers setzen sich restriktive Bewilligungspraxen in 
allen Bereichen des Hilfesystems beim Umgang mit 
Mietrückständen und (drohenden) Zwangsräumun-
gen durch. Eine strikte Kostenorientierung beein-
flusst sowohl im Jobcenter als auch bei der Sozialen 
Wohnhilfe des Bezirks die Entscheidungen zur Ge-
währung von Leistungen. Die restriktive Handhabung 
des Jobcenters wird dabei von der Praxis der lediglich 
formalen Überprüfungen durch das Bezirksamt und 
dem vorauseilenden Gehorsam der Freien Träger zu-
sätzlich gestärkt.

Unter den Bedingungen des wachsenden Verwer-
tungsdrucks auf dem Neuköllner Wohnungsmarkt 
sind leistbare Wohnungen faktisch nicht zu finden 

„wir sind Ja 
nicHt nur da, 
Jemanden Zu 
Verprügeln, son-
dern wir sollen 
Ja aucH die leute 
Beraten, das ist 
Ja nun unsere 
HauptaufgaBe.“ 

(JoBcenter neuKölln)
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66 67und Vermieter*innen setzen zunehmend auf den 
Vollzug von Räumungen. Diesem Druck setzt das 
Neuköllner Hilfesystem kaum etwas entgegen. Das 
Instrument der Mietschuldenübernahme zur Abwen-
dung von Zwangsräumungen wird nur bei 15 Pro-
zent der Antragsteller*innen genutzt – die Anträge, 
die gar nicht erst gestellt werden, weil die Chancen 
(realistischer Weise) als zu niedrig eingeschätzt wer-
den, sind hierbei noch nicht eingerechnet. Selbst die 
Unterbringung von Wohnungslosen kann nicht mehr 
gewährleistet werden, weil der Bedarf in den letzten 
Jahren explodiert ist und das Angebot nicht dement-
sprechend angepasst wurde.

Eine Kaskade aus weniger Mietschuldenübernah-
men, mehr Wohnungsverlusten und zu wenigen Unter-
bringungsmöglichkeiten unter den Bedingungen einer 
zunehmenden Verwertungsorientierung von privaten 
Eigentümer*innen und Wohnungsbaugesellschaften 

führt zu einem wei-
testgehenden Schei-
tern des Hilfesystems 
Wohnungslosigkeit 
im Bezirk. 

das instrument
der mietscHulden-
üBernaHme Zur 
aBwendung Von 
Zwangsräumungen 
wird nur Bei 15 %
der antragsteller*
innen genutZt – die 
anträge, die gar 
nicHt erst gestellt 
werden, weil die 
cHancen als Zu
niedrig eingescHätZt 
werden, sind HierBei 
nocH nicHt 
eingerecHnet.

5.4 Bezirksprofil
tempelhof-schöneberg

Wenige Räumungsverfahren, mehr 
Ablehnungen von Mietschuldenübernahmen, 
wenige Vermittlungen ins Geschützte 
Marktsegment

Mit 535 Räumungsklagen im Jahr 2012 ist Tempel-
hof-Schöneberg nach Steglitz-Zehlendorf der Bezirk 
mit den wenigsten Räumungsverfahren und liegt 
mit 2,9 Räumungsklagen je 1.000 Haushalte auch 
deutlich unter der Klagequote der Gesamtstadt (4,6 
Räumungsklagen je 1.000 Haushalte). Ganz ähnlich 
stellt sich die Situation bei der Antragstellung auf 
die Übernahme von Miet- und Energieschulden dar. 
Auch hier liegt der Bezirk deutlich unter dem Berliner 
Durchschnitt (siehe Anhang, Tab. 5). Die Anträge auf 
Mietschuldenübernahme durch den Bezirk waren 
dabei zwischen 2008 (923) und 2013 (636) durch-
gehend rückläufig. Auffällig ist, dass die anfangs im 
Berlinvergleich recht niedrige Ablehnungsquote kon-
stant zugenommen hat: Waren im Jahr 2008 noch 36 
Prozent der Anträge abgelehnt worden, lehnte das Be-
zirksamt im Jahr 2013 bereits 48 Prozent der Anträge 
ab, womit sich Tempelhof-Schöneberg nunmehr im 
Durchschnitt der Berliner Bezirke bewegt (Senatsver-
waltung für Gesundheit und Soziales 2014b). 

Zum Stichtag 31.12.2012 waren in Tempel-
hof-Schöneberg 1.105 Personen wohnungslos ge-
meldet. Tempelhof-Schöneberg ist damit auf Platz 4 
der Berliner Bezirke mit den meisten Wohnungslosen 
(17/12 964).

Mit insgesamt 121 Vermittlungen in das Geschütz-
te Marksegment in den Jahren 2012 und 2013 wird 
dieses Instrument der Wohnhilfe deutliche seltener 
genutzt als in den meisten anderen Bezirken (ebd.).

Zuständigkeiten und Verfahrensweisen im 
Hilfesystem tempelhof-schöneberg

Das Hilfesystem im Bezirk Tempelhof-Schöneberg ist 
hauptsächlich durch das Bezirksamt geprägt. Die Ko-
operation mit dem Jobcenter im Bereich der Wohnhil-
fe unterscheidet sich deutlich von den Konstellationen 
in den anderen untersuchten Bezirken. 

Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg: Die So-
ziale Wohnhilfe ist zuständig für Mietschuldenüber-
nahmen sowohl für Bezieher*innen von Sozialhilfe, 
Grundsicherung im Alter und anderen Leistungen 
nach SGB XII als auch für ALG-II-Bezieher*innen, 
ebenso für die Unterbringung von Obdachlosen und 
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das Geschützte Marktsegment. Die Soziale Wohnhil-
fe arbeitet gebietsbezogen in drei Regionalteams für 
Schöneberg Nord/Süd, Friedenau/Tempelhof und 
Mariendorf/Marienfelde/Lichtenrade. Insgesamt sind 
aktuell elf Mitarbeiter*innen in Vollzeit beschäftigt. 
Davon sind fünf Personen mit Mietrückständen und 
Prävention befasst, die etwa 150 Wohnungsnotfälle 
pro Jahr bearbeiten. Der Krankenstand der Mitarbei-
ter*innen liegt konstant bei ca. 25 Prozent.

Im Jobcenter Tempelhof-Schöneberg gibt es im 
Bereich der Arbeitsvermittlung und auch in der Leis-
tungsabteilung jeweils ein Spezialteam für Obdachlo-
se und Menschen in §67er-Maßnahmen. ALG-II-Be-
zieher*innen, die von Wohnungslosigkeit bedroht 
sind, werden über die anderen, regulären Teams im 
Jobcenter verteilt. Innerhalb der regulären Teams gibt 
es je zwei feste Ansprechpartner*innen für die Soziale 
Wohnhilfe und für Freie Träger. Diese Struktur wur-
de im Jahr 2005 auf Initiative eines Teamleiters, der 
zuvor im Bezirksamt gearbeitet hatte, eingeführt. Sie 
soll gewährleisten, dass es zu keinen Verzögerungen 
bei wichtigen Fristen zum Wohnungserhalt kommt, 
was laut Interviewpartner*innen aus Bezirksamt und 
Freiem Träger auch funktioniert. 

Wie sind die Informationswege
bei drohender Wohnungslosigkeit in
Tempelhof-Schöneberg? 

In Tempelhof-Schöneberg erhält die Soziale Wohn-
hilfe die Benachrichtigungen des Amtsgerichtes über 
laufende Räumungsklagen wegen Mietrückständen 
(MiZis) und schickt den Beklagten ein Standard- 
anschreiben, in dem bezirkliche Hilfsmöglichkeiten 
genannt werden. Gleichzeitig fragt die Soziale Wohn-
hilfe beim Meldeamt Informationen zum Haushalt 
ab, um festzustellen, ob es sich bei den Beklagten 
um Alleinerziehende mit kleinen Kindern oder um 
Senior*innen handelt. Melden sich diese Personen-
gruppen nicht auf das Bezirksschreiben, versuchen 
Bezirksamtsmitarbeiter*innen je nach Kapazitäten, 
Hausbesuche zu machen, die Hausverwaltung und das 
Jugendamt zu kontaktieren oder Begehungen durch 
Hausmeister*innen anzustoßen. Ziel ist, „dass der 
problematische Personenkreis nicht in ’ne Räumung 
kommt“ (BA/T-S). Jedoch kann dies nicht in umfas-
sender Form und bei allen akut Räumungsbedrohten 
erreicht werden: 

„Natürlich kann auch ein 35-jähriger schwer 
psychisch Kranker darunter sein, das kriegt man 
über ’ne Meldeabfrage nicht raus. Wir haben 
einfach nicht die Kapazitäten, bei jedem ’nen 
Hausbesuch zu machen. Von daher müssen wir 
ein paar weiche Kriterien mitnehmen, mehr geht 
nicht.“ (ebd.) 

Der Mitarbeiter führt weiter aus, dass sich die Perso-
nalsituation immer weiter verschlechtert, was dazu 
führt, dass sich die Mitarbeiter*innen weniger intensiv 
um Räumungsbedrohte kümmern können. Angesichts 

der Überlastungssituation äußert er: „Die, die nicht 
kommen, die haben Pech gehabt, die interessieren uns 
auch nicht, da haben wir gar keine Zeit für.“ (ebd.) Bei 
denjenigen, die nicht auf das Anschreiben des Bezirk-
samtes reagieren, handelt es sich um immerhin 50 bis 
60 Prozent der Angeschriebenen, die bei der Sozialen 
Wohnhilfe durch das Netz fallen.

Wer trifft welche Entscheidungen im Hilfesys-
tem Tempelhof-Schöneberg?

Bei ALG-II-Bezieher*innen wird das Bezirksamt in 
den Fall eingebunden „sobald irgendwie das Wort 
Mietschulden fällt“ (ebd.). Mietschuldenübernahmen 
nach §22.8 SGB II werden weitestgehend durch die 
Soziale Wohnhilfe im Bezirksamt bearbeitet und nicht 
durch das Jobcenter selbst. Die Soziale Wohnhilfe 
gibt eine bindende Empfehlung an das Jobcenter, ob 
Mietrückstände übernommen werden und wenn ja, 
ob dies in Form eines Darlehens oder als Zuschuss ge-
schieht. Diese Entscheidung muss die Leistungsstelle 
des Jobcenters anschließend umsetzen; gleichzeitig 
müssen die für das Jobcenter relevanten Vorgaben, 
insbesondere zur „Angemessenheit“ der Wohnung, 
erfüllt sein. Sanktionierungen seitens des Jobcenters, 
welche die Kosten der Unterkunft betreffen, müssen 
mit dem Bezirksamt abgesprochen werden. Jede Ab-
lehnung einer Mietschuldenübernahme seitens der 
Sozialen Wohnhilfe wird vor einer Überstellung an 
das Jobcenter noch einmal durch die jeweilige Team-
leitung geprüft. 

Auf welcher Grundlage wird über die 
Anwendung der verschiedenen Instrumente 
des Hilfesystems entschieden?

Im Reden über die Arbeit der Sozialen Wohnhilfe 
spielt das Wohl der Menschen in Wohnungsnotla-
gen eine größere Rolle als die gesetzliche Grundlage. 
Selbstverständlich, so der Bezirksamtsmitarbeiter, 
müssen die rechtlichen Vorgaben immer eingehalten 
werden. Man sei aber auch gewillt, zugunsten von 
Menschen in Wohnungsnotsituationen andere als die 
formalrechtlichen Kriterien anzulegen: 

„Natürlich geben die meisten Gründe an, die 
wenn man das streng rechtlich betrachtet 
und keine sozialpädagogische Sichtweise hat, 
eigentlich ’ne Ablehnung rechtfertigen wür-
den, weil sie eben Schulden getilgt haben, ’ne 
Sucht, falsche Zahlungsprioritäten usw. Von 
der Sichtweise muss man sich einfach lösen. 
Früher haben wir mehr gekuckt, ob ein Miet-
schuldenübernahmeantrag gerechtfertigt ist 
oder nicht. Vor fünf Jahren konnte man davon 
ausgehen, dass bei Ablehnung eines Mietschul-
denübernahmeantrages mit entsprechender 
Unterstützung eine Neuversorgung mit Wohn-
raum möglich ist. Das kann man heute nahezu 
ausschließen.“ (ebd.)
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68 69In der Konsequenz sei das Beurteilungskriterium nicht 
mehr hauptsächlich die Entstehung der Mietrückstän-
de, sondern die Frage danach, ob der Wohnraum nach 
WAV als angemessen gilt oder nicht. 

Auch in den Spezialteams für Wohnungs- und 
Obdachlose des Jobcenters Tempelhof-Schöneberg 
spielt die Klärung von Fragen des Wohnraums eine 
übergeordnete Rolle. Fehlender Wohnraum bzw. die 
Unterbringung in einem Wohnheim stellt laut inter-
ner Arbeitsanweisung aus dem Jahr 2006 sowie nach 
Angaben eines Mitarbeiters in der Regel ein Vermitt-
lungshemmnis dar (Jobcenter Tempelhof-Schöneberg 
2006; BA/T-S). Die Einstufung als Vermittlungs-
hemmnis ermöglicht, dass der Wohnraumsuche ein 
höherer Stellenwert beigemessen werden kann als 
Bemühungen beispielsweise um eine Arbeitsstelle, die 
normalerweise Pflicht sind.

Was geschieht, wenn geräumt wird?
Welche Optionen gibt es für Menschen in
Wohnungsnotlagen?

Unterbringung nach ASOG

Die Soziale Wohnhilfe betont, dass sie sich aufgrund 
der starken Auslastung der Wohnheime frühzeitig 
bemühen müssen, um überhaupt noch eine Wohnhei-
munterbringung für Zwangsgeräumte zu erreichen: 
„Je eher man kuckt und umso problematischer die 
Familiensituation ist, desto wahrscheinlicher ist, dass 
man auch was findet.” (BA/T-S) Ist kein Platz mehr 
im Wohnheim frei, bleiben als Alternative nur Hostels, 
Ferienwohnungen oder andere private Unterbrin-
gungsmöglichkeiten. Zur Jahresmitte 2014 waren 

26,5 Prozent aller Wohnungslosen in Pensionen o. ä. 
untergebracht (0220/XIX). Ein Kostenlimit wie in 
Neukölln gibt es nicht. Jedoch lasse sich für 50 Euro 
pro Person und Nacht in aller Regel etwas finden, so 
der Bezirksamtsmitarbeiter (BA/T-S). In diesem Falle 
würden monatliche Kosten von 1.500 Euro für eine 
Person entstehen. Jedoch sind längst nicht alle Hos-
tels, Pensionen etc. bereit, Wohnungslose unterzu-
bringen, sei es, weil sie statt Kostenübernahmen des 
Jobcenters nur Bezahlung per Vorauszahlung akzep-
tieren oder weil sie Personengruppen mit (vermeint-
lichen) psychischen Erkrankungen nicht als Kund*in-
nen aufnehmen wollen. 

Doch nicht nur der Bedarf an Unterbringungs-
plätzen ist gestiegen. Hinzu kommt, dass diejenigen, 
die in den ASOG-Unterbringungen sind, sich anders 
als noch vor einigen Jahren kaum mehr ohne instituti-
onelle Hilfe mit neuem Wohnraum versorgen können: 
„Die Wohnungsbaugesellschaften kennen die Adres-
sen und wissen, das ist ein Obdach. Die Leute haben 
bei Wohnungsbesichtigungen null Chancen, null.“ 
(ebd.) Diese Kombination aus erhöhter Nachfrage 
nach Wohnheimplätzen und größerer Schwierigkeit, 
eine neue Wohnung zu finden, bewirkt laut Bezirk-
samt eine verlängerte Verweildauer der Wohnungs-
losen und damit wiederum eine stärkere Auslastung 
der Wohnheime. Das Bezirksamt berichtet aufgrund 
dieser Marktlage von hohen und steigenden Kosten 
der Wohnheimplätze: 

„Die Tagessätze für Wohnheime sind ja frei ver-
handelbar. Was da heute gezahlt wird, da hätte 
ich früher dreimal den Kopf geschüttelt und 
gefragt ‚Bist du irre? Geht gar nicht‘. Dadurch, 
dass nirgendwo Platz ist, haben die (Wohnheim-
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betreiber*innen, Anm. d. Verf.) natürlich ’ne 
Macht und geben die Preise vor.“ (ebd.) 

Die Möglichkeit, horrende Preise für Wohnheimplätze 
zu verlangen, ruft offenbar neue Akteur*innen auf den 
Plan: Wurden Wohnheime zuvor von „Leuten, die da-
mit über die Runden gekommen sind und die vielleicht 
auch ein soziales Gewissen hatten“ (ebd.) betrieben, 
seien es mittlerweile Finanzinvestor*innen, die die 
Möglichkeiten erkannt hätten, mit Unterbringungs-
plätzen viel Geld zu verdienen. Diese finanzkräftigen 
Investor*innen, so der Bezirksamtsmitarbeiter, fahren 
teilweise mit „ganz ganz großen Autos vor“ (ebd.), um 
den Mitarbeiter*innen ihr Angebot persönlich zu un-
terbreiten bzw. Planungen für neue Unterbringungs-
möglichkeiten vorzustellen.

Angesichts der geschilderten Schwierigkeiten bei 
der Vermittlung von Unterbringungsplätzen hat sich 
– so die Schätzung des Bezirksamtsmitarbeiters – der 
Zeitaufwand für diese Belange in den letzten Jahren 
verzehnfacht (ebd.).

Vermittlung in das Geschützte Marktsegment

Ebenfalls zuständig ist die Soziale Wohnhilfe für die 
Vermittlung von Wohnungen im Rahmen des Ge-
schützten Marktsegments. Auch hier betont der Be-
zirksamtsmitarbeiter, der Arbeitsaufwand sei stark ge-
stiegen in den letzten Jahren, da es einen „Run“ (ebd.) 
auf diese Wohnungen gäbe. Während es vor einigen 
Jahren noch möglich war, Personen in Wohnungsnot-
lagen mit einem M-Schein direkt zu den landeseige-
nen Wohnungsbaugesellschaften zu schicken, lehnen 
Letztere dies heute ab, „wahrscheinlich, weil die denen 
die Bude einrennen“ (ebd.). Die Erfolgsquote bei der 
Vermittlung nehme sukzessiv ab, da die Zahl der Ver-
mittlungsberechtigten steige, während die Zahl der im 
Marktsegment bereitgestellten Wohnungen stagniere. 
Die erhöhte Konkurrenz um die wenigen Wohnungen 
bewirke, dass die Soziale Wohnhilfe stärker intervenie-
ren müsse, um ihr Klientel berücksichtigt zu sehen. Der 
Erhalt einer Wohnung aus dem Marktsegment hänge 
demnach stark vom persönlichen Engagement der 
jeweiligen Sachbearbeiter*innen, sowie von deren*-
dessen Beziehung zu Mitarbeiter*innen der zentralen 
Koordinationsstelle für das Marktsegment im Senat 
ab. Auch creamen die landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaften, d. h. sie suchen sich die für sie attrak-
tivsten M-Schein-Berechtigten aus und schauen „wer 
passt hier am besten rein? Dass sie ein Problem haben, 
ist klar, sonst wären sie nicht im Marktsegment, aber 
wer hat das kleinste Problem?“ (ebd.)

Trägerwohnungen

Im Rahmen von BEW-Maßnahmen ist es neben der 
Wohnheimunterbringung in bestimmten Fällen mög-
lich, von Obdachlosigkeit bedrohte Menschen in 
Trägerwohnungen unterzubringen. Dafür muss ein 
besonderer Hilfe- bzw. Betreuungsbedarf bestätigt 

werden, der begründet, dass die Betroffenen in der  
Trägerwohnung sozialarbeiterisch begleitet werden, 
bis sie (wieder) in der Lage sind, selbstständig ihre 
eigene Wohnung zu halten. Hierfür kooperiert die So-
ziale Wohnhilfe mit einem Freien Träger, der Wohnun-
gen für Familien in Lichtenrade zur Verfügung stellt. 
Diese Wohnungen sind allerdings stets belegt und 
der Träger hat selbst 
zunehmend Schwierig-
keiten, neue Wohnun-
gen anzumieten, um sie 
als Trägerwohnungen 
weiterzuvermieten.

Besonderheiten 
im Hilfesystem 
tempelhof- 
schöneberg

Das Hilfesystem im Be-
zirk Tempelhof-Schö-
neberg unterscheidet 
sich von den anderen 
untersuchten Bezirken 
Berlins auf drei Ebenen: 
Das Bezirksamt zeigt ei-
nen stärker ausgepräg-
ten Gestaltungswillen 
bei der Strukturierung 
und Durchführung der 
Wohnungslosenhilfe. 
Im Jobcenter hat die 
Überwindung von Wohnungsnotlagen Priorität. Die 
Eigentümer*innen legen eine höhere Bereitschaft an 
den Tag, an den Maßnahmen der Sozialen Wohnhilfe 
mitzuwirken.

Gestaltungswillen des Bezirksamts

Die Soziale Wohnhilfe des Bezirksamts spielt eine her-
vorgehobene Rolle in Bezug auf Zwangsräumungen 
im Bezirk. Im Gespräch äußert der Bezirksamtsmit-
arbeiter im Vergleich zu allen anderen Bezirken, die 
oftmals stark die Sachzwänge und eingeschränkten 
Handlungsoptionen betonen, weitgehende Auto-
nomie und Gestaltungswillen der Behörde. Auch 
spiegelt er die Bereitschaft des Bezirksamtes wieder, 
bestehende Strukturen zu ändern, um für Menschen 
in Wohnungsnotsituationen im sozialpädagogischen 
Sinne bestmögliche Ergebnisse zu erzielen. Gleich-
zeitig wird wie auch in den übrigen Bezirken die Per-
sonalsituation im Bezirksamt als sehr problematisch 
wahrgenommen. „Ideal wäre, wenn jeder nur 60 Fälle 
hätte und alle zwei Monate eine Helferkonferenz ma-
chen könnte, um die Maßnahme zu controllen, das 
ist aber illusorisch.“ (ebd.) In der Empirie zeigt sich 
anhand dieses Beispiels ein deutlicher Unterschied 
zwischen gewünschter Aktivität und tatsächlich 
realisierten Maßnahmen: Im Jahr 2012 wurden in  

„Vor fünf JaHren 
Konnte man daVon 
ausgeHen, dass Bei 
aBleHnung eines 
mietscHuldenüBer-
naHmeantrages mit 
entsprecHender un-
terstütZung eine 
neuVersorgung mit 
woHnraum möglicH 
ist. das Kann man
Heute naHeZu 
ausscHliessen.“ 
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70 71Tempelhof-Schöneberg in weniger als drei Prozent 
aller §67er-Maßnahmen Hilfekonferenzen abgehalten 
(Gerull/Merckens 2012: 63).

Trotz durch die Personalsituation verursachte 
Beschränkungen läuft im Bezirk tatsächlich vieles an-
ders als in anderen Bezirken: Die Entscheidung über 
Mietschuldenübernahmen des Jobcenters trifft gemäß 
der zwischen den beiden Institutionen geschlossenen 
Kooperationsvereinbarung de facto das Bezirksamt: 
„Wenn wir sagen, es wird übernommen, dann wird‘s 
übernommen. Natürlich müssen die rechtlichen Vor-
aussetzungen stimmen.“ (BA/T-S)

Auch wenn Kosten der Unterkunft vom Jobcenter 
als „nicht angemessen“ eingestuft werden und nur 
noch ein darunter liegender Betrag gezahlt wird, kann 
die Soziale Wohnhilfe eingreifen: Liegen soziale oder 
gesundheitliche Umstände vor, die eine Umzugsunfä-
higkeit begründen, kann das Bezirksamt dies per sozial- 
pädagogischer Stellungnahme bescheinigen. Damit 
wird die Basis für eine Fortzahlung der vollen Miete 
durch das Jobcenter geschaffen bis die Hinderungs-
gründe für einen Umzug behoben sind. 

Wenn Räumungsbedrohte mit dem Ersuchen um 
Mietschuldenübernahme durch das Jobcenter zur So-
zialen Wohnhilfe kommen, wird zunächst geklärt, wie 
die Mietrückstände zustande gekommen sind. Sollte 
dafür eine Deckelung der Mietzahlungen durch das 
Jobcenter unterhalb der realen Mietkosten ursächlich 
sein, wird überprüft, ob diese auch als „Festsetzung“ 
bezeichnete Maßnahme gerechtfertigt war.

„Wenn ich feststelle, jemand ist nicht umzugs-
fähig und die Miete ist festgesetzt, dann ist das 
Jobcenter tunlichst gehalten, die Mietfestset-
zung aufzuheben und dann ist der Wohnraum 
angemessen und dann kann ich auch entschul-
den. So läuft das bei uns ganz normal.“ (ebd.) 

Dies geschehe durchaus häufig, sei aber auch be-
stimmten Einschränkungen unterworfen: 

„Bei einem sehr hohen Prozentsatz stellen wir 
fest, dass die Mietfestsetzung eigentlich falsch 
war und dann können wir den Wohnraum er-
halten. Wenn allerdings keine sozialen oder ge-
sundheitlichen Gründe gegen eine Festsetzung 
sprechen, kann man mit dem Jobcenter nüscht 
verhandeln.“ (ebd.) 

Weiterhin besteht die Möglichkeit, eine Festsetzung 
der Miete durch das Jobcenter aufzuschieben, wenn 
ALG-II-Bezieher*innen trotz nachgewiesener inten-
siver Bemühungen keinen „angemessenen“ Wohn-
raum finden. Im Bezirksamt verweist man darauf, 
dass es keine Vorgabe gibt, wie viele Wohnungsbe-
sichtigungen nachgewiesen werden müssen, um die 
Übernahme zu rechtfertigen. Allerdings wird dieses 
Instrument offenbar nur sehr selten wahrgenommen: 
In den Jahren 2010 bis 2013 wurde im Bezirk Tem-
pelhof-Schöneberg in nur fünf Fällen eine Festsetzung 
aufgrund nachgewiesener erfolgloser Bemühungen 
um Wohnraum aufgehoben, davon keine in 2012 und 
2013 (17/13 935).

Die durch den Aufschub der Festsetzung gewonnene 
Zeit wird in der Regel durch die Soziale Wohnhilfe 
genutzt, um eine neue Wohnung im Geschützten 
Marktsegment oder eine Trägerwohnung zu suchen. 
Die Verhandlungen mit dem Jobcenter über die Über-
nahme der gesamten Miete bedeuten daher nicht 
zwangsläufig, dass Menschen dauerhaft in ihrer Woh-
nung verbleiben können, sondern „puffert“ vielmehr 
in diesen Fällen ab und vermeidet einen Zwischenauf-
enthalt in Wohnheimen, Notübernachtungen oder bei 
Freund*innen und Bekannten. 

Ferner bietet die Soziale Wohnhilfe in Fällen, 
in denen der Wohnraum als nicht „angemessen“ 
eingestuft wurde, den Vermieter*innen an, die Mie-
trückstände zu übernehmen, wenn im Gegenzug den 
Mieter*innen eine andere, „angemessene“ Wohnung 
aus dem Bestand vermietet wird. Diese Deals wer-
den laut Interviewpartner sowohl bei landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften als auch bei privaten Ei-
gentümer*innen durchaus angenommen. „Da ist das 
materielle Interesse maßgeblich und da unterscheiden 
die sich nicht.“ (BA/T-S)

Insgesamt stellt sich der Mitarbeiter als sehr be-
müht und im Sinne der Zwangsräumungsbedrohten 
umtriebig dar. So berichtet er, dass er sich auch mit 
Gerichten in Verbindung setze, um Schutzfristen für 
die juristische Abwendung von fristlosen Kündigun-
gen zu erfragen oder um die Entscheidung zuunguns-
ten von Mieter*innen bei den Richter*innen selbst zu 
hinterfragen.

Er nennt viele Möglichkeiten der Intervention. Bei 
einem Abgleich mit der Empirie lässt sich aber feststel-
len, dass auch in Tempelhof-Schöneberg die Wirksam-
keit der Maßnahmen in vielen Fällen nicht gegeben 
ist. Ein weiteres Beispiel hierfür ist die Möglichkeit 
des Bezirksamtes, Wohnraum zu beschlagnahmen, 
um Obdachlosigkeit zu verhindern, die allerdings laut 
interviewtem Mitarbeiter noch nie wahrgenommen 
wurde, seit dieser bei der Sozialen Wohnhilfe arbeitet.

Scheinbar im Widerspruch zu den nach eigenen 
Aussagen umfangreichen Bemühungen zum Verbleib 
von Zwangsräumungsbedrohten in ihrer Wohnung, 
steht der Rat an Vermieter*innen, die über lange 
Zeiträume untätig bleiben, auch wenn Mietrückstän-
de anlaufen: Diesen Eigentümer*innen empfiehlt die 
Soziale Wohnhilfe, zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
zu kündigen, damit nicht nach etlichen Monaten tau-
sende Euro Mietrückstände auflaufen. Es ist davon 
auszugehen, dass dies geschieht, um einen Zustand 
„herzustellen“, der die Intervention des Bezirksamtes 
möglich macht: Es muss eine „Gefährdung der Un-
terkunft“ vorliegen, also eine Räumungsklage oder 
laut Angaben des Mitarbeiters bei weitergehender 
Auslegung der Rechtsgrundlage, auch eine fristlose 
Kündigung. Vorher kann laut gesetzlicher Vorgaben 
keine Mietschuldenübernahme durch das Bezirksamt 
initiiert werden.
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Fokus auf Wohnraum im Jobcenter

Im Team für Wohnungs- und Obdachlose im Jobcenter 
hat die Wohnungssuche Priorität vor der Suche nach 
einem Arbeitsplatz. Als Gründe für diesen Ansatz wer-
den vom Arbeitsvermittler einerseits die hohen Kos-
ten der Unterbringung und andererseits gesteigerte 
Erfolgsaussichten bei der Arbeitsplatzsuche genannt: 

„Für mich ist das Wohnen immer Thema 1 bei 
den Leuten […], weil die Wohnheimplätze natür-
lich auch ’nen Haufen Geld kosten und [...] weil 
es mit Sicherheit für die Vermittlung besser ist, 
wenn man in ’ner eigenen Wohnung wohnt, als 
wenn man vielleicht noch irgendwo im betreu-
ten Gruppenwohnen wohnt und da soll er dann 
vielleicht noch Bewerbungen schreiben oder 
was weiß ich und da ist nix, kein Computer und 
nix und wahrscheinlich hat der den Kopf mit der 
Wohnungsfrage voller als er’s braucht, um in Ar-
beit  zu kommen.“ (JC/T-S)

Die Eingliederungsvereinbarungen von wohnungslo-
sen Leistungsbezieher*innen beinhalten daher stan-
dardmäßig die Verpflichtung seitens der ALG-II-Be-
zieher*innen, sich um Wohnraum zu bemühen, statt 
der üblicherweise verankerten Nachweise von Bewer-
bungen um Arbeitsstellen. 

Die Betreffenden müssen bei ihren Arbeitsver-
mittler*innen (u. U. mit Hilfe eines Freien Trägers 
im Rahmen einer §67er-Maßnahme) Bemühungen 
zur Wohnungssuche nachweisen. Die Arbeitsver-
mittler*innen des Spezialteams prüfen auch, ob die 
Wohnungsangebote, die die Leistungsbezieher*in-
nen als Nachweise mitbringen, „angemessen“ sind 
und ob Kautions- sowie Umzugskosten gezahlt wer-
den – Aufgaben, die normalerweise in den Jobcen-
tern von der Leistungsstelle übernommen werden. 
Den Arbeitsvermittler*innen kommt damit innerhalb 
des Jobcenters ein vergleichsweise großer Entschei-
dungsspielraum zu, der Raum lässt für persönliche 
Einschätzungen und Wertungen: „Die Person kommt 
zuerst immer zum Arbeitsvermittler, damit der sie 
kennenlernt und gleich weiß, wie ihre Art ist.“ (ebd.) 
Während der interviewte Arbeitsvermittler Empathie 
zeigt, wenn er über einen wohnungslosen Wissen-
schaftler spricht, der nach 40 Jahren Ehe in ein Wohn-
heim muss und für den diese Situation „knüppelhart“ 
(ebd.) sei, redet er verhältnismäßig unberührt vom 
Schicksal dauerhaft in Wohnheimen Lebender: „Joa, 
man gewöhnt sich wahrscheinlich dran, die sind da 
ja schon lange, da ist es eigentlich schwieriger, eine 
Wohnung zu finden.“ (ebd.) Von einigen Menschen 
in Wohnungsnotlagen wünscht sich der Arbeitsver-
mittler mehr Flexibilität: „Ich mein, man kann ja auch 
nicht bloß in Berlin wohnen. Man kann ja auch wo an-
ders hingehen arbeiten und wohnen, wo es vielleicht 
leichter ist wie in Berlin.“ (ebd.)

Ob bei Nichterscheinen bei Terminen oder Nich-
terfüllen der Auflagen des Jobcenters Sanktionen ver-
hängt werden dürfen, die die Kosten der Unterkunft 

betreffen, müssen die Arbeitsvermittler*innen immer 
mit der Sozialen Wohnhilfe im Bezirksamt absprechen. 

Insgesamt scheint man im Jobcenter die Verant-
wortung und Zuständigkeit für Wohnungslose beim 
Bezirksamt zu sehen und dessen Entscheidungsmacht 
nicht infrage zu stellen. So heißt es beispielsweise in 
der internen Arbeitsanweisung für Mitarbeiter*innen 
des Jobcenters bezüglich der Unterbringungen: 

„Eine Steuerung steht dem Jobcenter aber nicht 
zu. Die Frage, wo der eLb [erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte, Anm. d. Verf.] untergebracht 
wird, entscheiden die zuständigen Sozialen 
Dienste. Die Frage, ob eine Unterbringung nicht 
auch an anderem Ort zu günstigeren Kondi-
tionen möglich wäre, ist vom Jobcenter nicht 
zu stellen.“ (Jobcenter Tempelhof-Schöneberg 
2006: 7)

Es ist davon auszugehen, dass durch die stärkere Kon-
trolle des Jobcenters seitens der Sozialen Wohnhilfe 
sowie durch die höhere Sensibilität hinsichtlich der Be-
deutung des Wohnraums weniger Zwangsräumungen 
und Mietrückstände durch das Jobcenter verursacht 
werden. Dennoch werden in allen Jobcentern gelten-
de Vorgaben zur Kostenreduktion nicht ausgehebelt: 
„Sicherlich wird bei der Reduktion von Hilfebedarf 
auf Dauerhaftig-
keit Wert gelegt, 
aber auch auf Wirt-
schaftlichkeit, ist ja 
klar.“ (JC/T-S)

Bei Freien Trä-
gern und im Be-
zirksamt wird die 
beschriebene in-
terne Struktur des 
Jobcenters sehr 
geschätzt, weil die 
Zusammenarbeit 
unkompliziert und 
schnell funktionie-
re. Auch Mitarbei-
ter*innen Freier 
Träger in anderen 
Berliner Bezirken 
beziehen sich posi-
tiv auf das Beispiel 
in Tempelhof-Schöneberg und wünschen sich zum 
Teil ähnliche Strukturen in den eigenen Bezirken (FT/
MT; FT/B3). Die Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
in Tempelhof-Schöneberg betont, dass eigentlich alle 
Jobcenter Berlins verpflichtet wären, eine ähnliche 
Struktur zu implementieren, weil es eine Vereinba-
rung zwischen Sozialsenat und den Jobcentern gebe, 
Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten in 
§67er-Maßnahmen vorrangig zu behandeln (FT/T-S).

Im Bezirksamt wird die konstante und gute 
Zusammenarbeit mit dem Jobcenter als Grund für 
die sinkende Zahlen von Wohnungsnotfällen in der 
Beratung gesehen, da „Problemfälle, die durch das  

es Zeigt sicH
in tempelHof-
scHöneBerg,
dass aucH eine
BemüHte und
aKtiVe soZiale
woHnHilfe nur 
BegrenZt in
der lage ist, 
Zwangsräumungen 
Zu VerHindern.
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72 73Jobcenter entstehen oder dadurch, dass Menschen 
nicht wissen, was ihre Ansprüche sind, deutlich weni-
ger werden“ (BA/T-S). 

Mitwirkbereitschaft von Eigentümer*innen 
bei staatlicher Bezuschussung

Es fällt auf, dass der Mitarbeiter in der Sozialen 
Wohnhilfe betont, die Zusammenarbeit mit den lan-
deseigenen Wohnungsbaugesellschaften laufe sehr 
gut, während die Mitarbeiterin eines Freien Trägers 
die Landeseigenen in ihrer Gesamtheit als ihr „großes 
Problem“ (FT/T-S) bezeichnet:

„Die Städtischen lehnen Transferleistungsbezie-
her ab, lehnen Männer unter 35 ab, lehnen es ab, 
an eine alleinerziehende Mutter mit vier Kindern 
zu vermieten. Das heißt, die lehnen im Moment 
alles ab, wofür sie […] zuständig waren.“ (ebd.)

In der Tendenz verschärfe sich die Geschäftspolitik 
der Landeseigenen immer weiter, „teilweise wird auch 
aufgelegt wenn wir anrufen und nach Wohnungen fra-

gen“ (ebd). Der Mit-
arbeiter im Jobcenter 
berichtet, dass im 
Bezirk erstaunlicher-
weise immer mal wie-
der als „angemessen“ 
geltende Wohnungen 
zu finden seien. Er 
sieht diese Wohnun-
gen aber nicht bei 
den landeseigenen 
Wohnungsbaugesell-
schaften, zu denen 
er auch insgesamt 
keinen Kontakt habe 
(JC/T-S). Auch der 
Bezirksamtsmitarbei-
ter finde keine Woh-

nungen für Klient*innen bei den landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaften außerhalb des Geschützten 
Marktsegments (BA/T-S).

Beim Bezirksamt wird die Zusammenarbeit mit 
den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
dennoch als „sehr vertrauensvoll“ (ebd.) bezeichnet, 
Bezirksamtsmitarbeiter*innen und Forderungsmana-
ger*innen kennen sich teilweise bereits seit Jahren. 
Letztere teilen der Sozialen Wohnhilfe zuweilen mit, 
wenn Mieter*innen zwei Monatsmieten im Rückstand 
sind, damit sie vom Bezirksamt angeschrieben und 
beraten werden können4. Das Bezirksamt schätzt, 
dass 60 bis 70 Prozent der von ihnen beratenen Men-
schen mit Mietrückständen bei den landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften wohnen (ebd.).

Wenn Mietrückstände aufgelaufen sind, seien die 
Landeseigenen meist bereit, das Mietverhältnis fort-
zusetzen und Zwangsräumungen durch eine Rück-
nahme der Kündigung zu vermeiden, gesetzt den 
Fall, dass Mietrückstände vom Bezirksamt übernom-

„icH mein, man Kann
Ja aucH nicHt Bloss 
in Berlin woHnen.
man Kann Ja aucH
woanders HingeHen,
arBeiten und 
woHnen, wo es Viel-
leicHt leicHter ist 
wie in Berlin.“ 

letZtendlicH
HaBen 95 % der
eigentümer rein wirt-
scHaftlicHe aspeKte.
die recHnen einfacH
und nocH ist eine
mietentscHuldung
augenscHeinlicH
luKratiV.

men werden. Auch andere Formen von „Deals“ seien 
möglich, wie beispielsweise der Tausch einer nicht 
„angemessenen“ Wohnung gegen eine „angemesse-
ne“ Wohnung im Bestand, allerdings ebenfalls nur bei 
Mietschuldenübernahme.

Während die Träger bei Neuvermietungen kaum 
Chancen haben, ihre Klient*innen bei den Landeseige-
nen unterzubringen, stimmen sie mit dem Bezirksamt 
überein, dass sich bei der Verhinderung von Zwangs-
räumungen die Landeseigenen, wie auch andere große 
Wohnungsbaugesellschaften, meist kooperationsbe-
reit zeigen und gegen eine Mietschuldenübernahme 
von einer Zwangsräumung absehen. Offenbar sind 
die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften nicht 
gewillt, freie Wohnungen an Transferleistungsbezie-
her*innen zu vermieten, sondern nur im „Tauschge-
schäft“ gegen einen Ausgleich von Mietrückständen 
durch das Bezirksamt. Dies erklärt auch die anders 
gelagerte Zusammenarbeit zwischen Trägern und 
Wohnungsbaugesellschaften bzw. Bezirksamt und 
Wohnungsbaugesellschaften: Das Bezirksamt kann 
den Landeseigenen im Gegensatz zu den Freien Trä-
gern ein attraktives finanzielles Angebot machen. 

Insgesamt sei bei Eigentümer*innen die Bereit-
schaft, ein Mietverhältnis fortzusetzen bei Mietent-
schuldung durch das Bezirksamt bzw. Jobcenter „im-
mer noch relativ groß“ (ebd.), vorausgesetzt, es liegt 
keine verhaltensbedingte Kündigung vor. Als Gründe 
sieht der Bezirksamtsmitarbeiter hierbei Räumungs-
folgekosten wie Sanierungsarbeiten und Leerstand 
für die Vermieter*innen. Die Wiedervermietungskos-
ten fielen momentan nicht zu sehr ins Gewicht, da die 
Neuvermietungspreise erheblich über den Bestands-
mieten liegen, aber: „Letztendlich haben 95 Prozent 
rein wirtschaftliche Aspekte. Die rechnen einfach und 
noch ist eine Mietentschuldung augenscheinlich luk-
rativ.“ (ebd.) Die Erfahrung im Bezirksamt sei, „dass in 
den überwiegenden Fällen gesagt wird, klar, gib Kohle 
und dann machen wir auch weiter“ (ebd.).

4 Dieses Verfahren hat sich etabliert, weil die Wohnungsbauge-

sellschaften aus Datenschutzgründen nicht mehr wie noch vor 

einigen Jahren standardisierte schriftlichen Mitteilungen über 

kündigungsrelevante Mietrückstände an das Bezirksamt senden 

dürfen.
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Hilfesystem tempelhof-schöneberg:  
proaktive wohnhilfe mit grenzen

Das bezirkliche Hilfesystem in Tempelhof-Schöneberg 
hebt sich in Teilen relativ stark von anderen Bezirken 
ab. Absprachen zwischen einzelnen Akteur*innen 
des Hilfesystems sowie Vermieter*innen scheinen zu 
funktionieren, die Zuständigkeiten sind klar verteilt, 
sodass wenig „Reibungsverluste“ durch langwierige 
Behördenvorgänge entstehen. 

Das Bezirksamt behält gegenüber dem Jobcen-
ter in Bezug auf die Zwangsräumungen eine Vor-
machtstellung. Es zeichnet sich durch proaktive und 
im Vergleich zu anderen Bezirken intensive Beratung 
und Begleitung derjenigen Zwangsräumungsbetroffe-
nen aus, die sich bei der Sozialen Wohnhilfe melden 
oder die als „Problemfälle“ gelten. Alle anderen Räu-
mungsbedrohten werden allerdings aufgrund von 
personellen Einschränkungen nicht durch das Bezirk-
samt unterstützt. 

Das selbstbewusste Auftreten der Sozialen Wohn-
hilfe gegenüber dem Jobcenter sowie dessen Akzep-
tanz der Vormachtstellung werden konterkariert 
durch die steigende Zahl der abgelehnten Mietschul-
denübernahmen. Darauf angesprochen, hat der Be-
zirksamtsmitarbeiter keine andere Erklärung als eine 
gestiegene Zahl von Fällen, in denen die Wohnung 
nach WAV als nicht „angemessen“ gilt und die Fest-
setzung nicht durch eine sozialpädagogische Stellung-
nahme des Bezirksamts aufgehoben werden kann. Es 
scheint, dass hier die bezirklichen Handlungsspielräu-
me ausgeschöpft sind und die Rechtsauslegungspra-
xis der Sozialen Wohnhilfe an ihre Grenzen stößt.

Für alle Eigentümer*innentypen ist es attraktiv, 
ihre Mieter*innen mit Mietrückständen beim Bezirk-
samt Tempelhof-Schöneberg beraten und unterstüt-
zen zu lassen, weil in diesem 
Fall eine Mietentschuldung 
durch die Kommune wahr-
scheinlich ist. So kann auch 
der enge Kontakt zwischen 
den Mitarbeiter*innen lan- 
deseigener Wohnungsbau- 
gesellschaften und der So-
zialen Wohnhilfe gedeutet 
werden: Für die landeseige-
nen Wohnungsbaugesell- 
schaften lohnt es sich, die 
Soziale Wohnhilfe telefo-
nisch auf Mietrückstände 
ihrer Mieter*innen hinzu-
weisen. Sie können davon 
ausgehen, dass das Bezirk-
samt eine Mietschulden-
übernahme anbietet. Ohne Mietschuldübernahme ist 
die Bereitschaft, einen Deal einzugehen, weder bei 
landeseigenen Gesellschaften noch bei privaten Eigen-
tümer*innen vorhanden. 
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Es zeigt sich in Tempelhof-Schöneberg, dass auch eine 
bemühte und aktive Soziale Wohnhilfe nur begrenzt 
in der Lage ist, Zwangsräumungen zu verhindern. 
Zwar werden  Mietrückstände des Öfteren übernom-
men und dadurch Verluste für Vermieter*innen abge-
wendet. In vielen Fällen wird jedoch nicht verhindert, 
dass Mieter*innen in eine andere Wohnung, häufig 
ans andere Ende der Stadt, umziehen müssen.
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5.5 Krise des Hilfesystems

Die untersuchten bezirklichen Hilfesysteme sind in 
weiten Teilen durch ähnliche strukturelle Unzuläng-
lichkeiten und Probleme geprägt. Dies zeigt die Aus-
wertung der Interviews mit Mitarbeiter*innen von 
Sozialen Wohnhilfen, Jobcentern und Freien Trägern, 
mit Betroffenen von Zwangsräumungen in den jeweili-
gen Bezirken sowie der Interviews mit Mitarbeiter*in-
nen von vier berlinweit tätigen Trägern und zentralen 
Beratungsstellen. Unterschiede zwischen den Hilfe-
systemen entspringen hauptsächlich den Beziehun-
gen zwischen den Institutionen, dem Entscheidungs-
spielraum und der Haltung der Mitarbeiter*innen von 
Freien Trägern, Jobcentern und Bezirksämtern sowie 
der jeweiligen „Hauspolitik“ (BA/T-S) der Bezirksäm-
ter und Jobcenter. 

In diesem Kapitel fassen wir sechs zentrale Merk-
male des Hilfesystems zusammen: Überforderung (1) 
und Vermarktlichung (2) des Hilfesystems, Aussortie-
rungsprozesse (3), Verantwortlichkeitsverschiebung 
(4), Jobcenter als Problemverstärker (5) sowie die Un-
fähigkeit, auf einen veränderten Wohnungsmarkt und 
Verdrängungsdruck zu reagieren (6). Wir stützen uns 
dabei auf Aussagen unserer Interviewpartner*innen 
sowie Veröffentlichungen zum Thema. Im Ergebnis 
konstatieren wir eine umfassende Krise des Hilfesys-
tems Wohnungslosigkeit.

überforderung, überlastung,  
überarbeitung

Alle Interviewpartner*innen in Sozialen Wohnhilfen 
berichten von mangelnden Kapazitäten für die ad-
äquate Unterstützung von Personen in Wohnungs-
notsituationen im Allgemeinen und Betroffenen von 
Zwangsräumungen im Speziellen. Die Bezirksamts-
mitarbeiter*innen äußern, dass der Umfang der von 
ihnen zu bewältigenden Aufgaben zugenommen habe. 
Gründe seien u. a. der gestiegene Bedarf an Wohn-
heimplätzen und damit die erschwerte Vermittlung 
von Unterbringungsmöglichkeiten, der Mangel an 
Wohnungen für Transferleistungsbezieher*innen und 
die steigenden Zahl von Vorsprachen in den Sozialen 
Wohnhilfen. Dem gestiegenen Arbeitspensum stehen 
unzureichende Öffnungszeiten, personelle Unterbe-
setzung sowie ein dauerhaft hoher Krankenstand in 
den Sozialen Wohnhilfen gegenüber.

So haben die Sozialen Wohnhilfen Tempel-
hof-Schöneberg und Lichtenberg dienstags und don-
nerstags von 9 bis 12 Uhr, die zuständigen Stellen 
in Mitte und Neukölln zusätzlich noch montags zur 

selben Zeit geöffnet. Diese sehr limitierten Sprech-
zeiten werden weder den eng gesetzten Fristen bei 
der Abwendung von Wohnungskündigungen noch 
dem Räumungsgeschehen, das fünf Tage die Woche 
stattfindet, gerecht. Werden Haushalte beispielsweise 
an einem Donnerstagnachmittag aus ihrer Wohnung 
geräumt, müssen sie bis Montag bzw. Dienstag der 
Folgewoche warten, bis ihnen von der Sozialen Wohn-
hilfe ein Platz im Wohnheim oder eine andere Unter-
bringungsmöglichkeit zugewiesen werden kann. Die 
in der Vereinbarung zwischen dem Land Berlin und 
der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bun-
desagentur für Arbeit festgelegte bezirkliche Zustän-
digkeit für die Unterbringung (Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz 2005) 
wird so in der Praxis zur Makulatur. Denn Zwangs-
geräumten, die über keine privaten Unterstützungs-
netzwerke verfügen, bleiben in der Zwischenzeit nur 
die Notübernachtungen5 bzw. Wärmestuben (FT/
B4), welche eigentlich auf ein „klassisches Obdachlo-
senklientel“ ausgerichtet und seit einiger Zeit auch im 
Sommer überlastet sind (FT/MT).  

Auch die Freien Träger können nicht weiterhelfen, 
wenn zwangsgeräumte Personen dringend eine Unter-
bringung benötigen und die Sozialen Wohnhilfen ge-
schlossen sind. Zum einen haben sie keinen direkten 
Zugang zur zentralen Unterbringungsdatenbank BUL, 
zum anderen beschränken sich ihre Hilfsangebote auf 
Personen, für die eine Kostenübernahme zugesichert 
wurde. Die Kostenübernahme setzt jedoch einen at-
testierten sozialpädagogischen Hilfebedarf voraus, der 
aufgrund von Konflikten und Unklarheiten bezüglich 
der Zuständigkeit zwischen den Ämtern oft erst nach 
mehreren Wochen offiziell anerkannt wird (FT/MT).
Neben den sehr begrenzten Öffnungszeiten ist auch 
die personelle Ausstattung in den Sozialen Wohnhil-
fen nicht ausreichend. Trotz der elf (Tempelhof-Schö-
neberg) bis 18 (Neukölln) Vollzeitstellen können die 
Sozialen Wohnhilfen bei Weitem nicht alle Aufgaben 
bewältigen, die an sie herangetragen werden. Insbe-
sondere eine umfassende Begleitung von Personen in 
Wohnungsnotsituationen kann auf Grund der hohen 
Fallzahlen je Mitarbeiter*in nicht sichergestellt wer-
den (BA/T-S; BA/NK). Auch die Unterbringung wird 
nicht, wie eigentlich vorgesehen, von den Bezirken 
organisiert. Sind die ASOG-Wohnheime überbelegt, 
ist es in allen Bezirken Praxis, dass Mitarbeiter*innen 

5 Ein Bett in einer solchen Einrichtung bekommt nur, wer sich 

rechtzeitig – meist gegen 21 Uhr – bei der Notübernachtung 

einfindet und auf die Zuteilung eines Bettes wartet. Oft sind die 

Schlafplätze nach wenigen Minuten vergeben bzw. es bilden 

sich lange Schlangen von Wartenden vor den Notübernachtun-

gen. Am Folgetag muss die Einrichtung morgens früh wieder 

verlassen werden, Gepäck kann in der Regel nicht gelagert wer-

den. Detaillierte Zahlen zur Auslastung der Notübernachtungen 

in den Wintermonaten gibt es unter anderem in den Berichten 

zur Berliner Kältehilfe (Gebewo 2001, 2012, 2013).
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Listen für alternative Unterbringungsmöglichkeiten 
herausgeben, mit denen sich Wohnungslose selbst 
einen Platz suchen sollen. Die Überlastung der So-
zialen Wohnhilfen hat darüber hinaus auch negative 
Auswirkungen auf die interne Organisation der Ar-
beitsteilung. Obwohl viele Mitarbeiter*innen eine the-
matische Arbeitsteilung sinnvoll finden, gibt es keinen 
Bezirk, in dem eine Spezialisierung von Aufgaben wie 
der Wohnheimbegehung oder der Vermittlung von 
Marktsegmentwohnungen tatsächlich funktioniert. 
Entweder wird eine solche Spezialisierung gar nicht 
erst vorgenommen (BA/T-S; BA/NK) oder die „spezi-
alisierten“ Mitarbeiter*innen sind wegen der personel-
len Unterbesetzung zusätzlich mit weiteren Aufgaben 
betraut (BA/LB; BA/MT). Im Ergebnis bleiben dann 
z. B. Wohnheimbegehungen zur Kontrolle einfach aus 
(FT/B1) oder enden mit dem Befund, es lägen keine 
Mängel vor, obwohl die Räumlichkeiten offensichtlich 
verwahrlost sind (taz 2014).

Die mit der personellen Unterausstattung einher-
gehende Überlastung der Angestellten in den Sozia-
len Wohnhilfen drückt sich in allen Bezirken durch 
einen hohen Krankenstand aus: In Neukölln sind in 
der Regel mehr als 50 Prozent, in Tempelhof-Schöne-
berg meist 25 Prozent der Mitarbeiter*innen krank-
geschrieben (BA/NK; BA/T-S). Die Äußerungen der 
Interviewpartner*innen sowie eigene Beobachtungen 
bei der Durchführung des Forschungsprojektes in 
Mitte und Lichtenberg weisen auf einen ebenfalls dau-
erhaft hohen Krankenstand hin. Langfristige Erkran-
kungen von teilweise bis zu 18 Monaten sind über-
all an der Tagesordnung, sodass die arbeitsfähigen 
Mitarbeiter*innen mit zusätzlicher Vertretungsarbeit 
konfrontiert sind. Damit wird das ohnehin als zu hoch 
empfundene Arbeitspensum erhöht. Die Bearbei-
tungsdauer auch bei dringenden Anliegen verlängert 
sich und die (telefonische) Erreichbarkeit für akut Be-
troffene von Zwangsräumungen sowie für andere Per-
sonen in Wohnungsnotfallsituationen wird schlechter.

Auch bei den Freien Trägern herrschen eine hohe 
Arbeitsbelastung und ständiger Zeitmangel bei der 
Betreuung von Personen in Wohnungsnotsituationen. 
Bei einem Betreuungsschlüssel von zwischen 12 und 
15 Klient*innen je nach Leistungstyp (WUW oder 
BEW) ist mehr als ein Termin pro Woche auch in Situ-
ationen akuter Not oft nicht möglich (ZB1/LB). Dazu 
gehören auch Klient*innen, die unmittelbar vor einer 
Zwangsräumung stehen oder diese gerade hinter sich 
haben. Manche Sozialarbeiter*innen kommunizieren 
sogar über Wochen nur per SMS mit ihren Klient*in-
nen (BA/T-S). Von Ämterseite wird daher Kritik an 
den Freien Trägern geübt: Die hohe Betreuungsdichte 
pro Mitarbeiter*in sei kontraproduktiv und primär 
dem Streben nach Kostenübernahmen durch die Be-
zirksämter geschuldet (ebd.; BA/NK; FT/MT).

Die Mitarbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfen 
und Freien Träger sind in der Regel trotz der Über-
forderungssituation überzeugt, im Rahmen des Mögli-
chen sehr viel zu tun, um die Situation von Personen in 

Wohnungsnotsituationen und von Räumungsbetrof-
fenen zu verbessern. Interviewpartner*innen insbe-
sondere in Tempelhof-Schöneberg und Lichtenberg 
sind dabei ebenfalls der Meinung, Letzteres gelänge 
ihnen trotz der Beschränkungen, mit denen sie kon-
frontiert sind (BA/T-S; BA/LB; FT/LB). Werden sie 
jedoch konkret gefragt, ob und wie oft sie Zwangsräu-
mungen abwenden können, werden die begrenzten 
Handlungsmöglichkeiten deutlich. So antwortet eine 
Bezirksamtsmitarbeiterin auf die Frage, ob Zwangs-
räumungen von Familien mit Kindern durch die In-
tervention der Sozialen Wohnhilfe verhindert werden 
könnten: „Klar. Ich kann auch wo kleine Kinder dran 
hängen, die Räumung, wenn’s möglich ist, einengen.“ 
(BA/LB; Hervorhebung d. Verf.) Oftmals stellt sich 
im Verlauf der Interviews heraus, dass die Interview- 
partner*innen zwar die Verhinderung von Zwangs-
räumungen durch die 
unterschiedlichen Ins-
trumente der Sozialen 
Wohnhilfe als machbar 
erachten, dies aber nur 
durch einen Woh-
nungswechsel gelingt 
(FT/MT; BA/T-S; BA/
LB). So kommt es tat-
sächlich nicht zu einer 
Zwangsräumung – die 
Wohnung können die Räumungsbetroffenen dennoch 
nicht halten. Sie ziehen erzwungen um; das Hilfesys-
tem sorgt indes dafür, dass sie in der Zwischenzeit 
nicht auf der Straße schlafen müssen und dass eine 
Ersatzwohnung – meist zu wesentlich schlechteren 
Konditionen – gefunden wird.

das Hilfesystem als markt: 
Konkurrenz und sparzwang

Vor allem die zunehmenden Kosten durch Unter-
bringung nach ASOG bewirken steigende finanzielle 
Ausgaben in den Bezirken. Leistungen der bezirkli-
chen Wohnhilfe gehören zum Bereich der Transfer-
ausgaben und werden als „Planmengen“ von einer 
Arbeitsgruppe im Senat für die Bezirke errechnet und 
vorab bewilligt. Werden die kalkulierten Planmen-
gen überschritten, „bleibt der Bezirk quasi auf den 
Kosten sitzen“ (BA/NK), muss also die entstehenden 
Lücken durch Einsparungen bei Baumaßnahmen, 
Personal etc. ausgleichen. Dieser Mechanismus führt 
dazu, dass zunächst innerhalb des Bereichs Trans-
ferausgaben Druck entsteht, die Planmengen nicht 
zu stark zu überschreiten. Ist ein Überschreiten bei-
spielsweise aufgrund der steigenden Nachfrage nach 
den stetig teurer werdenden Unterbringungsplätzen 
unumgänglich, treten der Personal- und Transferleis-
tungsbereich unmittelbar miteinander in Konkurrenz: 
Werden „zu viele“ Mietschuldenübernahmen oder 
andere Transferleistungen bewilligt, droht der Stel-
lenabbau innerhalb des Bezirksamtes. Die Interessen 

steigt der 
KostendrucK für 
die BeZirKe, wird die 
BewilligungspraXis 
repressiVer.
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se von Personen in Wohnungsnotsituationen, die auf 
staatliche Leistungen angewiesen sind, stehen sich an 
diesem Punkt diametral gegenüber.

Diese in allen Bezirken beobachtbare Abwärts-
spirale wirkt sich je nach Zuspitzung der Lage und 
dementsprechender finanzieller Belastung der Be-
zirkshaushalte auf das Handeln von Bezirksamtsmit-
arbeiter*innen aus. Dort, wo es mehr Wohnungslose, 
mehr Anträge auf Mietentschuldung und mehr Unter-
bringungsbedarf gibt, steigt der Kostendruck und wird 
auch die Bewilligungspraxis in der Regel repressiver. 
Ein Beispiel für die Auswirkungen des Spardrucks ist 
die Aussage der Bezirksamtsmitarbeiterin aus Mitte 
zu restriktiven Bewilligungsvorgaben der Leistungs-
stelle bei Mietschuldenübernahmen im SGB-XII-Be-
reich. Auch in anderen Bezirksämtern sowie in den 
Jobcentern neigen Mitarbeiter*innen dazu, Mietschul-
denübernahmen als „Kann-Leistung“ zu betrachten, 
statt wie gesetzlich vorgesehen als „Soll-Bestimmung“ 
(W/B)6 : In der Regel sind Mietschuldenübernahme-
anträge zur Abwendung eines Wohnungsverlustes 
zu bewilligen (§22.8 SGB II; §36 SGB XII) – in der 
Praxis wurden in den Jahren 2007 bis 2013 jedoch in 
Berlin durchschnittlich rund 47 Prozent der Anträge 
abgelehnt (siehe Kapitel 3).

Auch das in Neukölln faktisch geltende Kostenli-
mit von 25 Euro pro Person und Nacht für Unterbrin-

gungen ist der knappen 
Bezirkskasse geschul-
det. Zu diesem Preis ist 
laut Träger und eines 
von Räumung Betroffe-
nen (FT/NK, ZB/NK) 
besonders zu bestimm-
ten Jahreszeiten und 
Saisons kaum eine Pen-
sion zu finden. Durch 
das Abwälzen der Un-
terbringungssuche auf 
die Wohnungslosen 
wird damit die gesetz-
liche Verpflichtung zur 
Unterbringung durch 
das Bezirksamt verletzt. 
Auch die Tatsache, dass 
die Einstellung eines 
Sozialarbeiters als Er-
gänzung zum Team 

aus Sachbearbeiter*innen der Neuköllner Sozialen 
Wohnhilfe im Jahr 2012 zu einer massiven Ausgaben-
reduktion im Bereich der 67er-Maßnahmen geführt 

hat, kann im Kontext von steigendem Kostendruck 
gesehen werden. 

Es ist plausibel anzunehmen, dass auch weitere 
Instrumente des Hilfesystems nicht genutzt werden, 
weil sie zu kostspielig sind. So könnte bei dem von 
allen Seiten anerkannten angespannten Wohnungs-
markt durchaus die volle KdU-Zahlung durch das 
Jobcenter angewiesen werden, wenn die ALG-II-Be-
zieher*innen nachweisen, dass sie sich erfolglos um 
die Wohnungssuche bemüht haben. Auch die Be-
schlagnahmung von Wohnungen in Fällen drohender 
Zwangsräumung könnte in vielen Fällen helfen. Offen-
sichtlich scheuen die Bezirksämter hier das juristische 
Risiko, denn eine Beschlagnahme gegen den Willen 
der Eigentümer*innen erfordert im Klagefall den 
Nachweis, dass tatsächlich kein Hotel, keine Sporthal-
le oder ähnliches zur Verfügung gestanden hat, um die 
betreffenden Personen nach ASOG unterzubringen. 
Beschlagnahmungen von Wohnungen zur Abwehr 
von Zwangsräumungen werden daher berlinweit seit 
Jahren überhaupt nicht mehr durchgeführt (W/B).

Auch bei den Freien Trägern führen Vermarktli-
chung und Konkurrenz zu negativen Konsequenzen 
für Betroffene von Zwangsräumungen und Wohnungs-
losigkeit. Ohnehin stehen die Träger als Anbieter von 
Maßnahmen nach §67 untereinander im Wettbewerb 
um Klient*innen mit den „richtigen“ Merkmalen, d. h. 
diejenigen, welche die höchsten Kostenübernahmen 
rechtfertigen. Mitarbeiter*innen erhalten in einigen 
Fällen sogar Prämien pro vermittelter bezirklicher 
Kostenübernahme (BA/T-S). Die Betreuungsqualität 
leidet unter prekären Arbeitsbedingungen der Träger, 
„die mit Kopfpauschalen und sowas arbeiten“ – „da 
ist dann auch die Arbeit einfach schlecht“ (BA/MT). 
Diese Marktsituation im Bereich der Wohnungsnot-
fallhilfe beschreibt ein Bezirksamtsmitarbeiter als 
„nicht so ganz ohne, aber das ist so gewollt“ (BA/NK).

Der Sparzwang in den Sozialen Wohnhilfen ver-
stärkt diese Situation weiter. So kritisieren Mitarbei-
ter*innen Freier Träger die Bezirksämter, willkürlich 
und ohne sozialpädagogische Fachkenntnis über 
die (Nicht-)Bewilligung von Kostenübernahmen zu 
entscheiden (FT/NK). Sie würden Personen in Woh-
nungsnotlagen ständig auffordern, zu Terminen im 
Bezirksamt zu erscheinen, „wo dann der Hilfebedarf 
in Frage gestellt wird“ (FT/MT). Der Kostendruck in 
den Sozialen Wohnhilfen werde an die Träger weiter-
gegeben, indem versucht werde, bei §67er-Maßnah-
men zu sparen (FT/MT), sodass Leistungsberechtigte 
letztlich keine Unterstützung erhielten.

 

6 Im Rahmen des Forschungsprojektes wurde ein Hintergrundge-

spräch mit Prof. Dr. Susanne Gerull von der Alice Salomon Hoch-

schule Berlin geführt, die bereits seit vielen Jahren Forschungen 

im Bereich Wohnungs- und Obdachlosigkeit betreibt und selbst 

viele Jahre in der Sozialen Wohnhilfe in Mitte gearbeitet hat.
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diskriminierung und creaming

Kostendruck, (personelle) Überforderung, steigende 
Nachfrage und immer komplexere Anforderungen 
lassen in allen Sozialen Wohnhilfen eine verstärkte 
Auswahl und -sortierung unter Personen in Woh-
nungsnotsituationen „notwendig“ erscheinen. Eine 
für alle gleichwertige, umfassende Beratung zu und 
Vermittlung von Unterstützungsoptionen ist unter 
den gegebenen Bedingungen schlicht nicht zu leisten. 
Mitarbeiter*innen von Sozialen Wohnhilfen werden 
so zu Gatekeeper*innen beim Zugang zu staatlichen 
Leistungen und wählen beständig nach individuellen, 
teilweise willkürlichen Kriterien Personen(gruppen) 
aus, denen sie Hilfeleistungen bzw. -stellung gewäh-
ren oder eben nicht.

Am offensichtlichsten sind die steigende Konkur-
renz und die Aussortierungsprozesse im Bereich des 
Geschützten Marktsegments abzulesen. Durch die 
vom Bezirk zu erbringende Bürgschaft für den Fall 
entstehender Mietrückstände verhalten sich die So-
zialarbeiter*innen in den Sozialen Wohnhilfen selbst 
wie Vermieter*innen: Schlägt eine von ihnen getroffe-
ne Sozialprognose fehl und es laufen in einer Markt-
segment-Wohnung Mietrückstände auf, hat dies ne-
gative Konsequenzen für den Bezirkshaushalt. Um 
mit steigenden Kosten verbundene „Fehlschläge“ zu 
vermeiden, bilden sich in Zeiten knapper Haushalts-
kassen absurde Aussortierungsmechanismen heraus. 
Ein Beispiel sind die forcierten mehrmaligen Vorspra-

chen zum „Testen“ der M-Schein-Berechtigten im 
Bezirksamt Mitte. Zusätzlich wirken teilweise rassisti-
sche und klassistische „Präferenzen“ von Wohnungs-
baugesellschaften, die Wohnungen im Geschützten 
Marktsegment anbieten. Anwärter*innen auf Markt-
segmentwohnungen konkurrieren daher immer stär-
ker untereinander und nutzen in dieser Konstellation 
bei allen Akteur*innen und Institutionen des Hilfesys-
tems ihre verbliebenen Möglichkeiten, um sich nach 
„unten“ abzugrenzen. So berichtet eine Betroffene 
von Zwangsräumung aus Steglitz:7

 „Man hat uns eigentlich in der Beziehung [ge-
meint ist das Geschützte Marktsegment, Anm. 
d. Verf.] ganz bevorzugt behandelt. Manche 
warten da ja Monate und Jahre drauf. Aber ich 
denke mir auch, weil wir ja nicht irgendwelche, 
so‘n sehr negativen sozialen Hintergrund ha-
ben. Es wurde eben sehr drauf Wert gelegt, dass 
wir keine Alkoholiker sind, dass wir keine, weiß 

7 Die Person wurde interviewt, weil sie angab, vor ihrer Zwangs-

räumung in Tempelhof-Schöneberg gelebt zu haben. Bei einer 

genauen Recherche der Adresse stellte sich allerdings heraus, 

dass ihre ehemalige Wohnung im Bezirk Steglitz-Zehlendorf 

liegt. Ihre Aussagen sind daher nicht in das Bezirksprofil Tem-

pelhof-Schöneberg eingeflossen, werden aber an dieser Stelle 

zur Illustration einer in allen untersuchten Bezirken benannten 

Problematik herangezogen.
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78 79ich nicht, aus dem Gefängnis Entlassene oder 
sowas sind.“ (ZB/ST) 

Gerade letztgenannte, auf dem Wohnungsmarkt be-
sonders diskriminierte Personengruppen, für die das 
Geschützte Marktsegment ursprünglich eingerichtet 
wurde, werden von den Sozialen Wohnhilfen bei der 
M-Schein-Vergabe benachteiligt. Sie müssen anschlie-
ßend bei den Wohnungsbaugesellschaften mit ande-
ren Personen, die dringend eine Wohnung benötigen 
und u. U. aber als „sozial verträglicher“ gelten, konkur-

rieren. Die zwangsgeräumte 
Person aus Steglitz sprach 
beispielsweise im Wissen um 
ihren Vorteil bei der Auswahl 
von Mieter*innen für Markt-
segmentwohnungen nach 
M-Schein-Erhalt selbst bei 
Wohnungsbaugesellschaften 
vor, damit die potentiellen 
Vermieter*innen den Ein-
druck erhielten, dass sie und 
ihr Partner „vom Erschei-
nungsbild und von der Aus-

drucksweise her [...] keine Asozialen“ seien (ZB/ST). 
Sie konnte sich schließlich zwischen mehreren Ange-
boten entscheiden und hatte mit ihrer Strategie bereits 
nach vier Wochen Erfolg, während andere bis zu zwei 
Jahren auf eine Marktsegmentwohnung warten.

Durch Sparzwang und fehlende Ressourcen 
entwickelt sich eine Logik des Hilfesystems, die die 
eigentliche Logik von Auffangsystemen ins Gegenteil 
verkehrt. Statt davon auszugehen, dass unterstüt-
zungsbedürftigen Menschen grundsätzlich immer 
Hilfe gewährt wird, gilt die Devise: „Es ist nichts zum 
Verteilen da, Ausnahmen von dieser Regel sind al-
lerdings möglich.“ Wer von einer solchen Ausnahme 
profitiert, wird mal mehr und mal weniger strukturiert 
geregelt. Eine strukturierte Regelung ist etwa die Vor-
gabe, ältere sowie Haushalte mit Kindern gesondert 
anzusprechen. In nicht strukturierten Bereichen rich-
tet sich die Bewilligung komplett nach den persönli-
chen Kriterien der Bezirksamtsmitarbeiter*innen.

institutionelle Verantwortungslosigkeit  
und aktivierung der räumungsbetroffenen

Menschen in Wohnungsnotsituationen, für die Mitar-
beiter*innen nichts tun können oder wollen, werden 
oftmals recht willkürlich an andere Stellen verwiesen. 
Insbesondere in Mitte ist das Hin- und Herschieben 
von Verantwortung zwischen Behörden und Freien 
Trägern ausgeprägt (FT/MT; BA/MT). Aber auch in 
anderen Bezirken sind Querelen darum, wer nun für 
Menschen in Wohnungsnotsituationen zuständig ist, 
an der Tagesordnung (BA/LB; FT/NK). Das Fehlen 
von klaren Zuständigkeitsbereichen und Kompe-
tenzen geht in der Regel zu Lasten von Zwangsräu-
mungsbedrohten, denn in ihrer Situation muss es 
schnell gehen. Die gesetzlichen Fristen zur Abwen-

dung einer Räumung warten nicht auf bezirkliche Zu-
ständigkeitsklärungen.

Zur Praxis der Verantwortungsverschiebung in 
Folge neoliberaler Sparzwänge gehört auch, dass im-
mer mehr Menschen mit psychischen Erkrankungen 
bei den Sozialen Wohnhilfen landen, obwohl ihnen 
eigentlich die sehr viel engere und umfassendere Be-
treuung der Hilfe für Menschen mit Behinderungen 
(Maßnahmen der Eingliederungshilfe nach §53 SGB 
XII) zustehen. Da diese Betreuungsformen viel teurer 
sind als Maßnahmen nach §67 SGB XII, werden die 
Betreffenden oft gedrängt, beim Amt anzugeben, sie 
würden lieber eine 67er-Maßnahme der Wohnungs-
notfallhilfe nutzen, als eine Eingliederungshilfe zu 
beantragen (W/B). 

Dort, wo die „Professionellen“ der Wohnungs-
notfallhilfe selbst die Grenzen ihres Handelns spüren 
und niemand anderes „einspringen“ kann, wird oft-
mals von den Menschen in Wohnungsnotsituationen 
verlangt, eigeninitiativ tätig zu werden. Dieses Mitwir-
kungsparadigma ähnelt dem Prinzip des „Förderns 
und Forderns“ im Bereich der Arbeitsmarktpolitik. 
Exemplarisch dafür geben wir hier die Aussagen einer 
Bezirksamtsmitarbeiterin in Lichtenberg wieder. Sie 
lastet Mieter*innen in Wohnungsnotsituationen an, 
„dass sie nicht das Gefühl der Verantwortlichkeit für 
die Wohnung haben, dass die Wohnung nun was ganz 
Wichtiges ist, für das man auch was tun muss.“ (BA/
LB). Sie begrüßt zugleich, dass sich viele Zwangsge-
räumte selbst helfen, indem sie Unterschlupf bei der 
Familie finden statt in ein ASOG-Wohnheim zu gehen. 
In Tempelhof-Schöneberg hebt der Bezirksamtsmit-
arbeiter positiv hervor, dass Mieter*innen heutzutage 
allgemein „sensibilisiert“ seien für die Situation auf 
dem Wohnungsmarkt und besser aufpassen würden, 
weil die Problematik, nach einer Wohnungskündigung 
eine neue Wohnung zu finden, mittlerweile allgemein 
bekannt sei (BA/T-S). In Mitte verweist die Mitarbeite-
rin hingegen auf Sparvorgaben aus der Leistungsstelle, 
die eine Aufforderung zur Selbsthilfe an die Menschen 
in Wohnungsnotlagen erfordern (BA/MT). 

Der sozialpädagogische Grundsatz, Hilfe zur 
Selbsthilfe zu fördern, bedeutet bei behördlicher 
Überforderung und nicht ausreichenden Kapazitäten 
oftmals, dass Menschen in Notsituationen für selbst 
verantwortlich erklärt und alleine gelassen werden.

das Jobcenter als räumungsverursacher 

In allen Bezirken werden Mietschulden, daraus re-
sultierende Kündigungen, erzwungene Umzüge und 
Zwangsräumungen durch die Jobcenter verursacht. 
Es lassen sich drei Gruppen von Ursachen für durch 
das Jobcenter ausgelöste Mietrückstände bzw. Kündi-
gungen finden: 

/// Erstens führt die repressive Auslegung von 
„Angemessenheitsgrenzen“ angesichts stadt-
weit steigender Mieten und einer drastisch ein-
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geschränkten Verfügbarkeit „angemessener“ 
Wohnungen zur Produktion von Mietrückstän-
den bei ALG-II-Bezieher*innen.

/// Zweitens wird flächendeckend die (Weiter-)Be-
willigung von Leistungen verzögert und es „pas-
sieren“ regelmäßig Fehler bei der Bearbeitung 
von Änderungen, die keine oder eine verspätete 
Mietzahlung nach sich ziehen.

/// Drittens entstehen durch Sanktionen des Job-
centers Mietrückstände. So können bei unter 
25-Jährigen bis zu 100 Prozent der Leistungen 
gestrichen werden (inklusive Nicht-Zahlung der 
Kosten der Unterkunft).

Hinzu kommt die Überforderung des Jobcenters 
bei prekären Beschäftigungsverhältnissen ihrer 
„Kund*innen“. Eine Interviewpartnerin berichtet von 
Wohnungskündigungen, die mit unregelmäßigen 
Mietzahlungen begründet werden. Ein Grund für die 
verspäteten Mietzahlungen ist dabei, dass die Wechsel 
zwischen entlohnter Beschäftigung und Nichtbeschäf-
tigung sowie zwischen selbständiger und nicht-selb-
ständiger Tätigkeit von den Jobcentern häufig nicht 
zeitnah verbucht werden und sich Verzögerungen in 
der Zahlung von Transferleistungen und KdU erge-
ben (FT/MT). In diesem Falle ist die prekäre Beschäf-
tigungssituation sicherlich der eigentliche Grund für 
Armut und damit für die Schwierigkeiten, die Miete 
regelmäßig zu zahlen. Da Transferleistungen eigent-
lich genau zur Beendigung solch unsicherer Lebensla-
gen beitragen sollen, können diese Ursachen von Räu-
mungsklagen auch als Fehlleistungen der Jobcenter 
gedeutet werden.

Repressive Auslegung von
„Angemessenheitsgrenzen“

Interviewpartner*innen in den Sozialen Wohnhilfen 
berichten, dass sie bei der Gewährung von Hilfen vor 
allem durch die „Angemessenheitsgrenzen“ sowie die 
mehr oder weniger repressive Auslegung der örtlichen 
Jobcenter in ihrem Gestaltungsspielraum beschränkt 
werden (BA/T-S; BA/MT; BA/NK; BA/LB). Auch die 
Freien Träger beklagen, dass effektive Hilfe bei Mie-
trückständen durch die Jobcenter verhindert wird: 
„Wo wir nichts machen können, ist, wenn Behörden 
nicht mitspielen. Z. B. wenn Mieten nicht anerkannt 
werden, jetzt im Jobcenter zum Beispiel.“ (FT/B3) 
Eine Mitarbeiterin eines berlinweit aktiven Trägers 
formuliert sogar zugespitzt, dass das Jobcenter die 
Mieten in Berlin nach oben treibe. Das Jobcenter er-
zwinge Umzüge, da die „Angemessenheitsgrenzen“ 
für die KdU den aktuell auf dem Wohnungsmarkt ver-
langten Mieten nicht entsprechen; diese erzwungenen 
Umzüge führten in der Folge zu Mietsteigerungen, da 
die freigewordenen Wohnungen in der Regel teurer 
neu vermietet würden (FT/B2).

Eine Überschreitung der „Angemessenheitsgrenzen“ 
wird nur im Einzelfall gewährt, wenn besondere sozi-
ale Härten vorliegen. Ob solche Ausnahmen von der 
Regel möglich sind, hängt vor allem davon ab, ob das 
Bezirksamt den Gestaltungswillen bzw. die Kapazitä-
ten für eine solche Intervention hat und wenn ja, ob 
es diese Ausnahmen gegenüber dem Jobcenter durch-
setzen kann. 

Die Sozialen Wohnhilfen in Tempelhof-Schöneberg 
und Lichtenberg versuchen solche Ausnahmen z. B. 
über den Nachweis einer besonderen individuellen 
Betroffenheit der unmittelbar von Zwangsräumung 
bedrohten Personen durchzusetzen (BA/T-S; BA/LB). 
In Neukölln hingegen werden keine diesbezüglichen 
Bemühungen unternommen (BA/NK). Auch wird die 
Möglichkeit, „Deals“ mit Vermieter*innen abzuschlie-
ßen, um beispielsweise eine kleinere, innerhalb der 
Bemessungsgrenzen liegende Wohnung gegen die 
aktuell bewohnte zu tauschen, von Bezirksamt und 
Jobcenter nicht ausgeschöpft: „In Neukölln ist die Zu-
sammenarbeit ... ich glaube, da haben die noch nichts 
von gehört, dass man das so machen könnte.“ (FT/B3). 

In Neukölln – also dort, 
wo das Jobcenter am meisten 
Befugnisse und den größten 
Spielraum hat – werden die 
wenigsten Anträge auf Miet-
schuldenübernahme bewil-
ligt. Im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben übt die Soziale 
Wohnhilfe eine minimale Kon-
trolle über das Jobcenter aus, 
die in der Praxis kaum Aus-
wirkungen hat. Entsprechend 
wird die Situation von Perso-
nen in Wohnungsnotsituati-
onen in Neukölln von vielen 
Interviewpartner*innen als 
extrem prekär und die Funktion des Hilfesystems als 
besonders defizitär beschrieben (BA/LB; FT/NK; FT/
B3). Demgegenüber wird Tempelhof-Schöneberg 
häufig als Positivbeispiel herangezogen (FT/MT; FT/
NK; FT/B3). Die weitreichende Weisungsbefugnis 
und -praxis der Sozialen Wohnhilfe sowie die interne 
Struktur des Jobcenters führen offenbar dazu, dass es 
zumindest in der Wahrnehmung der Interviewpart-
ner*innen weniger Verzögerungen bei der Bewilligung 
von Transferleistungen gibt.

Klagen gegen ihre repressive und häufig falsche 
Auslegung der gesetzlichen Vorschriften müssen die 
Jobcenter meist nicht fürchten, denn für die dabei ent-
stehenden zusätzlichen Kosten und Mühen haben die 
Leistungsbezieher*innen oftmals keine Ressourcen. 
Zudem sichert auch eine nachträgliche richterlich an-
geordnete Zahlung durch das Jobcenter meist ohne-
hin nicht den Erhalt der Wohnung (FT/MT; FT/NK).
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Systematische Fehler und Verschleppung
in der Bearbeitung

Interviewpartner*innen aus allen untersuchten Bezir-
ken bis auf Tempelhof-Schöneberg sowie Mitarbei-
ter*innen von zentralen Beratungsstellen berichten 
von Mieter*innen, deren Wohnungsverträge gekün-
digt werden, weil die Jobcenter zu lange brauchen, um 
über Anträge ihrer „Kund*innen“ zu entscheiden (FT/
B4; FT/LB; FT/MT; FT/NK). Dies gilt sowohl für erst-
malige Anträge auf Zahlung von ALG-II als auch für 
Weiterbewilligungs- und Mietschuldenübernahme-
anträge. Durch die enorm langen Bearbeitungszeiten 
werden Mietzahlungen durch das Jobcenter zu spät 

geleistet, in vielen 
Fällen deutlich über 
die kündigungsrele-
vanten ein bis zwei 
Monate hinaus. Auch 
haben es Freie Träger 
und Soziale Wohnhil-
fen oft mit Kündigun-
gen zu tun, die aus-
gesprochen wurden, 
weil Vermieter*innen 

das Konto gewechselt haben und das zuständige Job-
center nicht in der Lage ist, die Umstellung der Miet-
zahlungen auf das neue Konto binnen zweier Monate 
vorzunehmen (FT/B3). Weiterhin kommt es vor, dass 
Jobcenter Mietzahlungen auf Pfändungskonten von 
Personen in Wohnungsnotsituationen überweisen, 
wodurch Mietzahlungen gepfändet werden und damit 
verloren sind (FT/LB). Personen, die nicht kurzfristig 

Geld bei Kreditinstituten, bei Freund*innen oder im 
Bekanntenkreis leihen können und diejenigen, deren 
Miete direkt an die Vermieter*innen überwiesen wird, 
werden in solchen Fällen direkt in die Kündigung ge-
drängt. Auch Personen, die einen Antrag auf ALG-II 
gestellt haben, in finanzieller Bedrängnis stehen und 
Monate auf die Bewilligung warten müssen, häufen in 
dieser Konstellation oft Mietrückstände an, die eine 
Kündigung und in der Folge die Zwangsräumung be-
gründen. 

Sanktionen

Sanktionen durch das Jobcenter sind ein weiterer 
Grund für die Entstehung von Mietrückständen. Vom 
ohnehin für die meisten zu niedrigen ALG-II-Regel-
satz bleibt im Sanktionsfall noch weniger Geld für die 
Miete bzw. andere lebenswichtige Ausgaben (FT/B1). 
Bei 100-Prozent-Sanktionen werden Leistungsbezie-
her*innen unter 25 Jahren sogar explizit die Mietzah-
lungen entzogen, etwa, weil sie mehrfach Termine 
im Jobcenter nicht eingehalten oder die Aufnahme 
einer vom Jobcenter verordneten Tätigkeit abgelehnt 
haben. Durch die 100-Prozent-Sanktionen werde, so 
eine Mitarbeiterin eines Freien Trägers, „Wohnungs-
losigkeit produziert“ (FT/T-S).

Das Wissen um die Tatsache, dass die Jobcen-
ter Probleme im Bereich Wohnungsnotsituationen 
überhaupt erst entstehen lassen, führt dazu, dass 
Mitarbeiter*innen von Freien Trägern sowie von den 
Forderungsmanagement-Abteilungen der beiden in-
terviewten städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
ihre Zielgruppe bei Gängen zum Jobcenter begleiten. 
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Dies sei nötig, um deren Ansprüche gegenüber der 
staatlichen Einrichtung durchzusetzen:

„Wenn Sozialarbeiter die Klienten begleiten, 
funktioniert es i.d.R. besser, als wenn der Klient 
alleine hingeht, selbst wenn er fit ist. Die Leute 
müssen auf einen Jobcenter-Besuch gut vorbe-
reitet werden.“ (FT/LB)

Ohne diese „gute Vorbereitung“ gehen Termine für 
Personen in Wohnungsnotsituationen in der Regel 
unvorteilhaft für sie aus. Aber auch die Mitarbeiter*in-
nen von Trägern erleben oftmals, dass sie bei den 
Jobcentern auf Ablehnung stoßen und oft nachhaken 
müssen, um zu erreichen, dass Fälle rechtzeitig bzw. 
überhaupt bearbeitet werden (ebd.; FT/MT; FT/T-S; 
FT/NK). 

Die repressive Auslegung der Bemessungsgren-
zen, die Verschleppung der Bearbeitung und auch die 
Praxis der Sanktionen zeigen, dass die Jobcenter im 
Bereich der Wohnungsnotsituationen und insbeson-
dere in Bezug auf Zwangsräumungen als Teil des Pro-
blems anstatt als Teil der Lösung anzusehen sind. Der 
Sozialstaat ist an dieser Stelle aktiver Bestandteil des 
fortschreitenden Verdrängungsprozesses und fördert 
beispielsweise in Neukölln den beschleunigten Bevöl-
kerungsaustausch durch die großflächige Verweige-
rung von Hilfeleistungen für Zwangsräumungsbetrof-
fene. Gleichzeitig ist er verantwortlich für zahlreiche 
Kündigungen und Räumungen. 

mangelnde reaktion auf veränderten  
wohnungsmarkt und Verdrängungsdruck

In allen Bezirken thematisieren die Interviewpart-
ner*innen eine hohe Dynamik am Wohnungsmarkt, 
wodurch sich die Probleme mit Zwangsräumungen 
verschärfen und gleichzeitig Lösungsmöglichkeiten 
für die Wohnungslosenhilfe eingeschränkt werden. 
Der Druck der Vermieter*innen, profitabler zu vermie-
ten, nehme zu:

„Man ist nicht mehr auf die Mieter angewiesen 
glaub ich, als Hausverwaltung. Man kriegt ja 
neue. Ich denke schon, dass das ’ne Rolle spielt. 
Wenn man Wohnungen neu vermietet, gibt’s ja 
jetzt ’nen sehr großen Spielraum nach oben, was 
die Nettokaltmiete angeht.“ (FT/B3)

Dies gelte auch für landeseigene Wohnungsbaugesell-
schaften: 

„Es gibt eine Wohnungsbaugesellschaft, bei der 
ich zunehmend das Gefühl habe, die wollen ihre 
komplette Mieterschaft austauschen, das ist 
die degewo. [...] Die haben keinen Willen mehr, 
Mietverträge fortzusetzen, auch nicht, wenn wir 
die Mietzahlung absichern [...] und diese Anwei-
sungen kommen von ganz oben.“ (BA/MT)

Hinzu kommt, dass zuvor teilweise erfolgreich prakti-
zierte Maßnahmen des Hilfesystems durch den Druck 
des Wohnungsmarktes wirkungslos werden. So sei es 
heutzutage auf dem „freien Markt“ nahezu unmög-
lich, Personen mit Schufa-Eintrag und ohne aktuelle 

Mietschuldenfreiheitsbescheinigung mit Wohnraum 
zu versorgen: 

„Mit unsern Klienten braucht man nicht bei Im-
mobilienscout im Internet gucken, man braucht 
sich auch nicht die Wohnungen von den Websi-
tes angucken, [...] man muss halt wirklich hinge-
hen, man muss sich vorstellen, manchmal muss 
man auch wirklich öfter hingehen und sich vor-
stellen und immer wieder nachfragen.“ (FT/LB) 

Jedoch sind die (landeseigenen) Wohnungsbauge-
sellschaften in Anbetracht der aktuellen Marktlage 
und der damit verbundenen Ertragserwartung auch 
bei persönlicher Vorsprache immer weniger bereit, 
reguläre Wohnungen an Personen mit Mietrückstän-
den oder Schufa-Einträgen zu vermieten (LW2). Ein 
Beispiel gibt eine Mitarbeiterin eines Freien Trägers in 
Neukölln:

„Stadt&Land hat eine ziemlich klare Einstellung 
dazu, wen sie als Mieter nehmen, nämlich je-
manden, der ’ne saubere Schufa hat und keine 
Mietschulden. Das trifft auf den großen Teil un-
serer Klienten nicht zu.“ (FT/NK)

Wohnungsbaugesellschaften verweisen bei Woh-
nungsanwärter*innen mit Schufa-Einträgen stattdes-
sen gewöhnlich auf das Geschützte Marktsegment 
(ebd.; FT/LB; FT/T-S)

Mit den 1.115 berlinweit abgeschlossenen Miet-
verträgen ist dieses Instrument nicht ansatzweise in 
der Lage, die Masse an Wohnungssuchenden mit Mie-
trückständen und/oder Schufa-Einträgen mit Wohn-
raum zu versorgen (FT/NK, FT/B1). Die Mitarbeiterin 
eines Freien Trägers drückt daher salopp aus: „Naja, 
der M-Schein ist ja sowieso für die Katz. Wer kriegt 
schon ’ne M-Schein-Wohnung?“ (FT/MT). Selbst bei 
der Vergabe von Woh-
nungen im Geschütz-
ten Marktsegment 
„wird absurderweise 
nach Einkommen 
etc. gefragt, obwohl 
Menschen, die Ge-
halt haben, keine 
Räumungsklage ha-
ben usw. gar keine 
M-Schein-Wohnung 
zu[steht].“ (ebd.). 
Durch den „Run“ auf 
Wohnungen im Ge-
schützten Marktseg-
ment können sich die 
Vermieter*innen mit 
ihren Interessen in 
diesem Bereich zudem entlang verschiedener Diskri-
minierungskategorien ungehindert durchsetzen. 

Besonders absurd mutet das Instrument Ge-
schütztes Marktsegment bei Zwangsräumungen 
durch landeseigene Wohnungsbaugesellschaften an. 
Werden Mieter*innen bei ihnen zwangsgeräumt und 
wenden sie sich an die Soziale Wohnhilfe oder einen 
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sodass mietrücK-
stände entsteHen.

„die degewo Hat 
Keinen willen meHr, 
mietVerträge fortZu-
setZen, aucH nicHt, 
wenn wir die miet-
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[...] und diese anwei-
sungen Kommen 
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als erste Option das Geschützte Marktsegment in 
Erwägung gezogen, um eine neue Wohnung zu erlan-
gen. Wenn alles klappt, erhalten die Zwangsgeräum-
ten eine Wohnung aus den Marktsegment-Beständen, 
meist bei einer anderen landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaft. Abgesehen von einigen Wohnungen 
von großen privaten Wohnungsbaugesellschaften 
wie der ehemals kommunalen GSW, stellen die Lan-
deseigenen den größten Teil des Wohnungspools im 
Geschützten Marktsegment. 

Zur Veranschaulichung ein fiktives Beispiel: Die 
Landeseigene A lässt eine vierköpfige Familie in Mit-
te räumen, u. U. obwohl eine bezirkliche Mietschul-
denübernahme in Aussicht stand. Die Mieter*innen 
landen auf der Straße und müssen in einer ASOG-Un-
terkunft für 20 Euro pro Person und Nacht unter-
gebracht werden. Nach einigen Monaten erhalten 
sie schließlich eine Wohnung aus dem Geschützten 
Marktsegment der Landeseigenen B in Reinicken-
dorf. Die Wohnungsbaugesellschaften haben dabei 

ein gutes Geschäft gemacht: 
Während die Landeseigene 
A eine reguläre Wohnung in 
möglicherweise guter Lage 
leer bekommen hat, um sie 
teurer zu vermieten, kommt 
die Landeseigene B den ver-
einbarten Zielsetzungen im 
Geschützten Marktsegment 
näher, indem sie eine (min-
derwertige) Wohnung aus 
ihrem Marktsegment-Kon-
tingent anbietet. Die Kosten 

für das Manöver, das nach Aussagen von Intervie-
wpartner*innen durchaus keine Seltenheit ist (BA/LB; 
BA/MT; FT/MT), teilen sich je nach Einkommenssitu-
ation der Geräumten Staat und Zwangsgeräumte.

Die Versorgung mit Wohnraum nach einer 
Zwangsräumung mithilfe des Instruments „Träger-
wohnung“ ist aufgrund der Wohnungsmarktlage 
ebenfalls nur noch begrenzt möglich. Freie Träger 
finden selbst kaum noch Wohnungen, die sie an Woh-
nungslose oder von Wohnungslosigkeit Bedrohte 
weitervermieten können (FT/LB; BA/T-S, FT/B3). In 
einer Veröffentlichung des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes heißt es, die Träger seien zu „Immobiliens-
couts“ (Der Paritätische 2013: 5) geworden, die mit 
Hilfe von spezialisierten Makler*innen den Berliner 
Wohnungsmarkt „abgrasen“ (ebd.), um Wohnungen 
zu finden. Eine Mitarbeiterin eines berlinweit aktiven 
Freien Trägers beschreibt die Problematik dabei:

„Wir haben früher die Trägerwohnungen kon-
kret für bestimmte Klienten angemietet, mit 
dem Ziel, dass dieser die Wohnung später über-
nimmt, aber das machen die Hausverwaltungen 
nicht mehr mit, haben die nicht mehr nötig. Und 
das heißt, das sind jetzt Durchgangswohnun-
gen, [...] die mit hohen Kosten verbunden sind. 

Die Fluktuation ist für den Träger teurer wegen 
Versicherung, Renovierungen, möglichen Ne-
benkostenschulden usw. Dieses Instrument ist 
also auch kaum mehr nutzbar.“ (FT/B3) 

Ebenfalls problematisch stellt sich die Situation be-
züglich der Wohnheime dar. Nur als absolute Notlö-
sung und zur kurzfristigen Überbrückung gedacht, 
werden die Wohnheime zunehmend zum dauerhaf-
tem „Wohnsitz“ auch für Familien (FT/B2; BA/T-S). 
Die Schließung des Wohnungsmarktes für benachtei-
ligte Personengruppen bewirkt, dass „wenn man ein-
mal in einer ASOG-Unterkunft ist […] es sehr schwer 
[ist], wieder rauszukommen“ (FT/B1). Durch die ver-
längerte Verweildauer der Bewohner*innen verknappt 
sich wiederum das Angebot und die Plätze reichen 
in der Regel nicht aus. Paradoxerweise wird von den 
Sozialen Wohnhilfen und Freien Trägern als Antwort 
häufig auf Ferienwohnungen als alternative Unterbrin-
gungsoption zurückgegriffen: Zwar stellt dies für die 
Wohnungslosen in vielen Fällen eine erträglichere Lö-
sung als ein Zimmer in einem Wohnheim dar – gleich-
zeitig forciert diese Form der Unterbringung aber die 
Umwandlung von Wohnungen in Ferienwohnungen 
und trägt damit zur weiteren Verknappung von Wohn-
raum bei.

Als mittelfristiges Hilfeziel nach einer Zwangsräu-
mung galt lange Zeit das Anmieten einer regulären 
Wohnung jenseits von Marktsegment und Trägerwoh-
nungen. Ein solcher Wiedereinstieg in den „ersten 
Wohnungsmarkt“ wird heutzutage von den Institutio-
nen des Hilfesystems als kaum mehr möglich betrach-
tet. Hauptgrund sind die veränderten Vergabepraxen 
der Wohnungsunternehmen, die keine Mieter*innen 
mit Mietrückständen, Schufa-Einträgen oder Mel-
deadressen in Wohnheimen mehr akzeptieren (FT/
B1; BA/T-S; FT/NK). Dadurch stellt eine Zwangsräu-
mung zurzeit eine stärkere Zäsur im Leben der Betrof-
fenen als noch vor ein paar Jahren dar. Damals war es 
noch eher möglich, nach dem Verlust der Wohnung 
durch Räumung im Berliner Stadtgebiet eine Ersatz-
wohnung zu finden:

 „Unsere Aussage noch vor zwei Jahren zu un-
seren Klienten: ‚Kucken Sie in Spandau, kucken 
Sie in Marzahn-Hellersdorf und kucken Sie in 
Lichtenberg-Hohenschönhausen.‘ Brauch ich 
heute auch nicht mehr sagen, weil heute kann 
ich sagen: ‚Kuck dahin, wo die S-Bahn noch 
fährt, aber lass Potsdam-Mittelmark und Tel-
tow-Fläming weg, da kriegt er auch nichts, ist 
teuer. Kuckt in MOL und was weiß ich, OHV, wie 
auch immer die heißen.‘” (BA/T-S)

In Aufwertungsgebieten wie Neukölln und Mitte 
berichten Interviewpartner*innen aus bezirklichen 
Wohnhilfen und von Freien Trägern zudem von einer 
abnehmenden bis kaum mehr vorhandenen Bereit-
schaft von Eigentümer*innen, sich auf „Deals“ zur 
Verhinderung von Zwangsräumungen einzulassen 
(FT/NK; FT/MT; BA/MT). Die Ertragserwartungen 
bei einer Neuvermietung sind so hoch, dass eine Wei-
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terführung eines bestehenden Mietvertrages wenig 
attraktiv ist. Lieber nehmen Eigentümer*innen dafür 
die Zwangsräumung der Altmieter*innen mit Mie-
trückständen in Kauf, um im Anschluss die Wohnung 
erheblich teurer vermieten zu können.

scheitern als normalzustand 

Die Betrachtung der vorliegenden Zahlen und Daten 
sowie die Auswertung der Interviews in den vier un-
tersuchten Bezirken zeigen: Das Hilfesystem scheitert 
in weiten Teilen.

Den durch den enormen Wohnungsmarktdruck 
gestiegenen Interventionsbedarfen des Hilfesystems 
stehen nur noch eingeschränkte Handlungsmög-
lichkeiten gegenüber. Insbesondere die erhöhte 
Räumungsneigung von Vermieter*innen, die ausge-
prägten rassistischen und klassistischen Präferenzen 
bei der Vergabe von Wohnungen und der Wohnungs-
mangel vor allem im Bereich der leistbaren Mietpreise 
haben die Wirksamkeit der traditionellen Instrumente 
wie der Mietschuldenübernahme oder der Unterbrin-
gung von Haushalten in Wohnungsnotlagen deutlich 
eingeschränkt. 

Der veränderten Struktur von Wohnungsnot(la-
gen) und den gestiegenen Unterbringungsbedarfen 
stehen ein Sozialstaatsabbau und die Vermarktli-
chung des Hilfesystems gegenüber: Kürzungen und 
Spardruck aus den Leistungsstellen der Verwaltun-
gen sowie ein zum Teil daraus folgender hoher Kran-
kenstand führen zu einer Nichterfüllung der bezirkli-
chen Aufgaben der Institutionen des Hilfesystems. In 
der Konsequenz seien die Wohnhilfen „teilweise sel-
ber hilflose Helfer geworden“ (FT/B4). Die durch den 
Spardruck verstärkte Konkurrenz zwischen Personen 
in Wohnungsnotlagen um die knappen Hilfsangebote 
verstärkt die typischen Aussortierungsmechanismen, 
bei denen sich diejenigen eher durchsetzen, die auch 
auf dem regulären Markt die größeren Chancen hät-
ten. Analog zu den ausgeprägten Präferenzen der 
Vermieter*innen am „freien“ Wohnungsmarkt mit-
samt ihrer diskriminierenden Wirkung sind auch die 
Zugangsbarrieren im Hilfesystem ausgeprägter, wenn 
sich die Spielräume durch Haushaltssperren und 
bezirkliche Sparpolitik reduzieren. Angesichts der 
eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten und der 
wirkungslos gewordenen Instrumente fordern Mit-
arbeiter*innen der Sozialen Wohnhilfen verstärkt die 
Selbsthilfe von Mieter*innen in Notlagen ein. 

Darüber hinaus verstärken die Jobcenter die Ent-
stehung von Wohnungsnotlagen durch eine repressive 
Auslegung der „Angemessenheitsgrenzen“ der Miete, 
systematische Fehler, Verschleppung bei der Antrags-
bearbeitung und Sanktionen weiter. Sie sind in vielen 
Fällen direkt verantwortlich für durch Mietrückstände 
entstandene Kündigungen, erzwungene Umzüge und 
Zwangsräumungen. Wir sprechen daher von einer 
staatlichen Koproduktion bei der Entstehung von 
Wohnungslosigkeit. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Instrumente 
des Hilfesystems Wohnungslosigkeit auf die Bedin-
gungen eines entspannten Wohnungsmarktes aus-
gerichtet sind. Solange ein deutlicher Überschuss an 
Wohnungen besteht und das Geschäft mit den Woh-
nungen auch auf einkommensschwächere Mieter*in-
nen angewiesen ist, greifen die Angebote des Hilfesys-
tems. Insbesondere Mietschuldenübernahmen durch 
die Bezirke wurden noch vor einigen Jahren von vielen 
Vermieter*innen als willkom-
mene Kompensation des 
Ertragsverlustes angesehen 
und die Vergabe von Woh-
nungen an Freie Träger bot 
Alternativen zum drohenden 
Leerstand. 

Heute kann von einem 
entspannten Wohnungs-
markt aber nicht die Rede 
sein. Mit der Aussicht auf 
steigende Mieteinnahmen 
löst sich diese Übereinstimmung von immobilienwirt-
schaftlichen Bewirtschaftungsinteressen und den In-
strumenten des Hilfesystems auf. Eigentümer*innen 
setzen ihre Ertragserwartungen zunehmend nicht nur 
gegen Mieter*innen mit geringen Einkommen, son-
dern auch gegen das Hilfesystem durch. Unter den 
Bedingungen eines angespannten Wohnungsmarktes 
steigt die ökonomische Rationalität von Zwangsräu-
mungen und erzwungenen Umzügen. Dem hat das 
Hilfesystem nur wenig entgegenzusetzen und kann 
Menschen, die vor der Zwangsräumung stehen, kaum 
Angebote machen. Die aktuellen Entwicklungen in 
Berlin zeigen: Das Recht auf Wohnraum lässt sich mit 
den Instrumenten des Hilfesystems nur dort effektiv 
durchsetzen, wo es durch den Wohnungsmarkt nicht 
in Frage gestellt wird.
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einmal in einer 
asog-unterKunft 
ist, ist es seHr
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Von woHnungs-
losigKeit.



84 85

von schuld und scham: moralvorstellungen des hilfesystemsvon schuld und scham: moralvorstellungen des hilfesystems

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den gängigen Erklärungsmustern und
Einstellungen, die uns in den Gesprächen mit Mitarbeiter*innen der verschie-
denen Institutionen des Hilfesystems Wohnungslosigkeit begegnet sind.
Im Vordergrund stehen dabei die wiederkehrenden Muster der Beurteilung
von Zwangsräumungen und die Moralvorstellungen des Hifesystems.

Von scHuld 
und scHam: moral-
Vorstellungen 
des Hilfesystems

6 / 

d ie beschriebene Überforderung der bezirkli-
chen Hilfesysteme ist nicht nur ein strukturelles 

Problem, sondern prägt die Mitarbeiter*innen der 
Bezirksämter, Jobcenter und Freien Träger auch per-
sönlich. Jenseits der abstrakten Kenntnisse zur verän-
derten Wohnungsnot in Berlin verarbeiten sie die He-
rausforderungen des Hilfesystems sowie den täglichen 
Umgang mit den Schicksalen von Menschen in Woh-
nungsnotlagen auch in persönlichen Erklärungen und 
Einstellungen. Insbesondere vor dem Hintergrund der 
sehr eingeschränkten Möglichkeiten, Zwangsräumun-
gen zu verhindern und den Menschen in Wohnungs-
notlagen eine echte Hilfe zu bieten, entsteht sowohl für 
die Institutionen als auch für die Mitarbeiter*innen ein 
Rechtfertigungsdruck. Die Begründung des eigenen 
Handelns und der getroffenen Entscheidungen erfolgt 
dabei einerseits auf der formalen Ebene: „Sie sehen, 
dass wir uns strikt an das Gesetz halten.“ (JC/NK). 
Andererseits hat sie auch normative Aspekte, die das 
eigene Handeln als richtig, alternativlos und normal 
darstellen sollen (Fuchs-Heinritz 1994; Sandhu 2012): 

„Also es wird ihnen ganz viel entgegengekom-
men, aber ich muss bis zu einem gewissen Grad 
auch 'ne Mitwirkung haben und wenn ich abso-
lut nichts kriege ... [...] Ich muss ja irgendwann 
'ne Entscheidung finden.“ (BA/LB)

In einem auch von individuellen Entscheidungen und 
subjektiven Einschätzungen geprägten System der 
Hilfegewährung spielen die Vorstellungen über die 
vermeintlichen Ursachen und Verantwortlichkeiten 
sowie moralische Einschätzungen über als angemes-
sen oder unangemessen bewertete Forderungen eine 
zentrale Rolle. Nicht zuletzt prägen die in den Institu-

tionen des Hilfesystems gängigen Vorstellungen auch 
die Selbstwahrnehmung der in Wohnungsnot Gerate-
nen, die mit dem Hilfesystem in Kontakt kommen.
In unseren Interviews mit Mitarbeiter*innen im pro-
fessionellen Hilfesystem sowie mit Betroffenen von 
Zwangsräumungen haben wir wiederkehrende Mus-
ter der Beurteilung von Zwangsräumungen und der 
Menschen in Wohnungsnotlagen angetroffen. Diese 
Beurteilungen sind von Moralvorstellungen und Men-
schenbildern der eigenen, meist bürgerlichen Bio-
grafie der Mitarbeiter*innen im Hilfesystem geprägt 
(W/B). So ist das institutionelle Hilfesystem durchzo-
gen von einer Defizitorientierung sowie Abwertungen 
gegenüber Menschen in Wohnungsnotsituationen. In 
vielen Fällen äußerten sich Mitarbeiter*innen in abfäl-
liger Weise über ihre „Kund*innen“, „Klient*innen“ 
oder „Bürger*innen“. 

In der Auswertung der Interviews geht es weniger 
darum, einzelne Sichtweisen hervorzuheben, sondern 
aus der Summe der Antworten und den immer wie-
derkehrenden Argumentationsfiguren eine Form der 
institutionellen Erzählung herauszuarbeiten. Solche 
grundlegenden und oft tief verankerten Erklärungs-
muster in Institutionen haben einen überpersonellen 
Charakter und entfalten ihre Wirkung auch unabhän-
gig von den privaten Ansichten der Mitarbeiter*innen. 
Abseits von diesen institutionellen Narrativen haben 
wir in unserer Studie mit vielen engagierten im Hilfe-
system Beschäftigten gesprochen, die versuchen, Men-
schen in Wohnungsnotlagen möglichst umfangreich 
zu unterstützen. Auch ihr Frust über die strukturell be-
dingt eingeschränkten Handlungskompetenzen fließt 
in das institutionelle Narrativ des Hilfesystems ein.Fo
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Die wiederholt geäußerten Beurteilungen haben 
wir in vier Kategorien als Moralisierung der Hilfe, 
Tendenz zur Bevormundung, Sympathie für Vermie-
ter*innen und Formen der Stigmatisierung zusam-
mengefasst. Dabei bestehen Überschneidungen zwi-
schen den einzelnen Kategorien, da die geäußerten 
Argumentationsfiguren häufig nicht trennscharf von-
einander abgrenzbar sind. Als Querschnittsthemen 
aller Kategorien können die Defizitorientierung sowie 
diskriminierende Strukturen des Hilfesystems angese-
hen werden, da auf diese in nahezu allen Argumenta-
tions- und Beurteilungsmustern zurückgegriffen wird.

moralisierung der Hilfe:  
schuld, schulden und aktivierung

Im gesamten Hilfesystem werden die Ursachen für 
Wohnungsnotsituationen und drohende Zwangs-
räumungen auf eine persönliche Schuld der in Woh-
nungsnotlagen geratenen Personen zurückgeführt. 

Viele Mitarbeiter*innen des Hilfesystems sind 
eigentlich der Meinung „jemand, der bewusst sei-
ne Miete nicht zahlt, obwohl er könnte, […] ist nicht 
wirklich das Thema“ (BA/NK). Dennoch suchen viele 
Mitarbeiter*innen der Ämter und Freien Träger die 
Schuld für Mietrückstände, Räumungen und eine 
anschließende Wohnungslosigkeit bei den Menschen 
in Wohnungsnotlagen selbst. Ein Beispiel für diese 
Haltung formulierte eine Jobcentermitarbeiterin in 
Neukölln: 

„Sie dürfen nicht vergessen, dass die Schuld, die 
Mietschuld, nicht durch den Vermieter passiert 
ist, sondern durch den Mieter selber.” (JC/NK)

Mietrückstände können 
aus unterschiedlichen 
Gründen entstanden sein: 
Mietminderungen wer-
den vor Gericht als nicht 
begründet angesehen, 
Jobcenter versäumen die 
Zahlung der KdU, die Real- 
mieten liegen über den 
Bemessungsgrenzen etc.. 
Trotzdem betrachten die 
Mitarbeiter*innen die 
entstandenen Mietrück-
stände häufig als Folge 
falscher Prioritätenset-
zung bzw. „unwirtschaft-
lichen Verhaltens“ (BA/
LB) bei den betroffenen 
Menschen. So spricht ein 
Mitarbeiter der Sozialen 
Wohnhilfe Neukölln da-

von, dass „nicht immer das Geld dafür benutzt wird, 
wofür es eigentlich gedacht ist“ (BA/NK). Dass aber 
bei knappen Mitteln die unmittelbaren Bedürfnisse 

miteinander konkurrieren und zwangsläufig eine 
Priorisierung von Zahlungsverpflichtungen vorge-
nommen werden muss, sieht auch ein Mitarbeiter der 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft degewo bei 
näherer Überlegung ein: 

„Auch die […] Gewichtung Energieschulden 
zu Mietschulden, zahl ich erst mein Strom/Gas 
oder erst die Miete, ja? Wo man sagen kann, was 
nutzt mir ’ne bezahlte Gasrechnung, wenn ich 
keine Wohnung mehr habe? Andererseits, frie-
ren will auch keiner…“ (LW1)

Trotzdem stellen viele Mitarbeiter*innen, insbeson-
dere der Bezirksämter und Jobcenter, Mietrückstände 
als Folge einer „Zweckentfremdung“ der Mieten und 
KdU dar, denn die KdU sei eigentlich eine zweckbe-
stimmte Leistung. Eine Neuköllner Jobcenter-Mitar-
beiterin versteigt sich gar zu der Phantasie,

„hin und wieder mal die Prügelstrafe einzufüh-
ren, [für diejenigen], die die KdU bekommen ha-
ben, aber einfach zweckentfremdet angewendet 
haben" (JC/NK). 

Die Konzeption individueller Schuld wird von vielen 
Interviewten mit moralisch bewertenden Vorstel-
lungen von der Lebensführung der Menschen in 
Wohnungsnotlagen verbunden. So beschreibt eine 
Mitarbeiterin eines Bezirksamtes einen von ihr ange-
nommenen Zusammenhang zwischen dem Reisever-
halten und den Mietrückständen einer „Klientin“ und 
verbindet dies mit einer eigenen Beurteilung:

„[…] im Jahr drei Monate irgendwo hinfliegen 
und da in den drei Monaten die Miete … ganz 
ehrlich, da habe ich auch kein Verständnis für. 
Wo ich dann denke, sind ja irgendwo auch mei-
ne Steuergelder.“ (BA/MT)

Häufig werden solche Schuldzuweisungen auch mit 
rassistischen Stereotypen verknüpft und als „migran-
tisches“ und „kulturelles“ Phänomen dargestellt. So 
sprach ein degewo-Mitarbeiter davon, dass 

„bei migrantischen Kunden häufig… häufig hö-
ren wir, also, da melden sich dann die Kinder, 
die Eltern sind mal wieder in der Heimat, und 
da wird das Geld vom Jobcenter halt für Flüge 
oder Beerdigungen oder Hochzeiten, oder die 
Familien sind immer groß, ja und das Budget ist 
knapp, ja, da wird das Geld, was man vielleicht 
für die Miete bekommt auch mal anderweitig 
eingesetzt, das ist zwar kulturell nachvollziehbar, 
aber so isses eigentlich nicht gedacht, ja?“ (LW1)

Von dem im Berliner Hilfesystem fest verankerten Bild 
einer personalisierbaren Schuld hin zur Erwartung 
von individueller Verantwortung für die Bewältigung 
der Wohnungsnotlage ist es nur ein kleiner Schritt. 
Eine Mitarbeiterin der Sozialen Wohnhilfe Mitte 
spricht davon, dass sie bei einer vermeintlich selbst 
verschuldeten Wohnungsnotlage manchmal denke: 
„Ja sieh mal zu, wie du da wieder rauskommst“ (BA/
MT). Diese Kopplung von Schuld und Verantwortung 
stellt jedoch die gesamte Zielsetzung des Hilfesystems 
Wohnungslosigkeit in Frage. Aus Studien ist bekannt, 

oft erKennen die 
soZialarBeiter*
innen der woHn-
Hilfen psycHiscHe 
erKranKungen 
nicHt und fordern 
sogar ZusätZ-
licHe fleXiBilität 
und aKtiVität Von 
den HilfesucHen-
den ein.

dass Wohnungsnot und prekäre Lebenssituationen 
mit psychischen Erkrankungen wie Depressionen ein-
hergehen oder diese sogar ursächlich für die entstan-
dene Wohnungsnotsituation sein können (Brönner 
u.a. 2013; Nouvertné u.a. 2002). Dennoch erwarten 
viele Mitarbeiter*innen im Hilfesystem ein proaktives 
Auftreten der um Hilfe Suchenden. Obwohl die Mitar-
beiter*innen der Sozialen Wohnhilfen meist ausgebil-
dete Sozialarbeiter*innen sind, erkennen nicht alle die 
Zeichen psychischer Erkrankungen wie Depressionen 
und fordern von den Hilfesuchenden vielmehr noch 
mehr Flexibilität und Aktivität bei der Bewältigung 
der Wohnungsnotlage ein. 

paternalismus: 
Zwangsräumung als Hilfe

Während das institutionalisierte Hilfesystem auf der 
einen Seite tatsächliche psychische Erkrankungen 
wie Depressionen häufig nicht erkennt oder beachtet, 
pathologisiert und bevormundet es auf der anderen 
Seite Menschen in Wohnungsnotsituationen. So ver-
mittelten viele Mitarbeiter*innen in den Interviews 
ein Bild der Betroffenen, deren Situation sich durch 
eigene Passivität und vermeintlich fehlende Hand-
lungsfähigkeit stetig verschlechtere und aus der diese 
selbst keinen Ausweg finden könnten. Dafür stehen 
die in vielen Gesprächen vorgetragenen Erzählun-
gen von „säckeweise ungeöffneter Post im Flur“ (JC/
NK) oder „fehlender Mitwirkung“ (BA/LB) der Räu-
mungsbeklagten ebenso wie der häufige Verweis auf 
psychische Erkrankungen, Alkoholismus und sonstige 
schwerwiegende persönliche Probleme.

Diese Pathologisierung der Menschen in Woh-
nungsnotlagen kann wie die individuelle Schuldzu-
schreibung als hilfloser Versuch verstanden werden, 
eine rationale Erklärung für die alltäglich erlebten 
Situationen zu finden. Darüber hinaus legitimieren 
sie aber vor allem eines: Bevormundung. So sieht bei-
spielsweise ein Mitarbeiter der degewo die von ihm 
durchgesetzten Zwangsräumungen als einen Gnaden-
akt zur Rettung der geräumten Mieter*innen: 

„Es gibt auch Leute, für die ist ’ne Zwangsräumung 
auch gut, dass die mal... sozusagen... Na, wir finden 
da Wohnungen vor, von Messies, oder sonstwas, 
wo man sagt ‚höchste Zeit, dass da mal jemand 
vorbeigekommen ist und gesagt hat ‚hier muss 
sich mal was ändern‘... perspektivisch‘“. (LW1)

Auch eine Mitarbeiterin einer anderen landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft sieht sich in der Position, 
Mieter*innen „vor sich selbst schützen“ zu müssen, 
damit „nicht jemand 50 Prozent seines Gehalts für 
die Wohnung ausgibt“ (LW2) was in der Konsequenz 
bedeute, dass sie keine Mieter*innen mit geringen 
Einkommen akzeptieren. 

In mehreren unserer Interviews wurde das 
Motiv des „Messies“ oder der „Mietnomaden“ auf-

gegriffen, um Menschen in Wohnungsnotlagen zu 
beschreiben. Unabhängig vom Realitätsgehalt die-
ser Beschreibungen 
und der Häufigkeit 
solcher Erfahrungen 
hatten die Verweise in 
den Interviewsituati-
onen durchweg einen 
Rechtfertigungscha-
rakter. Wie es für die 
Legitimationsstrategie 
der Dramatisierung ty-
pisch ist, wurden auch 
von unseren Interview- 
partner*innen immer 
wieder Extrembeispie-
le zur generalisierten 
Begründung allgemei-
ner Arbeitsstrukturen und Handlungsweisen heran-
gezogen (van Leewen 2007). 

markttreue und sympathie 
für Vermieter*innen 

Viele Mitarbeiter*innen des institutionellen Hilfesys-
tems bewerten die aktuellen Wohnungsmarktdynami-
ken in Berlin kritisch und sehen steigende Mieten als 
eine Ursache für das Entstehen von Wohnungsnotla-
gen an. Trotzdem gehen viele in konkreten Wohnungs-
notsituationen von einer „legitimen“ Räumungsabsicht 
von Vermieter*innen aus. Diese vermeintliche Legiti-
mität der Räumungsabsicht beruft sich nicht nur auf 
einen formalen Räumungstitel oder Gerichtsbeschluss, 
sondern ergibt sich für 
die Mitarbeiter*innen 
aus der als normal ange-
nommenen Funktions-
weise des Wohnungs-
marktes. Aus dem nicht 
hinterfragten ökonomi-
schen Verwertungsinte-
resse von Vermieter*in-
nen leite sich schließlich 
das Recht ab, ihr Eigen-
tum gewinnbringend 
zu vermieten – so die 
Argumentation in eini-
gen unserer Interviews. 
Diese Position wird da-
bei nicht nur als gesell-
schaftliche Norm ge-
setzt, sondern mit einer 
personalisierten Ana-
logie verstärkt. So bat uns eine Mitarbeiterin im Inter-
view, uns kurz in die Lage eines älteren Eigentümers zu 
versetzen, „der seine Rente aufbessert, indem er seine 
Eigentumswohnung vermietet“. Dieser hätte natürlich 

„es giBt leute, für
die ist ’ne Zwangs-
räumung aucH gut, 
dass die mal… na,
wir finden da woH-
nungen Vor, Von
messies oder so, wo 
man sagt, ‚HöcHste 
Zeit, Hier muss sicH 
mal was ändern.‘“

„Hin und wieder
mal die prügel-
strafe einfüHren, 
für dieJenigen, die
die Kdu BeKommen, 
aBer einfacH
ZwecKentfremdet
angewendet HaBen.“
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„ein berechtigtes Interesse“ an den Mieterträgen (FT/
B3). Die Sympathie des Hilfesystems für Vermieter*in-
nen ist in einigen Fällen sogar stärker ausgeprägt als 
das Verständnis und Mitgefühl für die Mieter*innen in 
Wohnungsnotsituationen, welche die Unterstützung 
des Hilfesystems benötigen.

Zur Erinnerung: Aufgabe der bezirklichen Wohn-
hilfe ist es eigentlich, sich für den Erhalt der Wohnung 
einzusetzen und nicht, Erträge von vermeintlich in 
wirtschaftliche Not geratenen Eigentümer*innen si-
cherzustellen. Damit aber die paradoxe Denkfigur auf-
geht, werden die Vermieter*innen häufig ebenfalls als 
hilfebedürftig und auf die Erträge aus der Vermietung 
der Wohnung angewiesen charakterisiert. „Der Ver-
mieter“ – so ein Mitarbeiter eines Jobcenters – müsse 
schließlich „auch seine Kosten bezahlen, was bleibt 
ihm anderes übrig“ (JC/T-S). Man könne Mieter*in-
nen „ja nicht komplett mietfrei da wohnen lassen“ 
(FT/NK). 

Der normative Verweis auf die Regeln des Marktes 
steht für eine typische Strategie der Legitimation durch 
Autorisierung, bei der auf tatsächlich oder vermeint-
lich feststehende Tatsachen verwiesen wird. Die perso-
nalisierte Sympathie für Vermieter*innen hingegen hat 
eine stärker moralische Komponente. Sie gibt selbst 
der Hilflosigkeit des Hilfesystems, Wohnungsverluste 
nicht zu verhindern, in der Selbstwahrnehmung des 
Systems noch einen Hauch von „Gerechtigkeit“.

stigmatisierung: würdige und 
unwürdige Hilfebedürftige

Aufgrund teilweise sehr willkürlicher Kriterien fällen 
Mitarbeiter*innen des institutionellen Hilfesystems 
Entscheidungen, die Wege und Möglichkeiten für 
Zwangsräumungsbetroffene ebnen oder versperren. 
Wem Hilfe zuteil wird, hängt ganz maßgeblich von der 

Einschätzung der Mit-
arbeiter*innen ab, wes-
halb Personen in eine 
Wohnungsnotsituati-
on geraten seien. Da-
bei unterscheiden viele 
Mitarbeiter*innen zwi-
schen Menschen die 
unverschuldet, etwa 
durch Krankheit oder 
Schicksalsschläge, in 
die Wohnungsnotsitu-
ation gekommen sind 
und Personen, die eine 
Wohnungsnotsituati-
on vermeintlich selbst 
verschuldet haben. 
Was Mitarbeiter*in-
nen als verschuldete, 
unverschuldete bzw. 

krankheitsbedingte Wohnungsnotsituation bewer-
ten, hängt dabei sehr stark von eigenen subjektiven 
Erfahrungen, gesellschaftlichen Moralvorstellungen, 
sozialer Nähe und Identifikation mit den Menschen in 
Wohnungsnotsituationen ab.

Mit der Differenzierung in unverschuldete und 
selbst verschuldete Wohnungsnotsituationen spiegelt 
das Berliner Hilfesystem Wohnungslosigkeit die in 
der internationalen Debatte zu Sozialpolitik und Ar-
menführsorge seit langem bekannte diskriminieren-
de Teilung von „würdigen und unwürdigen Armen“ 
(Katz 1989; Ganz 1992; Günthner 2014). Während 
die „würdigen Armen“, also die unverschuldet in Not-
lagen Geratenen, eine öffentliche Unterstützung ver-
dienen und erhalten, werden die „unwürdigen Armen“ 
davon ausgeschlossen. Diese Stigmatisierungen wer-
den nicht nur aus Motiven des sparsamen Umgangs 
mit öffentlichen Ressourcen getroffen, sondern zielen 
unmittelbar auf eine moralisch diskriminierende Mar-
kierung unerwünschten und abweichenden Verhal-
tens (Baumann 1997). Die in unseren Interviews be-
richteten Entscheidungskriterien für die Aktivierung 
bestimmter Hilfsangebote und die Beurteilungen der 
Hilfesuchenden zeigen, dass die Trennung in „würdi-
ge und unwürdige Arme“ auch im Hilfesystem Woh-
nungslosigkeit handlungsleitend ist. 

Von einigen Beispiele für „würdige“ Zwangsräu-
mungsbetroffene wurde in den Interviews berichtet: 
So argumentiert etwa eine Mitarbeiterin eines Freien 
Trägers:

„Eine geschiedene 45-jährige Lehrerin, die ge-
räumt wird, weil die Wohnung zu teuer ist […], 
die kann ich nicht nach ASOG unterbringen, die 
geht da psychisch ein.“ (FT/T-S)

In diesem Falle müsse geschaut werden, ob auch an-
dere Unterbringungen, wie etwa eine Ferienwohnung 
oder eine Pension in Frage kämen. Auch ein Mitarbei-
ter des Jobcenters Tempelhof-Schöneberg findet es 
problematisch, wenn ein Wissenschaftler, der

„40 Jahre, 50 Jahre, länger, in 'ner normalen 
Wohnung gewohnt hat mit seiner Frau […] jetzt 
ins Wohnheim ziehen [soll], das ist schon 'nen 
bisschen kompliziert, ne?“ (JC/THF) 

Auch für Personen, die durch „Schicksalsschläge“ in 
eine Wohnungsnotsituation gekommen sind, zeigt das 
institutionelle Hilfesystem Verständnis und bewertet 
die Wohnungsnotlage als vorübergehende Ausnah-
mesituation, die es schnellstmöglich zu beheben gilt. 
Etwa bei Menschen, bei denen ein

„persönliches Problem eingetreten ist, der Vater 
gestorben ist, irgendwas eingetreten ist, was 
nicht vorhersehbar war. Manche Leute, die viel-
leicht ein kleines bisschen labil sind, werden mal 
aus dem Gleis gerissen“ (JC/NK).

Für die „würdigen“ Armen/Menschen in „unverschul-
deten“ Wohnungsnotsituationen hat das Hilfesystem 
also durchaus Empathie. 

Sind Menschen nach Einschätzung der Mitar-
beiter*innen jedoch selbst verschuldet in eine 

was mitarBeiter*
innen als Ver-
scHuldete woH-
nungsnotsituation 
Bewerten, Hängt 
seHr starK Von
eigenen suBJeKtiVen 
erfaHrungen und 
gesellscHaftlicHen 
moralVorstellun-
gen aB.

Wohnungsnotlage geraten, nutzen sie Spiel-
räume, wie etwa bei der Unterbringung nach 
ASOG oder bei der Bewilligung weiterer Un-
terstützungsleistungen nicht unbedingt. Dabei 
orientieren sich die Mitarbeiter*innen bei der 
Bewertung der Situation von Menschen in Woh-
nungsnotlagen stark an eigenen Erfahrungen 
und Lebensrealitäten, ohne die Situation der 
Hilfesuchenden zu berücksichtigen oder Ver-
ständnis für diese zu zeigen. So zieht eine Job-
center-Mitarbeiterin den Vergleich:
„Ich habe Schulden gemacht und dann eben 
mal die Miete nicht gezahlt -- Das wäre ja genau-
so wie es mir gehen würde, ich verdiene, zahle 
keene Miete, ist genau das gleiche.” (ebd.)

In solchen Fällen prüfen die Mitarbeiter*innen den 
Sachverhalt besonders gründlich und legen die recht-
lichen Vorgaben, etwa zur Mietschuldenübernahme, 
sehr eng aus. So meint eine Mitarbeiterin des Job-
centers Neukölln: Werden „vorsätzlich Mietschulden 
verursacht, da bin ich dann ein bisschen ... da kuck ich 
dann schon ganz genau auf den §22.8“ (ebd.).

Über die Frage, ob Mietrückstände vorsätzlich in 
Kauf genommen würden, gibt es im Hilfesystem kei-
nen Konsens. Während ein Mitarbeiter der Sozialen 
Wohnhilfe Neukölln davon ausgeht, dass es eigentlich 
nicht vorkomme, dass jemand vorsätzlich seine Miete 
nicht zahle, schätzt die Mitarbeiterin eines Jobcenters 
ein, dass eine selbst verschuldete vorsätzliche Miet-
schuld auch dann gegeben sei, „wenn jemand dro-
genabhängig ist. Das ist für mich Vorsatz. Der ist zwar 
krank, ja, aber es muss nicht sein“ (ebd.). 

Von schuld zur scham:
folgen der moralvorstellungen
des Hilfesystems für menschen in 
wohnungsnotlagen

Die in den Narrativen des Hilfesystems tief veranker-
ten und in der Alltagspraxis wirksamen Vorstellungen 
und Beurteilungen spiegeln sich in den Einschätzun-
gen der Mieter*innen in Wohnungsnotlagen, die mit 
dem Hilfesystem in Berührung kommen. Vor dem 
Hintergrund von moralisierenden Schuldzuweisun-
gen, Bevormundung, Stigmatisierung und Sympathie 
für Vermieter*innen durch das Hilfesystem ist es nicht 
verwunderlich, dass Menschen in Wohnungsnotlagen 
dem institutionellen Hilfesystem misstrauen und es 
als wenig unterstützend erleben. Auf die Frage, ob er 
neben anwaltlicher Unterstützung auch noch andere 
Hilfeangebote wahrgenommen habe, äußerte ein von 
Zwangsräumung betroffener Interviewpartner: „Für 
wat denn überhaupt? Ick hab eingesehen, dass es in 
dem Staat keinen Sinn hat.“ (ZB/MT) Eine andere 
Interviewpartnerin berichtet über ihre zuständige So-
ziale Wohnhilfe: „Also da war auch keine Hilfe, nichts." 
(ZB/T-S)

Darüber hinaus prägen die beschriebenen Mo-
ralvorstellungen des Hilfesystems auch die Selbst-
wahrnehmung der Räumungsbetroffenen. Menschen 
in Wohnungsnotsituationen 
zeigen in Anbetracht ihrer 
Situation häufig Schamge-
fühle und fürchten Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung, 
weshalb viele nicht über ihre 
Mietrückstände oder die dro-
hende Räumung sprechen. 
Die Furcht vor der Verurtei-
lung durch andere ist häufig 
sogar so groß, dass Menschen 
ihre Wohnungsnotsituationen 
bis kurz vor der Räumung 
verdrängen und auch „Famili-
enangehörige erst am Tag der 
Räumung bemerken, dass es 
Mietschulden gab“ (FT/T-S). Andere wiederum hof-
fen bis zur letzten Minute vergeblich auf Räumungs-
aufschub und werden dann von der Ablehnung über-
rumpelt.

Angesichts der Räumung empfinden viele betrof-
fene Mieter*innen auch Verzweiflung und Hilflosig-
keit, die sich unter Umständen sogar in Depressionen 
und Suizidgedanken äußert. Mehrere von uns inter-
viewte Betroffene von Zwangsräumungen beschrie-
ben sich selbst angesichts der drohenden oder erfolg-
ten Zwangsräumung als suizidal. Drastisch formuliert 
eine Zwangsgeräumte aus Schöneberg: 

„Also nach der Räumung wollte ich mich wirk-
lich umbringen. Ich hatte schon zwei Orte aus-
gesucht, wo ich das mache.“ (ZB/T-S)

„wenn Jemand 
drogenaBHängig 
ist. das ist für 
micH VorsatZ. 
der ist Zwar 
KranK, Ja, aBer
es muss nicHt
sein.“ 
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Auch ein Zwangsräumungsbetroffener aus Neukölln 
schildert die Gedanken, die ihm nach der Räumung in 
den Kopf kamen: 

„Kannst dir ja nichts mehr leisten, 'nen Kredit 
kannste noch nehmen. Verschaffste dir 'ne Ma-
schinenpistole – Das wäre dann auf jeden Fall 
ein weiterer Selbstmord gewesen.“ (ZB2/NK)

Wenden sich Menschen in Wohnungsnotlagen in die-
ser existenzbedrohenden Situation an das institutio-
nelle Hilfesystem, um dort Unterstützung und Rat zu 
suchen, werden sie jedoch oftmals enttäuscht: Anstatt 
Unterstützung in Form von direkter, aber auch lang-
fristiger Hilfe bei der Bewältigung der Wohnungsnot-
situation, erwarten sie in einigen Fällen diskriminie-

rende und im Regelfall träge 
Strukturen. Beispiel Lichten-
berg:
„Ich fühlte mich da immer 
so als wenn, da passiert ja 
gar nichts. […] Für mich 
war das alles viel zu lang-
sam […] Ich hatte keine 
Zeit und kein Geld, noch 
'ne Woche zu warten.“ 
(ZB1/LB)
In Anbetracht dieser Umstän-
de beschreib die Befragte ih-
ren Zustand als „sehr demütig 
und desillusioniert“ (ebd.).

Durch Schuldzuweisun-
gen und die offene Sympathie 
der Mitarbeiter*innen im Hil-
fesystem für Vermieter*innen 
verstärkt sich bei vielen Men-

schen in Wohnungsnotsituationen noch das Gefühl, 
Schuld an der eigenen Situation und hilflos gegenüber 
den übermächtigen Strukturen zu sein. So sprach ein 
Zwangsräumungsbetroffener davon, dass er „Schuld“ 
an seiner Räumung sei, denn er habe

„keine Miete bezahlt […] weil ich nicht zum Amt 
gegangen bin, wegen Depressionen. Und da hab 
ich denn die Post nicht mehr aufgemacht und 
so. Und dann kam ja die Räumung, ich hatt’ das 
überhaupt keinem erzählt, das war der Fehler. 
[…] Ich hätte da zum Jobcenter gehen müssen. 
Und da ich mit meinen Papieren nicht klarkam 
und alles, da hab ich mich nicht hin getraut […] 
da hab ich nicht durchgesehen, mit Papieren 
hatte ich immer Probleme.“ (ZB2/LB)

Dass das Nicht-Öffnen von Briefen, insbesondere von 
Amtspost, und die Furcht vor dem Organisieren von 
Papieren und Anträgen zum Krankheitsbild einer 
Depression gehören können, müsste eigentlich ins-
besondere den ausgebildeten Sozialarbeiter*innen in 
den Bezirksämtern bewusst sein. Dennoch wälzen sie 
vielfach die Schuld an Räumungen auf die Menschen 
in Wohnungsnotlagen selbst ab und fordern aktive 
Mitarbeit und sogar „Leidenschaft“ bei der Lösung 
von Wohnungsproblemen. So bemängelt eine Mitar-

beiterin der Sozialen Wohnhilfe, dass „diejenigen, die 
es eigentlich betrifft, völlig leidenschaftslos sind und 
nichts irgendwie mitmachen.“ (BA/LB) Und auch ein 
Jobcenter-Mitarbeiter ist der Ansicht, man müsse die 
Flexibilität der Menschen in Wohnungsnotlagen „viel-
leicht ’nen bisschen mehr anspornen“ (JC/T-S). Denn 
im Anbetracht der aktuellen Wohnungsmarktsituation 
müsse man ja

„nicht bloß in Berlin wohnen. Man kann ja auch 
woanders hingehen, arbeiten und wohnen, wo 
es vielleicht leichter ist wie in Berlin. Also die 
Mobilität und die Flexibilität lässt sehr zu wün-
schen übrig. Die verstehen zum Teil das nicht 
immer.“ (ebd.)

Zudem beklagten sich nahezu alle Interviewpart-
ner*innen des institutionellen Hilfesystems darüber, 
dass Menschen in Wohnungsnotlagen häufig zu spät 
in die institutionellen Einrichtungen kämen:

„Oft kommen die ja nicht, wenn die Räumungs-
klage erst erhoben ist oder wenn nur ’ne frist-
lose Kündigung da ist, sondern die kommen: 
,Übrigens in zwei Wochen ist mein Räumungs-
termin.‘“ (FT/NK)

 Den Umstand, dass viele Menschen in Wohnungsnot-
lagen Diskriminierung durch das Hilfesystem sowie 
soziale Sanktionen durch ihr Umfeld fürchten und da-
her keine oder erst sehr spät Hilfe suchen, lassen viele 
Mitarbeiter*innen des Hilfesystems außer Acht. Dabei 
ist den meisten bewusst, dass Wohnungsnotsituatio-
nen häufig mit Scham behaftet sind. Denn insbeson-
dere fürchten Menschen in Wohnungsnotsituationen 
den Verlust von Würde und Ansehen, denn „es ist ja 
nicht nur, dass man sein Zuhause verliert, sondern 
eben wie gesagt auch Achtung von den anderen 
Menschen“ (ZB1/LB). Freund*innen und Bekannte 
einer interviewten Zwangsräumungsbetroffenen äu-
ßerten beispielsweise kein Verständnis für ihre Situ-
ation: „,Wann kriegst du endlich mal ’ne Wohnung? 
So schwierig kann es doch nicht sein. Du stellst dich 
dumm an.‘“ (ZB/T-S) Ein anderer Räumungsbetroffe-
ner berichtet „und wenn man da plötzlich Mietschul-
den hat, ist doch peinlich. Das hat mit Ehre und Stolz 
zu tun.“ (ZB1/NK) 

Auch fürchten sich einige Menschen in Woh-
nungsnotlagen vor offener Feindseligkeit und Verur-
teilung durch andere. So hat etwa ein von Zwangsräu-
mung Betroffener aus Lichtenberg niemandem von 
seiner Räumung erzählt, denn Nachbar*innen hätten 
drastisch formuliert: Wenn sie von einer Zwangsräu-
mung hören, würden sie den Betroffenen „in den Ofen 
packen. ,Die gehören in den Ofen oder irgendwo hin, 
aber nicht hier in die Zivilisation, weil wir bezahlen 
das alles mit, was die hier verzapfen.‘“ (ZB2/LB)

Neben der Krise des Hilfesystems und strukturel-
len Faktoren wie Armut, Wohnungsmarktdynamiken 
und Diskriminierungen, die Zwangsräumungen her-
vorbringen, sind es die beschriebenen Moralvorstel-
lungen, gesellschaftlichen Normen und Stigmatisie-
rungen, die eine Wohnungsnotsituation prägen. Die 

statt unter-
stütZung Zu 
erHalten,
Begegnet den
Betroffenen Von 
Zwangsräumung
eine träge und
oftmals disKri-
minierende 
struKtur.

sich gegenseitig verstärkenden Bilder von Schuld und 
Scham verhindern nicht nur das unvoreingenommene 
Zurückgreifen auf bezirkliche Hilfsangebote, sondern 
erschweren zudem die kollektiven und öffentlichen 
Formen des Aufbegehrens, die notwendig wären, um 
Zwangsräumungen zu verhindern. Die im Hilfesystem 
institutionalisierten Vorstellungen dienen nicht nur 
der Rechtfertigung und Legitimation des Hilfesystems, 
sondern verstärken auch Prozes-
se der Isolation von Zwangsräu-
mungsbetroffenen. 

Die erfolgreichen Erfahrungen 
des gemeinsamen politischen Wi-
derstandes gegen Zwangsräumun-
gen zeigen, dass die Überwindung 
der Scham und die Transformati-
on eines scheinbar individuellen 
Problems in eine kollektive und 
politische Angelegenheit die Vor-
aussetzung für die Durchsetzung 
des Rechts auf  Wohnen ist (Ca-
lou/Alemani 2014: 24 f.).

die im Hilfesystem
institutionalisierten 
Vorstellungen dienen 
nicHt nur der recHt-
fertigung und legitima-
tion des Hilfesystems, 
sondern VerstärKen 
aucH proZesse der
isolation Von Zwangs-
räumungsBetroffenen.
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faZit und 
scHlussfolgerungen
7 / 

in unserem Forschungsprojekt haben wir Zwangs-
räumungen und das staatliche Hilfesystem aus 

verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet. Wir haben 
die räumliche und zeitliche Entwicklung des Zwangs-
räumungsgeschehens in Berlin nachgezeichnet, den 
Zusammenhang zwischen Wohnungsmarkt und er-
zwungenen Umzügen analysiert sowie die lokalen 
Hilfesysteme Wohnungslosigkeit in mehreren Berliner 
Bezirken auf ihre Wirkungsweisen hin untersucht. 
Genaue Zahlen konnten wir nicht zu allen Themen 
auswerten, da die zuständige Senatsverwaltung Daten 
zur Wohnungslosigkeit nur unvollständig und unre-
gelmäßig veröffentlicht. Die kaum vorhandene Aus-
kunftsbereitschaft des Senats erschwert dabei nicht 
nur die wissenschaftliche Analyse, sondern vor allem 
die politische Auseinandersetzung mit der Berliner 
Wohnungsnot. Eine Mitarbeiterin eines Verbandes für 
Wohlfahrtspflege formulierte in einem Gespräch mit 
uns:

„Bei Zwangsräumungen ist einfach das Problem, 
dass wir keine Zahlen haben, wir wissen nicht, 
wie viele es sind. Und es ist immer schwierig, po-
litisch etwas dagegen durchzusetzen, wenn man 
keine Zahlen hat.“ (FT/B1)

Konkrete Zahlen zum Ausmaß des Problems Zwangs-
räumungen wären somit ein erster Schritt, um elemen-
tare Veränderungen politisch herbeizuführen. 

Trotz der ungenügenden amtlichen Dokumenta-
tion der Wohnungsnot in Berlin gibt unserer Studie 
einen tiefen Einblick in die aktuelle Situation von 
Zwangsräumungen und erzwungenen Umzügen sowie 
in die Funktionsweisen des Hilfesystems Wohnungslo-
sigkeit. Die Ergebnisse sind dabei wenig ermutigend, 
denn mit den steigenden Mieten in der Stadt ist nicht 
nur der Druck auf die Mieter*innen mit geringen Ein-
kommen deutlich gestiegen, sondern es werden auch 
die strukturell angelegten Defizite eines nur noch be-
schränkt handlungsfähigen Hilfesystems deutlich. Die 
zentralen Ergebnisse sind hier zusammengefasst:  

Zwangsräumungen für
steigende mieten

Immobilienwirtschaftliche Ertragserwartungen erhö- 
hen den Räumungsdruck, schränken Möglichkei-
ten für Umzüge in leistbare Wohnungen ein und 
verstärken Diskriminierungen im Bereich der Woh-
nungsversorgung. Die veränderten Wohnungsmarkt-
dynamiken in Berlin haben eine neue Qualität von 
Wohnungsnotlagen hervorgebracht. Kündigungen, 
Räumungsklagen und Zwangsräumungen haben sich 
zu weit verbreiteten Instrumenten der Ertragsstei-
gerung entwickelt. Mit deutlichen Mietanstiegen im 
Bestand und bei Neuvermietungen ist nicht nur die 
Gefahr von Mietrückständen gestiegen, sondern vor 
allem die Räumungsneigung von Vermieter*innen. 
Insbesondere in Gebieten mit großen Ertragslücken 
zwischen den Bestandsmieten und den möglichen 
Neuvermietungsmieten haben Mietschuldenübernah-
men durch die Bezirke für Eigentümer*innen ihre öko-
nomische Rationalität eingebüßt – Eigentümer*innen 
setzen Räumungsklagen konsequenter um. Zwangs-
räumungen haben sich in vielen Bezirken zu einem 
lohnenden Geschäft entwickelt. Durch die hohen 
Angebotsmieten gibt es für räumungsbedrohte Mie-
ter*innen gleichzeitig nur noch sehr eingeschränkte 
Optionen für eine alternative Wohnraumversorgung. 
Zwangsräumungen und erzwungene Umzüge sind 
daher noch stärker als bisher mit einer Verdrängung 
aus der Nachbarschaft verbunden. Die steigende Kon-
kurrenz um die wenigen leistbaren Wohnungen geht 
außerdem mit einer verstärkten Diskriminierung bei 
der Wohnungsvergabe einher.  

Fo
to

: 
Ja

ko
b 

h
ub

er



94 95

Fazit und SchluSSFolgerungenFazit und SchluSSFolgerungen

staatliche Koproduktion
der wohnungsnot

Jobcenter und landeseigene Wohnungsbaugesell-
schaften sind Teil einer staatlichen Koproduktion von 
Zwangsräumungen und erzwungenen Umzügen. Mit 
ihrer konsequenten Orientierung an Kostensenkungs-
verfahren und der repressiven Hartz-IV-Gesetzgebung 
sind die Jobcenter an der Entstehung von Mietrück-
ständen oft beteiligt. Etwa ein Drittel der Berliner Be-
darfsgemeinschaften im Geltungsbereich des SGB II 
und SGB XII zahlen schon jetzt Mieten, die über den 
festgelegten Grenzen der „Angemessenheit“ für die 
Kosten der Unterkunft liegen. Die Verweigerung der 
vollen Kostenübernahme bedeutet unter den gegen-
wärtigen Bedingungen des Berliner Wohnungsmark-
tes in vielen Fällen, dass Mietrückstände entstehen, 
die als Anlass für Räumungsklagen genutzt werden. 
Die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften ver-
anlassen mit etwa 20 Prozent aller Räumungen über-
durchschnittlich viele Zwangsräumungen. Zwangs-
räumungen und erzwungenen Umzüge sind in diesen 
Fällen Ergebnis bürokratischer Routinen, die den 
Vorgaben des Sparzwanges bzw. der Orientierung an 
immobilienwirtschaftlicher Rentabilität folgen. 

das Hilfesystem hilft nicht

Das Hilfesystem ist flächendeckend überfordert 
und überlastet. Sowohl die Zahlen zu bezirklichen 
Mietschuldenübernahmen, Vermittlungen in das 
Geschützte Marktsegment sowie der Unterbringung 
von Wohnungslosen in ASOG-Unterkünfte als auch 
die Aussagen von Interviewpartner*innen bilden ein 
weitgehendes Scheitern des Hilfesystems Wohnungs-
losigkeit ab. Obwohl sich die vier von uns untersuch-
ten Bezirke in ihren Strukturen des Hilfesystems 
punktuell deutlich unterscheiden, weisen sie doch in 
weiten Teilen ähnliche Defizite auf. Überall gilt: Kei-
nes der vorhandenen Instrumente zur Verhinderung 
von Zwangsräumungen und Wohnungsverlust bzw. 
zur alternativen Wohnraumversorgung bietet wirksa-
me Antworten auf die aktuellen Wohnungsnotlagen 
in der Stadt. Die Instrumente werden aus Kosten-
gründen nicht bzw. kaum angewendet oder sind in 
ihrem Umfang zu beschränkt, um den tatsächlichen 
Bedarf auch nur annähernd zu decken. Der steigen-
de Verwertungs- und Verdrängungsdruck auf dem 
Wohnungsmarkt macht das Hilfesystem notwendiger 
denn je – gleichzeitig wird dieses aber zunehmend 
ökonomisiert und ist einem umfassenden Spardruck 
ausgesetzt. Auf diese Weise werden Spielräume zur 
Bewilligung von Hilfeleistungen reduziert und das 
Hilfesystem kann auf die veränderten Strukturen 
von Wohnungsnotlagen nicht angemessen reagieren. 
Durch eine direkte finanzielle Konkurrenz zwischen 

verschiedenen Abteilungen der Bezirksämter und 
denjenigen, die auf Unterstützung angewiesen sind, 
wird der Kostendruck auf die Haushalte in Wohnungs-
notlagen abgewälzt. Spardiktat, Überforderung und 
Ökonomisierung verstärken in den Institutionen des 
Hilfesystems das neoliberale Paradigma, die Verant-
wortung auf die Betroffenen von Zwangsräumung und 
Wohnungsnot selbst zu übertragen. 

diskriminierende Hilfe 

Mit seinen beschränkten Handlungsressourcen und 
sozialchauvinistischen Moralvorstellungen verstärkt 
das Hilfesystem Wohnungslosigkeit Diskriminierun-
gen, Vorurteile und soziale Isolation. Überforderung 
und Sparzwang im Hilfesystem lassen aus der Pers-
pektive vieler Mitarbeiter*innen im Hilfesystem die 
Aussortierung von denjenigen, die nicht versorgt wer-
den können, notwendig erscheinen. Die Instrumente 
zur Verhinderung von Zwangsräumungen und Woh-
nungsverlust bzw. zur Beschaffung alternativen Wohn-
raums kommen vorrangig den vermeintlich „leistungs-
stärksten“ Personen in Wohnungsnotlagen zu Gute. 
Dabei spielen Moralvorstellungen und persönliche 
Einschätzungen der Mitarbeiter*innen von Jobcen-
tern, Sozialen Wohnhilfen und Freien Trägern eine 
große Rolle. Gesellschaftlich ohnehin schon diskrimi-
nierte Bevölkerungsgruppen haben es auch im Hilfe-
system schwerer, eine gleichwertige Unterstützung wie 
die privilegierteren Personengruppen zu erhalten. Die 
aktuelle Organisation des Hilfesystems bedeutet häu-
fig, dass Menschen in Wohnungsnotlagen zunächst 
ihre Scham und Furcht vor sozialer Ausgrenzung 
überwinden müssen, um von ihrem Recht auf staatli-
che Unterstützungsleistungen Gebrauch zu machen. 
Suchen Menschen in dieser Situation institutionelle 
Unterstützung, begegnet ihnen das Hilfesystem nicht 
unterstützend, sondern vielmehr abwertend, abfällig 
und vorurteilsgeprägt. Rassistische und sozialchauvi-
nistische Moralvorstellungen fordern die Profilierung 
als „würdige Arme“ und die Abgrenzung von jenen, die 
es scheinbar nicht sind. Die unter den Mitarbeiter*in-
nen im Hilfesystem weit verbreiteten Vorstellungen 
verstärken somit den Prozess der Vereinzelung und 
Isolation der Zwangsräumungsbetroffenen. 

Hilfe für Vermieter*innen

Das Hilfesystem Wohnungslosigkeit ist ein Instrument 
zur Sicherung und Steigerung von wohnungswirt- 
schaftlichen Erträgen. Trotz der Aufgabe, den Erhalt 
der Wohnung zu sichern und Wohnungsnotsituation- 
en zu vermeiden, berücksichtigte das Hilfesystem 
schon immer vor allem die Interessen von Vermie-
ter*innen. In Zeiten von Leerstand und Vermietungs-

problemen sicherten Mietschuldenübernahmen durch 
die Bezirke Eigentümer*innen gegen Mietausfälle 
ab. Mit den steigenden Renditeerwartungen privater 
Eigentümer*innen hat sich die Funktion des Hilfesys-
tems von der Ausfallgarantie für Mietrückstände zum 
Instrument der Ertragslückenschließung verscho-
ben. Stehen deutliche Mietsteigerungen in Aussicht, 
beschränken sich die Instrumente des Hilfesystems 
(wenn überhaupt) auf die Vermittlung von Ersatz-
wohnraum oder Unterbringung für die räumungsbe-
troffenen Mieter*innen. Selbst in Bezirken mit einer 
ressourcenstärkeren Sozialen Wohnhilfe werden nicht 
Zwangsräumungen, sondern allenfalls Übernachtun-
gen auf der Straße verhindert. Aus der ökonomischen 
Perspektive des Vermietungsgeschäfts ist das ein viel-
fach willkommenes Verdrängungsmanagement. Die 
Strukturen und Instrumente des Hilfesystems sind 
nicht darauf ausgelegt, die Marktdynamiken auszuhe-
beln. Nur unter den Bedingungen eingeschränkter Er-
tragsaussichten korrespondieren die Erwartungen von 
Vermieter*innen und Mieter*innen an das Hilfesystem.

geschäfte mit der wohnungslosigkeit 

Die Vermarktlichung des Hilfesystems hat die Woh-
nungsnot in ein lukratives Geschäftsfeld für private 
Anbieter*innen von Unterkünften verwandelt. Der 
enorm gestiegene Bedarf an Unterbringung von Woh-
nungslosen nach ASOG bei gleichzeitigen finanziellen 
Engpässen der Bezirke eröffnet neue gewinnbringende 
Geschäftsmodelle – jemand muss schließlich die be-
nötigten Unterbringungsplätze zur Verfügung stellen. 
Und das lohnt sich. So rechnete ein Bezirksamtsmitar-
beiter vor, dass sich bei einem Tagessatz von 20 Euro 
und einer vollen Belegung mit einer als ASOG-Unter-
bringung genutzten Wohnung deutlich höhere Erträ-
ge erzielen lassen als mit regulären Mieteinnahmen  
(BA/T-S). Dementsprechend folgert eine Mitarbeiterin 
eines Freien Trägers: „Ich sach mal, wenn ich die Kohle 
hätte, würde ich mir jetzt ein Haus kaufen und würde 
da draus 'ne ASOG-Unterkunft machen und würde mir 
eine goldene Nase verdienen.“ (FT/NK) Während das 
Hilfesystem Menschen in Wohnungsnotsituationen 
oftmals nicht unterstützen kann oder will, profitieren 
private Investor*innen von der Überforderung des Hil-
fesystems, indem sie „krisenbedingte Marktchancen“ 
erhalten. Der Staat sichert private Profite, während 
Zwangsgeräumte und andere Wohnungslose immer 
häufiger und für immer längere Zeit in oft mangelhaft 
ausgestatteten Wohnheimen untergebracht werden.

und jetzt?

Die veränderten Stadtentwicklungsbedingungen in 
Berlin zeigen, dass die Instrumente des Hilfesystems 

Zwangsräumungen und erzwungene Umzüge nicht ver-
hindern können. Das Recht auf Wohnen müsste gegen 
private Bewirtschaftungsinteressen durchgesetzt wer-
den – doch darauf sind die Strukturen des Hilfesystems 
nicht ausgerichtet. Die Überforderung der bezirklichen 
Hilfsangebote hat dabei 
systemische Ursachen, 
die sich nicht mit er-
höhtem Ressourcenein-
satz, besserer Personal-
ausstattung und gutem 
Willen aufheben lassen. 
Wohnungsnot ist das 
Resultat einer profito-
rientierten Wohnungs-
versorgung und eines 
sich als aktivierend ver-
stehenden Sozialsys-
tems. Was es braucht, 
um Wohnungsnotlagen 
auszuschließen, sind 
nicht kleine Reformen, 
sondern ein grundle-
gender Systemwechsel 
der Wohnungspolitik.

Da weder von den 
Akteur*innen des Hil-
fesystems noch von 
den zurzeit denkbaren Regierungskoalitionen ein 
Bruch mit der Verwertungslogik erwartet werden 
kann, gibt es wachsenden Protest und Widerstand 
gegen Zwangsräumungen. Beispiele wie die Platafor-
ma de Afectados por la Hypoteca (PAH) in Spanien 
und das Bündnis Zwangsräumungen verhindern in 
Berlin geben Hoffnung, denn sie zeigen, dass soziale 
Rechte auch gegen private Interessen und behördli-
che Entscheidungen durchgesetzt werden können. 
Angesichts der sich stetig verschärfenden Wohnungs-
marktsituation und der zunehmenden Verarmung 
von immer mehr Menschen sind Widerstand und 
Protest notwendiger Motor und Voraussetzung für 
Veränderung. So legte ein Mitarbeiter einer Sozialen 
Wohnhilfe dar:

„Es gibt ja Bezirke, die haben 90 Prozent Ableh-
nungen der Mietschuldenübernahmeanträge. 
Das ist natürlich Ausdruck einer Hauspolitik. 
Ich sag mal, wenn man da Angst vor schlechter 
Presse hat, könnte das bewirken, dass man da 
ein wenig mehr mit Augenmaß an die Sache ran 
geht.“ (BA/T-S).

In diesem Sinne wünschen wir uns mehr schlechte 
Presse für Zwangsräumungen, um mehr Augenmaß 
walten zu lassen und hoffen darüber hinaus auf den 
Druck sozialer Bewegungen, um Zwangsräumungen 
insgesamt abzuschaffen. Wir verstehen unsere Studie 
als Beitrag zu einer öffentlichen Auseinandersetzung 
mit den Ursachen und Auswirkungen von Zwangsräu-
mungen. Eine würdige Wohnung sollte kein Privileg, 
sondern ein Recht für alle sein.

„wenn icH 'n Haus 
Kaufe, [...] Kann icH 
1000 euro für ’ne 
sanierte woHnung 
neHmen. die geBe icH 
4 oBdacHlosen und 
neHme ’nen tages-
satZ Von 20 euro.
80 euro pro tag, 
weil’s immer Voll ist. 
da sind 1000 euro
läcHerlicH gegen.“
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◊ 67er-Maßnahme/ Maßnahme nach §67 SGB XII ff 
Im  SGB XII ist für  Personen in Wohnungsnotsituationen und andere Menschen mit besonderen sozialen 
Schwierigkeiten ein Rechtsanspruch auf bestimmte staatliche Leistungen festgeschrieben. Diese sogenannten 
„67er-Maßnahmen“ sind Teil der staatlichen Prävention von Wohnungslosigkeit und umfassen u. a. Betreuung 
und Hilfe bei Kontakt zu Behörden, bei der Wohnungssuche oder Haushaltsführung. In Berlin tragen die Bezirke 
die Kosten der „67er-Hilfe“; durchgeführt werden die Maßnahmen von  Freien Trägern der Wohlfahrtspflege. 
Voraussetzung für den Beginn einer Maßnahme ist der bestätigte Hilfebedarf, d. h. die  Soziale Wohnhilfe muss 
bestätigen, dass die betreffende Person in der Notlage außerstande ist, durch Selbsthilfe die soziale Schwierigkeit 
zu überwinden. Innerhalb der 67er-Maßnahmen gibt es verschiedene Leistungstypen, die sich dadurch unter-
scheiden, wie intensiv die Sozialarbeiter*innen ihre „Klient*innen“ betreuen. Relevant im Zusammenhang mit 
Zwangsräumungen sind insbesondere die Leistungstypen  Wohnungserhalt und Wohnungserlangung (WuW) 
und  Betreutes Einzelwohnen (BEW).

Link zum Gesetz: http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__67.html

◊ „Angemessenheit“ der Wohnung
ALG-II-Bezieher*innen erhalten je nachdem, ob und wie viel sie durch Erwerbsarbeit verdienen, den Regelsatz 
und die  Kosten für Unterkunft und Heizung (KdU) vom Jobcenter. Damit die Miete/Kosten der Unterkunft vom 
Jobcenter vollständig gezahlt wird, muss sie den „Angemessenheitskriterien“ entsprechen, die von Kommune zu 
Kommune unterschiedlich sind. In Berlin ist in der   Wohnaufwendungsverordnung (WAV) festgelegt, welche 
Miethöhen und Wohnungsgrößen „angemessen“ sind. Wird eine Wohnung als zu teuer und damit als „unange-
messen“ definiert, kann das Jobcenter Leistungsbezieher*innen auffordern, die Kosten zu senken und zahlt nach 
Ablauf einer Frist die Miete nur noch bis zur „Angemessenheitsgrenze“. Erhalten ALG-II-Bezieher*innen eine Kos-
tensenkungsaufforderung, bedeutet dies im Regelfall, dass sie einzelne Zimmer ihrer Wohnung untervermieten, 
wenn möglich in günstigere und meist am Stadtrand gelegene Wohnungen umziehen oder Teile der Miete aus 
ihrem Regelsatz begleichen und dafür an Essen, Kleidung etc. sparen müssen. Gerade in Berlin sind kaum noch 
„angemessene“ Wohnungen verfügbar, sodass hier auch ein Umzug an den Stadtrand oft keine Option mehr ist.

Wir schreiben „Angemessenheit“ in Anführungsstrichen, weil die Definition dessen, was den Jobcentern als an-
gemessen erscheint, davon ausgeht, Arme hätten selbstverständlich nur Anspruch auf kleine und minderwertige 
Wohnungen. Gleichzeitig sind die in Berlin vielerorts entstehenden Neubauwohnungen, die bei akuter Wohnungs-
not „unangemessen“ große Wohnflächen verbrauchen, kein Thema der gesellschaftlichen Auseinandersetzung. 

◊ ASOG-Unterkunft / Wohnheim für Wohnungslose/Unterbringung nach ASOG 
Wer in Berlin wohnungslos ist, hat das Recht auf eine Unterbringung, damit er*sie nicht auf der Straße schla-
fen muss. Die Unterbringung wird meist in privatwirtschaftlich betriebenen Wohnheimen vorgenommen, in 
den „vertragsfreien“ ASOG-Unterkünften. Vertragsfrei bedeutet, dass die Betreiber*innen der Unterkunft keine 
spezifischen Bedingungen (z. B. sozialarbeiterische Angebote) erfüllen müssen. Ihre einzigen Auflagen für die 
Versorgung der Wohnungslosen sind die vom Senat festgelegten Mindeststandards für ASOG-Unterkünfte wie 
u.a. eine Mindestgröße pro Person von 9 qm bzw. bei Mehrbettzimmern 8 qm sowie das Vorhandensein von 
kostenlosen Möglichkeiten, Wäsche zu waschen. Die Wohnheime sind jahreszeitenunabhängig meist voll belegt, 
sodass alternative Orte wie Pensionen oder Hostels zur Unterbringung genutzt werden müssen. Die Unterkünfte 
werden ASOG-Unterkünfte genannt, weil das Allgemeine Sicherheits-und Ordnungsgesetz (ASOG) Berlins die 
Zuständigkeit für die Unterbringung Wohnungsloser regelt. Das ASOG ist das Berliner Polizeirecht und betrifft 
die Abwehr von Gefahren für die Öffentliche Sicherheit/Ordnung. Laut Gesetz sind die Bezirksämter verantwort-
lich für die Ordnungsaufgaben bei Wohnungslosigkeit, welche zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung anfallen. Die Vermeidung von auf der Straße schlafenden Personen ist also eine Maßnahme der Sicherung 
von öffentlicher Ordnung. 

◊ Berliner Räumung / Berliner Modell der Räumung / Vermieterpfandrecht
Das Berliner Modell ist eine Methode zur Kostensenkung bei Zwangsräumungen für Eigentümer*innen. Anders 
als bei der „klassischen“ Zwangsräumung, bei der alle Dinge in der Wohnung der Zwangsgeräumten abtrans-
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portiert und bis zu zwei Monate lang eingelagert werden, tauschen Gerichtsvollzieher*innen bei der Berliner 
Räumung lediglich das Schloss der Wohnung aus. Bereits nach einem Monat kann die Vermieter*innen den ver-
bliebenen Hausrat der Zwangsgeräumten verkaufen oder vernichten. Bei beiden Formen der Zwangsräumung gilt: 
Die Kosten für Gerichtsvollzieher*in, Schlosser*in etc. werden von den Eigentümer*innen vorgeschossen, aber am 
Ende von den (ehemaligen) Mieter*innen eingefordert. Da viele zwangsgeräumte Mieter*innen zahlungsunfähig 
sind und von ihnen das Geld schwer einzutreiben ist, lohnt es sich für Eigentümer*innen, die Kosten für die Räu-
mung zu senken. Im Mai 2013 wurde das Berliner Modell als „beschränkter Vollstreckungsauftrag“ in § 885a der 
Zivilprozessordnung (ZPO) aufgenommen und kann in dieser Form bundesweit uneingeschränkt angewendet 
werden. 

Link zum Gesetz: https://dejure.org/gesetze/ZPO/885a.html 

◊ BEW (Betreutes Einzelwohnen)
Betreutes Einzelwohnen ist einer der Leistungstypen aus  §67 des zwölften Sozialgesetzbuches (SGB XII) zur 
Unterstützung von Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten. Neben den Beratungs- , Anleitungs- und 
Unterstützungsleistungen des Leistungstyps  Wohnungserhalt und Wohnungserlangung (WuW) beinhaltet der 
Leistungstyp BEW auch die Anleitung zur eigenständigen Haushaltsführung, zur „Einhaltung von Verpflichtun-
gen“ sowie bei Problemen mit der Hausgemeinschaft und der Hausverwaltung, Unterstützung bei der Organisa-
tion des Alltags sowie „Training der Alltagsfähigkeit und des Wohnens“. Betreutes Einzelwohnen muss nicht in 
einer  Trägerwohnung stattfinden, sondern kann auch in der eigenen Wohnung in Anspruch genommen werden. 
Der Personalschlüssel beträgt eine*n Sozialarbeiter*in zu 11,4 Leistungsberechtigten bei einer Wochenarbeitszeit 
von 38,5 Stunden. Je Betreuungstag wurden im Jahr 2014 zwischen 22,31 und 23,64 Euro vom jeweiligen Bezirk 
an die  Freien Träger der Wohlfahrtspflege gezahlt.

Link zu den Vorgaben des Berliner Senats: http://www.berlin.de/sen/soziales/themen/vertraege/sgb-xii/kom-
mission-75/berliner-rahmenvertrag/anlage-5/ 

◊ BUL (Berliner Unterbringungsleitstelle)
Die Berliner Unterbringungsleitstelle gehört zum Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGeSo). Ihre Kern-
aufgabe ist die Zuweisung von Unterkunftsplätzen an Geflüchtete und Asylbewerber*innen sowie an Wohnungs- 
und Obdachlose. Dafür betreibt die BUL eine Buchungssoftware, in der alle  ASOG-Unterkünfte erfasst sind. Die 
Mitarbeiter*innen der  Sozialen Wohnhilfen in den Bezirksämtern buchen Unterkunftsplätze für wohnungslose 
Personen, die zu ihnen in die Sprechstunde kommen. Häufig sind jedoch alle Plätze in den ASOG-Unterkünften 
belegt.

Link zur offiziellen Senats-Homepage: http://www.berlin.de/lageso/soziales/unterbringungsleitstelle

◊ Ertragslücke
Die Ertragslücke ist ein Begriff aus der Gentrification-Theorie. Forschung zu Gentrification stellt die Frage, wie es 
zu einem Bevölkerungsaustausch in einzelnen Stadtvierteln oder ganzen Metropolen und somit zur Verdrängung 
einkommensschwacher Bevölkerungsteile kommt. Die Ertragslücke ist ein Erklärungsansatz: Sie beschreibt die 
Differenz zwischen aktuell realisierbaren Erträgen aus Mieten und potentiell möglichen Einnahmen bei bestmög-
licher Nutzung des jeweiligen Grundstücks für Immobilieneigentümer*innen. Je größer die Ertragslücke ist, desto 
wahrscheinlicher wird eine Zwangsräumung/die Verdrängung der Mieter*innen, da sich die Fortsetzung eines 
Mietverhältnisses bei steigenden Neuvermietungs- und Wohnungsverkaufspreisen immer weniger lohnt.

◊ Erzwungener Umzug
Bei einem erzwungenen Umzug verlassen Mieter*innen im Laufe des Zwangsräumungsprozesses – noch vor der 
eigentlichen Zwangsräumung – die Wohnung, weil sie die Mehrkosten durch die Räumung fürchten bzw. nicht 
tragen können. Aufgrund der zugespitzten Situation auf dem Berliner Wohnungsmarkt erfolgt ein erzwungener 
Umzug meist in eine deutlich schlechtere Ersatzwohnung.

◊ Freie Träger der Wohlfahrtspflege
Laut Leistungserbringungsrecht werden einige soziale Leistungen nicht von staatlichen Einrichtungen durchge-
führt bzw. angeboten, sondern von Freien Trägern der Wohlfahrtspflege. Dazu gehören im Bereich Wohnungslo-
sigkeit  Maßnahmen nach §67 des zwölften Sozialgesetzbuches (SGB XII), die Menschen in besonders schwie-
rigen sozialen Lagen, beispielsweise bei drohender Wohnungslosigkeit, unterstützen sollen. Die Kommunen, in 
Berlin die Bezirke, beauftragen freie gemeinnützige Träger mit der Betreuung von Personen in Wohnungsnotla-
gen und zahlen den Trägern dafür einen festgelegten Stundensatz. Freie Träger konkurrieren untereinander um 
diese bezirklich bewilligten Kostenübernahmen. 

◊ Fristlose Kündigung: siehe ◊ Kündigungen

◊ Geschütztes Marktsegment
Beim Geschützten Marktsegment handelt es sich um einen Pool an Wohnungen für Menschen, für die es auf 
dem Wohnungsmarkt besonders schwierig ist, eine Wohnung zu finden. Dies sind Personen, die aktuell bei-
spielsweise durch Zwangsräumung von Wohnungslosigkeit bedroht sind, aus der Haft entlassen wurden oder 
bereits wohnungslos sind und in einer ASOG-Unterkunft leben. In jedem Bezirksamt gibt es eine Stelle für das 
Geschütze Marktsegment. Ihr Auftrag ist es, Wohnungen an die Menschen aus den benannten Personengruppen 
zu vermitteln. In den Pool sollen die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sowie weitere große Wohnungs-
anbieter*innen momentan 1.376 Wohnungen aus ihrem Bestand einstellen. Die seit den 1980ern immer stärker 
reduzierte Zielzahl wurde bisher in keinem Jahr erreicht, im letzten Jahr wurden 1.115 Wohnungen vermittelt.  Die 
Bezirke müssen für möglicherweise auflaufende Mietrückstände in den Marktsegmentwohnungen bürgen. Daher 
vergeben sie die Zugangsberechtigungen (sogenannte M-Scheine) nicht primär nach Bedürftigkeit, sondern vor 
allem nach der Prognose des künftigen Mietzahlungsverhaltens. Die Wohnungsbaugesellschaften verlangen dann 
von den M-Schein-Inhaber*innen oftmals wie bei anderen Vermietungen auch eine Schufa-Auskunft und eine 
Mietschuldenfreiheitsbescheinigung. Dies ist besonders absurd, da die Marktsegment-Wohnungen eigentlich ge-
nau für Personen vorgehalten werden, die diese marktüblichen Anforderungen nicht erfüllen.

Link zur Senats-Homepage: http://www.berlin.de/lageso/soziales/marktsegment

◊ Heilungsverfahren für Kündigungen / Schonfrist
Eine fristlose Kündigung wegen Mietrückständen kann unwirksam gemacht – „geheilt“ – werden, wenn innerhalb 
der Schonfrist von zwei Monaten nach Eingang der Räumungsklage die gesamten Mietrückstände beglichen wer-
den. Das Mietverhältnis muss dann auch gegen den Willen der Eigentümer*innen fortgesetzt werden. Allerdings 
kann eine fristlose Kündigung wegen Mietschulden nur einmal in zwei Jahren unwirksam gemacht werden.

Link zum Gesetz: http://dejure.org/gesetze/BGB/569.html 

◊ KdU (Kosten der Unterkunft)
Als Kosten der Unterkunft (KdU) werden die Wohnkosten, also die Miethöhe inklusive Betriebs- und Heizkosten 
von ALG-II-Bezieher*innen bezeichnet. Sie müssen jedoch bestimmte  „Angemessenheitskriterien“ erfüllen, da-
mit das Jobcenter sie in voller Höhe übernimmt.

◊ Kündigungen
Es gibt zwei Arten von Kündigungen: Die außerordentliche fristlose und die ordentliche fristgerechte Kündigung. 
Eine ordnungsgemäße Kündigung beinhaltet eine Kündigungsfrist von mindestens drei Monaten und richtet sich 
nach der Wohndauer der Mieter*innen. Bei einer fristlosen Kündigung gelten diese Kündigungsschutzbestimmun-
gen nicht. Die wichtigsten Gründe für fristlose und ordentliche Kündigungen sind Mietrückstände, wiederholt 
unpünktliche Mietzahlung, nachhaltige Störung des Hausfriedens, z. B. durch (Lärm-)Belästigung der Nachbar*in-
nen, die Gefährdung der Wohnung durch Vernachlässigung, ein Zerwürfnis zwischen Mieter*innen und Eigen-
tümer*innen, unerlaubte Untervermietung. Ordnungsgemäß können Vermieter*innen außerdem kündigen, wenn 
Eigentümer*innen die Räume für sich, ihre Familien- oder Haushaltsangehörigen beanspruchen (Eigenbedarf). 

◊ M-Schein: siehe ◊ Geschütztes Marktsegment

◊ Mietschuldenübernahme
Mieter*innen, die wegen Mietrückständen vom Wohnungsverlust bedroht sind, können, wenn sie Leistungen 
nach  SGB II oder  SGB XII beziehen, eine Mietschuldenübernahme durch das Jobcenter bzw. die Soziale 
Wohnhilfe beantragen. Dabei gilt die Soll-Vorschrift (im Gegensatz zur Kann-Vorschrift): Eine Mietschuldenüber-
nahme soll gewährt werden, wenn sie „gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten 
droht“ (§ 36 Abs. 1 SGB XII; § 22 Abs. 8 SGB II). Als Bedingung wird gemeinhin gesehen, dass die Wohnung 
durch die Mietschuldenübernahme tatsächlich dauerhaft gesichert wird. Dies ist besonders in Gebieten, in denen 
die Neuvermietungsmieten sehr viel höher liegen als die Bestandsmieten, in denen also die  Ertragslücken sehr 
hoch sind, nicht ganz einfach. Wenn Vermieter*innen nicht kooperieren, weil sie die Mieter*innen durch zahlungs-
kräftigeres Klientel ersetzen und dafür zwangsräumen wollen, hilft daher meist auch das Amt nicht.

Links zu den Gesetzen: 
SBG XII: http://dejure.org/gesetze/SGB_XII/36.html
SGB II: http://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbii/22.html 
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◊ MiZi (Mitteilung in Zivilsachen)
Als „MiZis“ werden umgangssprachlich die Mitteilungen der Berliner Amtsgerichte an die  Sozialen Wohnhilfen 
bzw. Jobcenter über eingegangene Räumungsklagen wegen Mietrückständen bezeichnet. In einer MiZi werden 
folgende Informationen mitgeteilt: Tag des Eingangs der Räumungsklage, Namen und Anschriften der Mieter*in-
nen und Eigentümer*innen, Höhe der Miete, Höhe des Mietrückstandes und der Termin zur mündlichen Gerichts-
verhandlung, wenn dieser schon feststeht.

Link zum Gesetz: 
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_29041998_14301R57212002.htm

◊ Notunterkunft: Siehe ◊ ASOG-Unterkunft

◊ Ordnungsgemäße Kündigung: siehe ◊ Kündigungsarten

◊ Personen in Wohnungsnotlagen bzw. Wohnungsnotsituationen
Als Personen in Wohnungsnotlagen oder in Wohnungsnotsituationen bezeichnen wir all jene, die aktuell von 
Wohnungslosigkeit betroffen oder unmittelbar von ihr bedroht sind. Neben Personen ohne jegliche Unterkunft 
schließt der Begriff der Wohnungslosigkeit auch das Unterkommen bei Freund*innen und Verwandten, in be-
helfsmäßigen Unterkünften wie Gartenlauben/Baracken/Wohnwagen etc. oder in Pensionen/Hostels mit ein. Als 
Wohnungsnotsituation gilt auch ein unmittelbar drohender Wohnungsverlust, z. B. durch Räumungsklagen und 
drohende Zwangsräumungen. Wir orientieren uns bei dieser Definition an der Wohnungsnotfalldefinition der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W), des Dachverbandes der Wohnungslosenhilfe.

Link zur Wohnungsnotfalldefinition der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe:  
www.bagw.de/media/doc/POS_10_BAGW_Wohnungsnotfalldefintion.pdf

◊ Räumungsklage: Siehe ◊ Räumungsverfahren

◊ Räumungsmitteilung
Gerichtsvollzieher*innen sind verpflichtet, den  Sozialen Wohnhilfen bzw. Jobcentern mitzuteilen, wenn sie 
Zwangsräumungstermine bei Personen festsetzen, bei denen nach ihrer Einschätzung die Obdachlosigkeit dro-
hen könnte. Die Mitteilungen an die Behörden werden Räumungsmitteilungen genannt.

◊ Räumungsschutz
Noch bevor ein Räumungsurteil erlassen wird, können die betroffenen Mieter*innen unter bestimmten Bedin-
gungen Räumungsschutz beantragen. Räumungsschutz bzw. verlängerte Räumungsfrist wird maximal ein Jahr 
gewährt, um Mieter*innen vor drohender Wohnungslosigkeit zu schützen. Begründet werden muss ein Antrag 
z. B. mit unzumutbarer Härte wegen gesundheitlicher Einschränkungen oder Mutterschutz.

Link zum Gesetz: http://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__721.html

◊ Räumungstitel: Siehe ◊ Räumungsverfahren

◊ Räumungsverfahren
Wenn Eigentümer*innen gekündigt haben und die Wohnung nicht mehr durch das  Heilungsverfahren zu retten 
ist, können sie ein Räumungsverfahren einleiten. Hierzu legen sie Räumungsklage beim zuständigen Gericht ein. 
Wenn die Vermieter*innen bei der Gerichtsverhandlung gewinnen, ergehen ein Räumungsurteil und damit der 
Räumungstitel. Mit diesem Räumungstitel können die Eigentümer*innen eine*n Gerichtsvollzieher*in mit der 

 Zwangsräumung beauftragen. 

◊ Schonfrist: siehe ◊ Heilungsverfahren bei Kündigungen

◊ SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchende
Das Zweite Sozialgesetzbuch/SBG II gilt seit 1.1.2005 und beinhaltet Regelungen für den Bezug von Arbeitslo-
sengeld (ALG) II. Personen, die in Deutschland erwerbsfähig und zwischen 15 und 65 Jahren alt sind, haben einen 
Anspruch auf staatliche Transferleistungen, wenn sie keine Arbeit finden. Viele  Personen in Wohnungsnotsitu-
ationen beziehen ALG-II. Für einige staatliche Hilfeleistungen wie für  Mietschuldenübernahmen ist der Bezug 
von Sozialleistungen bzw. „Bedürftigkeit“ Voraussetzung.

◊ SGB XII / Zwölftes Sozialgesetzbuch / Sozialhilfe
Im zwölften Sozialgesetzbuch sind Bestimmungen zu Leistungen der Sozialhilfe geregelt. Es sind u. a. staatliche 
Unterstützungsleistungen für Rentner*innen (Grundsicherung), Menschen mit Behinderungen (Eingliederungs-
hilfe), Pflegebedürftige oder zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten vorgesehen. Für einige staat-
liche Hilfeleistungen wie für  Mietschuldenübernahmen ist der Bezug von Sozialleistungen bzw. „Bedürftigkeit“ 
Voraussetzung.

◊ Soziale Wohnhilfe
In jedem Berliner Bezirk gibt es ein Sozialamt mit einer Abteilung für Wohnungsfragen. Diese Stellen werden 
unterschiedlich bezeichnet. Wir verwenden die Bezeichnung Soziale Wohnhilfe. Die Sozialen Wohnhilfen sind 
u. a. zuständig für Beratung/Unterstützung bei drohendem Wohnungsverlust, Bewilligung von  Mietschulden-
übernahmen, Unterbringung von Wohnungslosen in  ASOG-Unterkünften, Zuteilung von Wohnungen aus dem 

 Geschützten Marktsegment, Entscheidung über Bewilligung von  67er-Maßnahmen.

◊ Trägerwohnung
Menschen in  67er-Maßnahmen oder anderen Betreuungsverhältnissen können für eine befristete Zeit in so-
genannten Trägerwohnungen leben. Dafür mieten  Freie Träger der Wohlfahrtspflege Wohnungen auf dem 
Wohnungsmarkt als Hauptmieter an und schließen für die Dauer einer Betreuungsmaßnahme befristete Unter-
mietverträge mit ihren „Klient*innen“ ab. In der Vergangenheit war es häufig möglich, dass die Mieter*innen nach 
Abschluss der Maßnahme den Hauptmietvertrag übernahmen. Heutzutage jedoch sind Wohnungsbaugesellschaf-
ten und andere Eigentümer*innen dazu meist nicht mehr bereit und die Mieter*innen müssen nach Ende der Be-
treuungsmaßnahme ausziehen. Sie müssen z. T. ausziehen, um Platz für neue „Klient*innen“ zu machen, da es we-
gen der steigenden Mieten auch für die Freien Träger immer schwieriger wird, neue Trägerwohnungen anzumieten.

◊ Unterbringung von Wohnungslosen ◊ siehe ASOG-Unterkunft

◊ Versäumnisurteil
Im Verlauf eines  Räumungsverfahren können mündliche Gerichtsverhandlungen angesetzt werden. Erscheinen 
die auf Herausgabe der Wohnung beklagten Mieter*innen nicht zur Verhandlung, entscheiden die Richter*innen 
in deren Abwesenheit. Urteilt das Gericht zugunsten von Eigentümer*innen, ergeht ein sogenanntes „Versäumni-
surteil“. Ein erneuter Verhandlungstermin ist damit ausgeschlossen und der  Räumungstitel wird ohne zeitlichen 
Verzug ausgestellt.

Link zum Gesetz: http://dejure.org/gesetze/ZPO/331.html

◊ Vollstreckung eines Räumungstitels: Siehe ◊ Zwangsräumung

◊ Vollstreckungsschutz 
Steht ein Zwangsräumungstermin fest, können die Mieter*innen bis zwei Wochen vor diesem Termin beim zustän-
digen Gericht Vollstreckungsschutz beantragen. Dieser kann gewährt werden, wenn die Zwangsräumung „wegen 
ganz besonderer Umstände eine Härte bedeutet, die mit den guten Sitten nicht vereinbar ist“. Die guten Sitten 
sind dabei Auslegungssache des Gerichts. Die Aussicht darauf, einen Antrag auf Vollstreckungsschutz bewilligt zu 
bekommen, sind in aller Regel sehr gering. 

Link zum Gesetz: http://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__765a.html 

◊ WAV (Wohnungsaufwendungsverordnung)
In der WAV bzw. der AV Wohnen sind für Berlin die Richtsätze der  Kosten der Unterkunft (KdU) festgeschrie-
ben. Das heißt konkret: In der WAV finden sich die „zugelassenen“ Wohnungsgrößen und -mieten, die die Berliner 
Jobcenter übernehmen. Für 1-Personenhaushalte werden beispielsweise maximal zwischen 411 und 427 Euro brut-
towarm (Grundmiete plus Betriebs- und Heizkosten) je nach Heizungstyp für Miete und Heizkosten gezahlt, für 
4-Personenhaushalte zwischen 662 und 703 Euro. Die Berliner WAV wurde im Juni 2014 vom Bundessozialgericht 
für unwirksam erklärt. Trotzdem orientieren sich die Jobcenter seit fast einem Jahr „übergangsweise“ an den alten 
WAV-Richtwerten zur Miethöhe (nicht zur Wohnungsgröße). Eine Neuregelung ist für das Jahr 2015 angekündigt.

Link zum Gesetz: 
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-sozialrecht/land/sonstige/2014_06_05_richtwerttabelle.html
http://www.berlin.de/sen/soziales/berliner-sozialrecht/land/av/av_wohnen.html#3
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◊ Wohnheim für Wohnungs-/Obdachlose: Siehe ◊ ASOG-Unterkunft

◊ WuW (Wohnungserhalt und Wohnungserlangung)
Wohnungserhalt und Wohnungserlangung (WuW) bilden einen der Leistungstypen aus  §67 des zwölften 
Sozialgesetzbuches zur Unterstützung von Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten. Bei einer WuW- 
Maßnahme sollen Sozialarbeiter*innen von  Freien Trägern der Wohlfahrtspflege die betreute Person u. a. zur 
Antragsstellung von Transferleistungen und zur Beschaffung von Dokumenten beraten, sie beim Umgang mit Be-
hörden, Vermieter*innen sowie Arbeitgeber*innen, bei der Verwendung ihres Einkommens und beim Abschluss 
von Mietverträgen und bei der Wohnungsabnahme anleiten bzw. sie bei Letzterem in Ausnahmefällen auch unter-
stützen. WuW ist weniger umfassend als  betreutes Einzelwohnen (BEW). Der Personalschlüssel beträgt eine*n 
Sozialarbeiter*in zu 14,9 Leistungsberechtigten bei einer Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden. Je Betreuungstag 
wurden im Jahr 2014 zwischen 17,02 und 18,13 Euro vom jeweiligen Bezirk an die Freien Träger gezahlt.

Link zu den WuW-Vorgaben des Senats: http://www.berlin.de/sen/soziales/themen/vertraege/sgb-xii/kommis-
sion-75/berliner-rahmenvertrag/anlage-5/

◊ Zwangsräumung
Bei einer Zwangsräumung werden Mieter*innen per Räumungsklage von ihren Vermieter*innen aus der Woh-
nung geklagt und schließlich durch eine*n Gerichtsvollzieher*in – notfalls unter Anwendung von Gewalt – ge-
zwungen, die Wohnung zu verlassen.

 anHang 

Tabelle 1: Übersicht ausgewählter parlamentarischer Anfragen im Berliner Abgeordnetenhaus und den 
Bezirksverordnetenversammlungen der Berliner Bezirke zu Zwangsräumungen und Wohnungsnot, 2012 bis 2014

nr. der drucksache titel antragsteller datum

17/10 269 Kleine Anfrage: Räumungsklagen 
und Wohnungsräumungen

Andreas Otto (Grüne) 02.03.2012

17/12 200 Kleine Anfrage: Entwicklung und 
Umgang mit Zwangsräumungen 
von Wohnungen

Elke Breitenbach und Katrin 
Lompscher (Linke)

10.06.2013

17/12 214 Kleine Anfrage: Räumungsklagen 
und Wohnungsräumungen in 
Berlin

Alexander Spieß (Piraten) 10.06.2013

17/12 270 Kleine Anfrage: Obdachlosenun-
terkünfte in Berlin: Bedarf und 
Angebot

Alexander Spieß (Piraten) 18.06.2013

17/12 659 Kleine Anfrage: Wie oft klagten 
landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaften gegen ihre Mieter?

Oliver Höffinghoff (Piraten) 09.12.2013

17/12 964 Kleine Anfrage: Wie viele Woh-
nungslose und Wohnungsnotfälle 
gibt es in Berlin?

Martin Beck (Grüne) 09.12.2013

17/13 159 Schriftliche Anfrage: Woh-
nungslosenpolitik in Berlin (I): 
Weiterentwicklung der Leitlinien

Alexander Spies und Martin 
Delius (Piraten)

30.01.2014

17/13 849 Schriftliche Anfrage: Wie oft 
klagten 2013 landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaften gegen 
ihre Mieter*innen?

Oliver Höffinghoff (Piraten) 20.05.2014

17/13 935 Schriftliche Anfrage: Räumungs-
klagen, Zwangsräumungen und 
die Rolle der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften

Katrin Schmidberger (Grüne) 04.06.2014

17/14 585 Schriftliche Anfrage: Kostensen-
kungen und Wohnungsumzüge 
von ALG-II-Beziehenden in den 
Jahren 2012 bis 2014 in Berlin

Elke Breitenbach und Katrin 
Lompscher (Linke)

19.09.2014

17/14 617 Schriftliche Anfrage: Situation 
und Entwicklung von Belegung, 
Leerstand und Miethöhen von 
(potentiell) belegungs- bzw. miet-
preisgebundenen Wohnungen

Katrin Lompscher (Linke) 25.09.2014

17/14 618 Schriftliche Anfrage: Situation 
und Entwicklung der Wohn-
raumversorgung im geschützten 
Marktsegment in den Jahren 
2013 und 2014

Elke Breitenbach und Katrin 
Lompscher (Linke)

25.09.2014

17/14 652 Schriftliche Anfrage: Wohnsitu-
ation von Leistungsbeziehern 
nach SGB II / SGB XII

Ülker Radziwill (SPD) 01.10.2014

17/14 730 Schriftliche Anfrage: Wie 
erfolgreich ist das „Geschützte 
Marktsegment“?

Katrin Schmidberger (Grüne) 24.09.2014

17/14 731 Schriftliche Anfrage: Konkurrenz 
im Geschützten Marktsegment“

Katrin Schmidberger (Grüne) 24.09.2014
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Aus den Bezirken

Tabelle 2: Klageverfahren der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften gegen Mieter*innen, 2009 bis 2013,  
nach Wohnungsbaugesellschaften

Tabelle 3: Zwangsräumungen, die durch die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften veranlasst wurden,  
2009 bis 2013, nach Wohnungsbaugesellschaften

Quelle: 17/12 659

Quelle: 17/12 659

Bezirk nr. der drucksache titel antragsteller datum

Charlottenburg-
Wilmersdorf

0349/4 Kleine Anfrage: Zwangsräumungen 
und die folgende Unterbringung der 
Betroffenen

Marlene Cieschinger 
(Die Linke)

29.07.2014

Mitte 0509/IV Kleine Anfrage: Zwangsräumungen 
nach Arten von Wohnungs-
eigentümern in Mitte

David Kirschner (Piraten) 30.05.2013

Tempelhof-
Schöneberg

0220/XIX Kleine Anfrage: Zwangsräumungen 
und Räumungsklagen in 
Tempelhof-Schöneberg

Michael Ickes (Piraten) 02.06.2014

wBg 2009 2010 2011 2012 2013
gesamt 
(2009-2013)

GESOBAU 661 655 1.030 1.115 1.259 4.720

degewo 670 660 940 650 1.157 4.077

Gewobag 168 228 168 240 718 1.522

STADT UND 
LAND

503 605 826 310 422 2.666

WBM 484 547 365 275 346 2.017

HOWOGE 490 604 513 393 925 2.925

Summe 2.976 3.299 3.842 2.983 4.827 17.927

BIH/berlinovo 900 1.085 1.068 1.004 805 4.862

wBg 2009 2010 2011 2012 2013
gesamt 
(2009-2013)

GESOBAU 304 329 313 282 252 1.480

degewo 205 197 230 225 198 1.055

Gewobag 168 228 168 240 210 1.014

STADT UND 
LAND

103 104 92 92 76 467

WBM 75 61 76 54 30 296

HOWOGE 98 165 157 140 121 681

Summe 953 1.084 1.036 1.033 887 4.993

BIH/berlinovo 106 110 106 129 125 576

Tabelle 4: Mietrechtsklagen und veranlasste Zwangsräumungen der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften,  
2009 bis 2013, nach Wohnungsbaugesellschaften

Tabelle 5: Anträge auf Übernahme von Miet- und Energieschulden, 2007 bis 2013, nach Berliner Bezirken

* stadtweite Vergleichsdaten für 2009 bis 20012 Quelle: 17/12 659, 17/13 849 und eigene Berechnungen

 Quelle: Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2014b

anzahl
je 1000 Haus-
halte p.a.

anzahl
je 1000 Haus-
halte p.a.

GESOBAU 37.000 4.720 25,5 1.480 8,0 31,4

degewo 73.000 4.077 11,2 1.055 2,9 25,9

Gewobag 58.000 1.522 5,2 1.014 3,5 66,6

STADT UND 
LAND

39.000 2.666 13,7 467 2,4 17,5

WBM 28.000 2.017 14,4 296 2,1 14,7

HOWOGE 54.000 2.925 10,8 681 2,5 23,3

Summe 289000 17.927 12,4 4.993 3,5 27,9

Berlin gesamt* - 4,6 - 2,9 62,5

anzahl anzahl anteil an anträgen
je 1.000 Bedarfs-
gemeinschaften

Mitte 4.007 1.075 26,8 6,7

Tempelhof-Schöneberg 5.240 2.778 38,8 14,5

Steglitz-Zehlendorf 2.393 244 57,8 1,7

Marzahn-Hellersdorf 6.573 2.889 42,3 17,4

Lichtenberg 12.865 4.731 43,5 40,2

Friedrichshain-Kreuz-
berg

4.380 1.383 26,8 7,9

Treptow-Köpenick 6.839 2.401 35,1 12,3

Charlottenburg-
Wilmersdorf

2.218 1.173 11,0 4,1

Spandau 4.447 7.709 65,0 39,5

Pankow 5.286 904 17,1 9,2

Neukölln 9.044 5.601 85,2 18,7

Reinickendorf 6.428 2.034 73,6 8,9

Gesamt 69.720 32.922 47,2 14,6

wBg
wohnungs-
bestand

Klagen räumungen räumungen je Klagen in prozent

anträge ablehnungen
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Tabelle 6: Übernahme von Mieten über der Grenze der Angemessenheit wegen Nachweis der  
erfolglosen Wohnungssuche für Haushalte im SGB II, 2010 bis 2013, nach Bezirken

Tabelle 7: Unterbringung in nichtvertragsgebundenen Einrichtungen Berlin (jeweils zum Stichtag 31.12. des Jahres), 
2005 bis 2013

* Bezieht sich auf alle Überschreitungen der Mietkosten von Haushalten im Geltungsbereich des SGB II und SGB XII Quelle: 17/13935: 5 f.

 Quelle: 17/12 964

2010 2011 2012 2013 gesamt

Charlottenburg-
Wilmersdorf

7 11 15 4 37

Friedrichs-
hain-Kreuzberg

10 2 12 5 29

Lichtenberg 4 2 41 4 51

Marzahn-Hellers-
dorf

4 20 13 13 50

Mitte 205 0 3 1 209

Neukölln 0 2 0 0 2

Pankow 1 26 32 3 62

Reinickendorf 2 2 7 4 15

Spandau 0 0 2 5 7

Steglitz-Zehlendorf 23 28 0 4 55

Tempelhof-
Schöneberg

4 1 0 0 5

Treptow-Köpenick 0 0 0 0 0

Gesamt 260 94 125 43 522

Anteil an allen 
Überschreitungen*

0,29% 0,10% 0,12% 0,06% 0,15%

anzahl der
einrichtungen

Kapazität Belegung Belegungsquote indeX

2005 154 4.326 3.517 81,3 100

2006 139 4.287 3.765 87,8 107

2007 119 4.091 3.536 86,4 101

2008 118 4.000 3.610 90,3 103

2009 112 4.119 3.831 93,0 109

2010 110 3.981 3.981 100,0 113

2011 114 4.470 4.367 97,7 124

2012 114 4.804 4.794 99,8 136

2013 114 5.132 5.116 99,7 145

Steglitz-Zehlendorf 23 28 0 4 55

Tempelhof-
Schöneberg

4 1 0 0 5

Treptow-Köpenick 0 0 0 0 0

Gesamt 260 94 125 43 522

Anteil an allen 
Überschreitungen*

0,29% 0,10% 0,12% 0,06% 0,15%

Tabelle 8: Vermittlungsstand im Geschützten Marktsegment in Berlin, 2001 bis 2013

Tabelle 9: Abgeschlossene Mietverträge im Geschützten Marktsegment in Berlin, 2012, nach Bezirken

Quelle: Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin 2014

* ohne Hestida e.v. (Frauenhäuser) Quelle: 17/12964: 4

 Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, 2003 bis 2013, GSW 2008, 2014 und eigene Berechnungen

erfüllungsquote anrechenbare we Vermittelte we erfüllung

2001 1.350  780  734  54,4

2002 1.350  843  676  50,1

2003 1.350  809 694 51,4

2004 1.350  909 822 60,9

2005 1.372  821 747 54,4

2006 1.369  724 677 49,5

2007 1.369  793 744 54,3

2008 1.360  948 910 66,9

2009 1.360  1.174 1.168 85,9

2010 1.358  1.053 1.062 78,2

2011 1.375  1.001 1.025 74,5

2012 1.376  1.108 1.109 80,6

2013 1.376  1.115 1.114 81,0

anzahl der einrichtungen Kapazität

Bezirk 2012 2013

Mitte 133 81

Friedrichshain-Kreuzberg 79 46

Pankow 166 112

Charlottenburg-Wilmersdorf 80 51

Spandau 67 132

Steglitz-Zehlendorf 55 25

Tempelhof-Schöneberg 58 63

Neukölln 80 57

Treptow-Köpenick 79 91

Marzahn-Hellersdorf 51 124

Lichtenberg 166 217

Reinickendorf 46 115

Gesamt 1.060 1.114

anzahl mietverträge im rahmen des geschützten marktsegments

Tabelle 10: Mietentwicklung in den 20 PLZ-Gebieten mit der höchsten Mietdynamik in Berlin, Bestandsmieten und 
Angebotsmieten, 2007 und 2013

top20 mietdynamik
Bestandsmieten 
(mietspiegel)

angebotsmieten 
(gsw-marktmo-
nitor)

neuvermietungs-
differenz

index
angebotsmieten 
(mietspiegel = 
100)

Zeitspanne der 
amortisierung 
einer räumung in 
monaten

2007 4,19 6,19 2,00 148 42

2013 5,27 10,30 5,03 195 21

Veränderung in % 25,8 66,4 - -  
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Tabelle 12: Schreiben zu Räumungsklagen und Räumungsmitteilungen, Tempelhof-Schöneberg, 2006 - 2013 

Tabelle 13: Vorsprachen in der Sozialen Wohnhilfe Mitte, 2007 bis 2012

Tabelle 11: Angebotsmieten unterhalb der Bemessungsgrenze der KdU, 2007 bis 2013, nach Bezirken 

 Quelle: Sonderauswertung Immobilienscout24, eigene Berechnungen

Quelle: Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg 2014

Bezirk alle
ange-

messen
an-
teil

alle
ange-

messen
an-
teil

alle
ange-

messen
an-
teil

alle
ange-

messen
anteil

Mitte 29.920   15.834  52,9 25.527  11.008  43,1  19.417      4.000  20,6  17.316  2.163  12,5  

Friedrichshain-
Kreuzberg

16.340   6.150  37,6 14.731      3.887  26,4  13.692      1.592  11,6  12.033  1.510  12,5  

Pankow 25.891  11.142  43,0 22.919  7.155  31,2  19.101  3.055  16,0  18.194  2.256  12,4  

Charlbg.-
Wilmersdorf

21.380  
      

5.580  
26,1

    
20.408  

3.590  
     

17,6  
    

16.863  
    1.541  

      
9,1  

    
15.765  

1.945  12,3  

Spandau 11.810  7.426  62,9 15.933  7.636  47,9  10.814      4.887  45,2  5.854  728  12,4  

Steglitz-
Zehlendorf

13.287  3.847  29,0 14.000  3.337  23,8  13.263  2.070  15,6  10.466  1.295  12,4  

Tempelhof-
Schöneberg.

16.691  6.748  40,4 15.527  5.616  36,2  11.728  2.617  22,3  8.559  1.046  12,2  

Neukölln 17.149  11.137  64,9 16.316  9.149  56,1  11.156  3.852  34,5  8.885  1.121  12,6  

Treptow-
Köpenick

16.534  9.252  56,0 16.322  8.267  50,6  9.946  3.860  38,8  7.703  1.008  13,1  

Marzahn-
Hellersdorf

18.435  12.770  69,3 19.864  12.933  65,1  11.524  8.175  70,9  5.955  733  12,3  

Lichtenberg 9.524 6.267  65,8      8.895      5.630  63,3       6.377      2.709  42,5  5.241  669  12,8  

Reinickendorf 11.127      7.029  63,2 10.174      5.908  58,1       8.916  3.596  40,3  6.332  752  11,9  

Gesamt 208.088  103.182  49,6 200.616  84.116  41,9  152.797  41.954  27,5  122.303  15.226  12,4  

2007 2009 2011 2013 plZ 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 gesamt

10777 54 42 56 43 50 48 36 23 352

10779 34 16 34 25 29 25 13 25 201

10781 65 57 47 54 51 49 35 33 391

10783 87 83 109 106 87 83 67 42 664

10785 8 9 29 15 14 10 17 6 108

10787 24 19 15 22 26 27 23 20 176

10789 26 12 12 16 4 8 8 6 92

10823 21 36 39 25 27 35 26 39 248

10825 36 37 38 36 30 44 32 31 284

10827 80 74 102 73 68 44 75 52 568

10829 59 66 50 73 64 64 55 50 481

10965 3 4 6 7 3 3 3 4 33

12099 88 86 115 113 121 120 87 56 786

12101 75 66 74 91 81 70 56 36 549

12103 102 77 100 119 98 111 97 80 784

12105 96 90 112 90 100 92 89 75 744

12107 72 89 69 79 69 77 55 68 578

12109 39 61 51 46 24 21 29 27 298

12157 54 68 78 57 80 73 46 55 511

12159 29 39 55 37 34 29 30 26 279

12161 56 48 38 45 46 45 30 30 338

12163 3 0 2 1 0 1 2 0 9

12169 1 1 0 0 1 0 0 0 3

12249 3 1 0 2 2 1 0 0 9

12277 29 27 29 16 23 19 36 39 218

12279 45 35 52 49 67 83 61 52 444

12305 58 64 57 70 66 62 55 41 473

12307 23 23 18 22 27 22 24 15 174

12309 60 68 73 53 79 104 74 55 566

14197 5 3 3 0 5 7 7 3 33

Gesamt 1335 1301 1463 1385 1376 1377 1168 989 10394

Quelle: Bezirksamt Mitte 2014

Jahr durchschnittliche Vorsprachen/monat

2007 991

2008 1078

2009 1021

2010 1198

2011 1216

2012 1325
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Tabelle 14a: Beschiedene Anträge* auf die Übernahme von Miet- und Energieschulden in Berlin nach Bezirken nach SGB 
II, 2007 bis 2013

Tabelle 14b: Anteil der abgelehnten Anträge auf die Übernahme von Miet- und Energieschulden in Berlin nach Bezirken, 
2007 bis 2013

Bezirk 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013
ge-

samt
anteil

je 1.000 HH 
p.a.

je 1.000 Bg 
p.a.

Mitte  741   571   517   470   562   503   643   4.007   5,7  4,6        13,4

Tempelhof-
Schöneberg

 649   923   963   888   712   469   636   5.240   7,5  6,2         26,8

Steglitz-
Zehlendorf

 303   390   472   357   299   273   299   2.393   3,4  3,4 24,3

Marzahn-
Hellersdorf

 1.019   751   901   1.057   940   1.130   775   6.573   9,41 11,2 34,4

Lichtenberg  2.492   1.945   1.872   2.018   1.324   1.663   1.551   12.865   18,5  18,6 73,5

Friedrichshain-
Kreuzberg

 995   808   799   600   475   363   340   4.380   6,3  5,6 19,2

Treptow-
Köpenick

 446   475   470   831   1.578   990   2.049   6.839   9,8  12,7 58,2

Charlottenburg-
Wilmersdorf

 419   311   387   317   303   251   230   2.218   3,2  2,6 13,8

Spandau  988   928   575   420   285   604   647   4.447   6,4  7,2 26,8

Pankow  884   840   952   764   775   632   439   5.286   7,6  5,1 27,1

Neukölln  1.402   1.370   1.133   1.575   1.254   1.239   1.071   9.044   13,0  12,0 31,6

Reinickendorf  675   739   993   945   1.152   1.107   817   6.428   9,2  12,0 44,3

Gesamt 3 1 4 2  9.659   9.224   9.497  0  100  8,0 30,9

Bezirk 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 gesamt

Mitte 25,9 31,0 28,8 25,3 26,2 21,5 28,5 26,8

Tempelhof-
Schöneberg

33,1 36,2 37,9 38,1 40,3 40,5 48,0 38,8

Steglitz-Zehlendorf 53,5 44,6 51,7 61,3 63,2 67,8 70,2 57,8

Marzahn-Hellersdorf 38,6 34,4 38,2 39,5 43,9 53,5 44,9 42,3

Lichtenberg 35,7 35,2 41,2 64,7 40,2 43,2 45,1 43,5

Friedrichshain-
Kreuzberg

21,7 22,8 30,9 38,7 31,8 22,0 18,5 26,8

Treptow-Köpenick 16,1 14,7 13,0 35,7 43,2 45,3 37,7 35,1

Charlottenburg-
Wilmersdorf

13,1 11,3 16,5 10,7 6,9 6,8 7,8 11,0

Spandau 75,4 81,0 76,5 61,2 40,0 50,3 42,8 65,0

Pankow 15,6 15,5 15,4 25,8 16,9 16,1 13,4 17,1

Neukölln 79,8 86,1 88,1 91,7 86,4 83,4 79,6 85,2

Reinickendorf 72,1 71,6 74,8 81,3 78,6 63,3 73,1 73,6

gesamt 42,5 44,8 45,6 55,0 48,2 48,7 46,2 47,2

*Umfasst alle Ablehnungen und Bewilligungen von Anträgen auf die Übernahme von Mietschulden                   Quelle: Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2014 Quelle: Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2014b
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